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Revier ohne Zukunft? 

Die Schließung des Opelwer¬ 
kes Ende 2014 hätte katast¬ 
rophale Auswirkungen auf 
die gesamte Region 
Seite 3 


Sozialismus Inside 

Fakten und Infos über Kuba 
und die „Cuban5“erhielten 
Besucher der SDAJ-Veran- 
staltungen aus erster Hand. 
Seite 8 und 13 


Das erste KZ 

Am 21. März 1933 wur¬ 
de auf dem Heuberg 
das erste KZ einge¬ 
richtet. 

Seite 16 


PVSt K 4956 D - Entgelt bezahlt 




Unter die Räuber 


gefallen 



V ielleicht war es ja so: Den Euro- 
Rettern um Wolfgang Schäub¬ 
le gehen bekanntlich die Re¬ 
serven aus. „Gehebelte“ Fonds und 
Finanzakrobatik gegen Finanzakroba¬ 
tik. Das macht sich nicht sonderlich - 
zumindest nicht bei professionellen 
Anlegern. Zwar war zwischenzeitlich 
die EZB mit dem Versprechen einge¬ 
sprungen, im Notfall den Deckel für 
alle bezahlen zu wollen, trotzdem gilt 
es neue Geld-Quellen zu erschließen. 
Warum also nicht Geld dort abholen, 
wo es sich - zufällig - in unmittelbarer 
Reichweite befindet. Auf einem Bank¬ 
konto. Was Not tat für diese Enteig¬ 
nung war eine zugkräftige Begrün¬ 
dung. 

Als Erstes verwandelten sich umwor¬ 
bene Investoren, denen zuliebe man 
auch schon mal die Verfassung infra¬ 
ge stellt, in russische Oligarchen, und 
biedere Euros in mafioses Schwarz¬ 
geld. Das wurde natürlich nicht mehr 
investiert, sondern auf der ehemaligen 
Euro-Musterinsel vor dem Zugriff des 
Fiskus gebunkert. (Nicht erklärt wur¬ 
de, worin genau der Unterschied zu 
den deutschen Oligarchen Karl Aldi, 
Susanne Klatten, August Oetker ..., 
und zur Schwarzgeldoase Luxemburgs 
besteht.) 

Als Zweites präsentierte die Troika 
einen derartig desaströsen Plan (Die 
Außerkraftsetzung der Einlagensiche¬ 
rung), dass alles was danach kam, nach 
Erlösung klingen musste. Mittlerweile 
gilt der schlichte Tatbestand, dass es 
die Insel nach 12 Tagen Finanzstill¬ 
stand physisch noch gibt, als Helden¬ 
tat. Doch der Geist ist aus der Flasche. 
Ein Euro ist nicht mehr ein Euro. Und 
jeder in den Eurokrisenstaaten (in den 
anderen später) darf sich nun fragen, 
ob er noch alle fünf Sinne beieinander 
hat, falls er zufällig noch etwas auf sei¬ 
nem Konto haben sollte. 

Nun ist hier nicht der Ort an dem das 
Hohe Lied des wohltätigen Finanzin¬ 
vestors gesungen wird. Natürlich wäre 
eine drastische Reduktion (Enteig¬ 
nung) des exorbitanten, schon lange 
nicht mehr in der Real Wirtschaft anla¬ 
gefähigen Kapitals dringend notwen¬ 
dig - nur um den banalen kapitalisti¬ 
schen Reproduktionsprozess wieder 
in Schwung zu bringen. Von weiterge¬ 
henden Zielstellungen mal ganz abge¬ 


sehen. Aber darum ging es nicht. Wer 
wirklich etwas auf dem Konto hatte, 
war längst über alle Berge. 

Die Troika besteht aus IWF, EZB und 
EU - nicht gerade das Schreckge¬ 
spenst der Spekulationsbranche. Die¬ 
ses Prisenkommando hat nun mit dem 
Schreckgespenst Russenmafia Gutha¬ 
ben über 100 000 Euro beschlagnahmt, 
Geld, das in Zypern zur falschen Zeit 
am falschen Ort war. Das kann tat¬ 
sächlich Schwarzgeld sein von irgend¬ 
wo, aber auch der Erlös des Rentners 
Christos aus einem Häusleverkauf, mit 
dem er sich seine Altersversorgung fi¬ 
nanzieren wollte. Und wer garantiert 
die 100 000 Euro? An Willkür und 
Wirkung kaum zu überbieten. 

Die willkürliche Konfiszierung von 
5,8 Mrd. Euro (warum nicht 1,6 oder 
10,9 Mrd.?) wird naturgemäß nicht, wie 
nun von der Troika verkündet, die Auf¬ 
nahme weiterer Schulden begrenzen. 
Im Gegenteil. Indem die Troika klar¬ 
gestellt hat, dass Zypern der eindeu¬ 


tig falsche Ort für Geld- und andere 
Geschäfte ist, dürften sich - und zwar 
nicht nur bei der jetzt abzuwickelnden 
Laiki-Bank - die Geschäftsvolumina 
drastisch reduzieren. So schnell es die 
Kapitalverkehrskontrollen irgend zu¬ 
lassen. Allein der Absturz des Banken¬ 
sektors dürfte bei einem Verhältnis der 
Bilanzen zum BIP von 8:1 seine Wir¬ 
kung auf die Gesamtwirtschaft nicht 
verfehlen. Zypern steht ein realwirt¬ 
schaftlicher Absturz bevor, der den 
griechischen deutlich in den Schatten 
stellen könnte. Nicht zuletzt auch des¬ 
halb, weil Regierungschef Anastasiadis 
nicht bereit ist, den Euro-Stecker zu 
ziehen, um zumindest dem verbliebe¬ 
nen Tourismus durch Abwertung auf 
die Beine zu helfen. 

Nun ist Zypern klein und die 5,8 Mrd. 
Euro machen den ESM-Kohl nicht 
fett. Warum also brutaistmöglich und 
warum nicht Aktionäre und Anteils¬ 
eigner? In ungeplanter Offenheit hat 
der neue Eurogruppenchef Jeroen 


Dijsselbloem bekannt gegeben, dass 
die Einlegerbeteiligung durchaus als 
Blaupause für künftige Rettungen 
zu verstehen sind. Da dürfte er wohl 
Recht haben. 

Die Erfolge der Griechenland-Ret¬ 
tung, haben sich in Form von faulen 
und geplatzten Krediten in den zwei¬ 
fellos überdimensionierten, aber ver¬ 
gleichsweise solide finanzierten zyp¬ 
rischen Bankensektor vorgearbeitet. 
Dieser wird nun abrupt eingedampft. 
Die Zyprer verlieren nicht nur viel 
Geld, sondern was noch schlimmer 
ist, ihre Autonomie, ihr Geschäftsmo¬ 
dell und jede Perspektive. Leider darf 
man ziemlich sicher sein, dass die Troi¬ 
ka diesen Marsch in den Abgrund mit 
den bekannten Austeritätsdiktaten 
nach Kräften zusätzlich befeuern wird. 
Eine Blaupause, die man sich ansehen 
sollte. Die nächsten Opfer (Slowenien) 
sind schon im Visier. 

Klaus Wagener 


Gute und lautstarke Ostermärsche 

Pressemitteilung des Bundesausschusses Friedensratschlag 


Zu den diesjährigen Ostermärschen, 
die am Montag in Chemnitz, Dort¬ 
mund, Frankfurt a.M., Hamburg, Kas¬ 
sel, Nürnberg und anderen Städten zu 
Ende gingen, erklärte der Sprecher des 
Bundes aus schuss es Friedensratschlag 
zusammenfassend: 

Wer die Ostermärsche nur an den 
Teilnehmerzahlen misst und dabei als 
Maßstab die außergewöhnlich großen 
Proteste des Jahres 1983 heranzieht, 
sollte auch einmal die Gegenrechnung 
anstellen: Betrachtet man die Oster¬ 
märsche seit ihrem Beginn 1960, so 
gibt es ein paar „Ausreißer“ nach oben 
Ende der 60er Jahre (Vietnamkrieg), 
Anfang der 80er Jahre, 1991 (2. Golf¬ 
krieg) und 2003 (Irakkrieg). Die üb¬ 
rigen 55 bis 57 Ostermärsche waren 
ähnlich groß oder meist weniger gut 
besucht wie die Ostermärsche 2013. 


Die bundesweite Ostermarschzen¬ 
trale bilanziert deshalb vor den Ab¬ 
schlusskundgebungen vollkommen zu 
Recht eine „stabile Beteiligung“. 

Der Bundesausschuss Friedensrat¬ 
schlag stellt fest: Tausende von Frie¬ 
densdemonstranten sind bei winter¬ 
lichen Temperaturen landauf land¬ 
ab auf die Straße gegangen, um ihre 
Forderungen in die Öffentlichkeit zu 
tragen: Stoppt die Waffenexporte, kei¬ 
ne Auslandseinsätze der Bundeswehr 
(Soldaten zurück aus Afghanistan, 
Mali, Türkei), keine Kampfdrohnen 
für die Bundeswehr! Weitere The¬ 
men waren die aggressive Werbung 
der Bundeswehr an Schulen und auf 
Jahrmärkten sowie die Versuche, 
Kriegsforschungsaktivitäten an den 
Hochschulen zu etablieren. Regionale 
Proteste richteten sich beispielsweise 


gegen die Lagerung von Atomwaffen 
auf deutschem Boden (Büchel), gegen 
den Bau eines Gefechtsübungszen¬ 
trums in der Colbitz-Letzlinger Heide, 
in dem die Bundeswehr den Guerilla¬ 
kampf und den städtischen Nahkampf 
trainiert, sowie gegen die Produktion 
von Kampf- und Schützenpanzern für 
den Export nach Saudi-Arabien oder 
Indonesien (Kassel). 

Ein „Renner“ war die von der Frie¬ 
densbewegung erst vor kurzem aus 
der Taufe gehobene Unterschriften¬ 
sammlung unter den Appell „Kei¬ 
ne Kampfdrohnen!“ Darin werden 
Bundesregierung und Bundestag auf¬ 
gefordert, auf die Beschaffung bzw. 
Produktion von unbemannten be¬ 
waffneten Drohnen zu verzichten. 
Der Bundesausschuss Friedensrat¬ 
schlag sieht gute Erfolgschancen für 


die Kampagne: „Killerdrohnen wer¬ 
den nicht nur von der Friedensbewe¬ 
gung, sondern von großen Teilen der 
Bevölkerung abgelehnt“, sagte dessen 
Sprecher. Die überraschende Ankün¬ 
digung der Bundesregierung, über de¬ 
ren Anschaffung erst 2014 entschei¬ 
den zu wollen, sei bereits ein „erster 
Rückzieher, der den bevorstehenden 
Bundestagswahlen geschuldet ist“. Die 
Friedensbewegung wird diese Frage - 
zusammen mit den Auslandseinsätzen 
und den Waffenexporten - zu zen¬ 
tralen Prüfsteinen für die Wahlen im 
Herbst machen. 

Insgesamt also, so lautet das Fazit des 
Friedensratschlags, „haben wir gute, 
lautstarke und in die Zukunft weisen¬ 
de Ostermärsche erlebt“. 

Für den Bundesausschuss Friedensrat¬ 
schlag: Peter Strutynski (Sprecher) 


Thema der Woche 


Ostermärsche 2013 

Tausende von Demonstranten gin¬ 
gen - bei winterlichen Temperatu¬ 
ren - in diesem Jahr zu Ostern auf die 
Straße. Anlässe dafür gab es genug ... 
Auszüge aus Erklärungen und Re¬ 
den sowie einige Berichte auf den 

Seiten 4 und 9 


Aktionen UmFAIRteilen 

12. April 

Greifswald: Demonstration, Mühlen¬ 
tor 1,16.00 Uhr. 


München: Umfairteilen flashmob 
zur Münchner Luxus-Shoppingmeile 
Maximilianstraße, 11.55 Uhr. 

13. April 


Dresden: Kundgebung, Dr.-Külz-Ring 
vor der Altmarkt-Galerie, 13.00 Uhr. 


Berlin: UmFAIRteilens-Markt mit Ak¬ 
tions- und Menschenkette, Potsdamer 
Platz, 13.00 Uhr. 


Hamburg: Kundgebung, anschließend 
Aktionen, Rathaus, 13.00 Uhr. 

Kiel: Aktionszug UmFAIRteilen, Vine- 
taplatz, 11.00 Uhr. 

Bremen: Aktionstag UmFAIRteilen, 
bei den Bremer Stadtmusikanten, 
11.00 Uhr. 


Hannover: Kröpcke, Infostand 
11.00 Uhr, Demo 12.00 Uhr. 


Hameln: Aktion UmFAIRteilen, Reich¬ 
tum besteuern; Osterstraße, 11.00 Uhr. 


Gütersloh: Rückwärts-Demo, Berliner 
Straße/Münster Straße; 11.00 Uhr. 


Bielefeld: Aktion Vermögenssteuer 
statt Kürzungswahn,Jahnplatz vor 
Commerzbank, 12.00 Uhr. 


Kassel: UmFairTeilen-Aktionen, Königs¬ 
platz, 11.00 Uhr. 


Marburg: Aktionstag, Stadthalle, 
11.45 Uhr. 


Göttingen: Kundgebung, Jakobikirch- 
Vorplatz, 11.00 Uhr. 


Braunschweig: Aktionspunkte in der 
Innenstadt, 11.00 Uhr. 


Salzgitter: Kundgebung, In den Blu¬ 
mentriften, 11.00 Uhr. 


Düsseldorf: Kundgebung, Rathaus¬ 
platz, 11.00 Uhr. 


Wuppertal: Kundgebung, Laurentius¬ 
platz, 16.00 Uhr. 


Remscheid: Aktionen, Allee Center 
Brunnen, 10.00 Uhr. 


Dortmund: Kundgebung, Reinoldikir- 
che Nordseite, 11.00 Uhr. 


Bochum: Aktionstag mit Demo und 
Kundgebung; ver.di-Haus, Universitäts¬ 
straße 76; 11.55 Uhr. 


Duisburg: Aktion, Königstraße, 
11.00 Uhr. 


Osnabrück: Aktionstag, Nikolaiort 2, 
11.00 Uhr. 


Köln: Frauenwiderstandscamp, Dom¬ 
platte, 13.00 Uhr. 


Köln: „Wem gehört die Welt?“, Melchi¬ 
orstraße 12,10.00 Uhr. 


Trier: Aktionstag; Fahrstraße/Hand¬ 
werkerbrunnen, 11.00 Uhr. 


Siegen: Aktionen, Bahnhofstraße, 
11.00 Uhr. 


Darmstadt: Aktionstag, Luisenstra¬ 
ße 1-3,10.00 Uhr. 


Fortsetzung siehe Seite 15 
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Kolumne von Manfred Dietenberger 

Arbeitskosten ein Drittel 
über EU-Schnitt - na und? 


„Arbeitskosten in Deutschland 2012 
um 32 % höher als im EU-Durch- 
schnitt“ meldete das Statistische 
Bundesamt und lieferte eine Menge 
Zahlen. So auch, dass die in Deutsch¬ 
land tätigen Unternehmen 2012 rund 
31 Euro je Arbeitsstunde für Löhne 
und Lohnnebenkosten ausgeben 
mussten. Es ist sicher alles andere 
als Zufall, wenn gerade jetzt, wäh¬ 
rend die Tarifverhandlungen im Ta¬ 
rifbereich der IG Metall, ver.di usw. 
laufen und gleichzeitig immer öfter 
und lauter die Exportlastigkeit der 
deutschen Wirtschaft für den Nieder¬ 
gang der südeuropäischen Krisenlän¬ 
der mitverantwortlich gemacht wird, 
das Statistische Bundesamt diese 
Meldung in den Blätterwald ruft. 
Und alle vom Kapital ausgehaltenen 
Medien übernehmen die Schlagzeile 
und melden: Die Arbeitgeber in der 
deutschen Privatwirtschaft bezahl¬ 
ten im Jahr 2012 durchschnittlich 31 
Euro (In der Industrie 35,20 Euro) 
für eine geleistete Arbeitsstunde. 
Das deutsche Arbeitskostenniveau 
liege damit innerhalb der EU auf 
Rang acht. 

Im Vergleich zum Nachbarland 
Frankreich beispielsweise waren es 
11 % weniger. Schweden hatte mit 
41,90 Euro die höchsten, Bulgarien 
mit 3,70 Euro die niedrigsten Ar¬ 
beitskosten je geleistete Stunde. Was 
soll damit erreicht werden? Man will 
uns damit Angst machen, die deut¬ 
sche Wirtschaft sei dabei ihre Wett¬ 
bewerbsfähigkeit zu verlieren. „Die 
Standortfrage kehrt zurück“, jam¬ 
mert und wehklagt z.B. Anton Bör¬ 
ner, Präsident des Groß- und Außen¬ 
handelsverbandes BGA. In Wahrheit 
sagen uns die Zahlen des Statisti¬ 
schen Bundesamtes etwas ganz an¬ 
deres. Trotzdem die Arbeitskosten in 
der deutschen Privatwirtschaft 2012 
um 2,8 Prozent angestiegen sind, und 
dadurch um gerade mal 0,7 Prozent 
mehr als im EU-Durchschnitt, ist 
die Bundesrepublik gegenüber 2011 
vom siebten sogar auf den achten 
Rang unter den EU-Ländern zurück¬ 
gefallen. Neben Schweden, Belgien, 
Dänemark, Frankreich, Luxemburg 
und den Niederlanden wies im ver¬ 
gangenen Jahr auch Finnland höhere 
Arbeitskosten auf. 

Die Arbeitskosten haben aber nicht 
direkt etwas mit den tatsächlichen 
Löhnen zu tun. So waren zum Bei¬ 
spiel im Jahr 2009 die durch die Krise 
nicht ausgelasteten Kapazitäten und 
der Rückgang der geleisteten Ar¬ 
beitsstunden (Abbau von Arbeits¬ 
zeitkonten, Kurzarbeit) in Deutsch¬ 
land mit Ursache für den Anstieg der 
Arbeitskosten je geleisteter Stunde. 
Im Vergleich der Arbeitskosten für 
das Verarbeitende Gewerbe liegt 
Deutschland weiterhin auf dem fünf¬ 
ten Platz. Das heißt die Unternehmen 
haben zwar im Verhältnis zum Kapi¬ 
taleinsatz höhere Arbeitskosten, aber 
damit haben die einzelnen Beschäf¬ 
tigten noch lange nicht höhere Löh¬ 
ne, gemessen am Produktivitätsfort¬ 
schritt. In den letzten zwanzig Jahren 
wurde in den Tarifrunden der Ver¬ 
teilungsspielraum nie ausgeschöpft. 
Über den gesamten Zeitraum gese¬ 
hen blieben die Arbeitskosten sogar 
um fast 15 Prozent hinter der Produk¬ 
tivität zurück und nicht zuletzt damit 
erklärt sich denn auch zum Teil die 





gigantische Umverteilung der Ein¬ 
kommen zugunsten der Unterneh¬ 
mensbesitzer. Wenn das Statistische 
Bundesamt die Arbeitskosten als so 
wichtig darstellt, hat das Methode. 
Damit wird quasi neue, regierungs¬ 
amtlich abgesegnete Munition für die 
Propaganda von den „viel zu hohen 
Lohnkosten“ geliefert. Über die Kon¬ 
kurrenzfähigkeit sagen die Arbeits¬ 
kosten aber nicht sonderlich viel aus. 
Die Arbeitskosten setzen sich aus 
Bruttoverdiensten und den angebli¬ 
chen „Lohnnebenkosten“ zusammen. 
In Wirklichkeit sind diese „Lohnne¬ 
benkosten“ nichts anderes als vor¬ 
enthaltener Lohn, der in jeder Tarif¬ 
runde den Arbeiterinnen und ihren 
Gewerkschaften zur Begründung des 
niedrigen Abschlusses unter die Nase 
gehalten wird. „Lohnnebenkosten“, 
ist der vorenthaltene Lohn, den der 
Unternehmer zu den Sozialbeiträgen 
der Beschäftigen zuzahlen muss - vor 
allem zu den gesetzlichen Beiträgen 
zur Sozialversicherung sowie die Auf¬ 
wendungen für die betriebliche Al¬ 
tersversorgung und für die Lohn- und 
Gehaltsfortzahlungen im Krankheits¬ 
fall. 2012 zahlten die Arbeitgeber auf 
100 Euro Bruttoverdienst zusätzlich 
27 Euro Lohnnebenkosten. Im EU- 
Schnitt waren es 32 Euro. Im EU-Lis- 
ting lag Deutschland mit Rang 16 da¬ 
mit im Mittelfeld. In Schweden wur¬ 
den auf 100 Euro Lohn mit 51 Euro 
und Frankreich 50 Euro die höchsten, 
in Malta aber mitlO Euro die nied¬ 
rigsten Lohnnebenkosten gezahlt. 
Viel entscheidender sind aber die 
Lohnstückkosten (Lohnkosten im 
Verhältnis zur Arbeitsproduktivität.) 
Doch das passt nicht zur Lügenpro¬ 
paganda in den Medien. Die Ent¬ 
wicklung des Lohns und der Lohn¬ 
stückkosten lief in den letzten 20 
Jahren weit auseinander. Vergleicht 
man nur die Arbeitskosten je Stunde 
der verschiedenen EU-Länder, ver¬ 
gleicht man eigentlich Birnen mit 
Äpfeln. Denn die alleinige Betrach¬ 
tung von Arbeitskosten in Bezug auf 
absolute Kosten ist genauso daneben 
wie der Vergleich der Unterhaltskos¬ 
ten für einen Eselskarren und einen 
Sattelzug. Setzt man die hierzulan¬ 
de gezahlten Löhne und Gehälter 
in Deutschland in Relation zu den 
ständig steigenden Lebenshaltungs¬ 
kosen, ist die Arbeit in Deutschland 
noch immer viel zu billig. 

Übrigens: In der Schweiz wird gerade 
versucht, eine Abstimmungsinitiati¬ 
ve zum Thema „Für den Schutz fairer 
Löhne“ zu starten. Hier geht es um ei¬ 
nen Mindestlohn von 22 Franken (ca. 
18,30 Euro) Und da wird hierzulande 
mit dem Vergleich z.B. mit Rumäni¬ 
en, Bulgarien, Lettland, Portugal, Un¬ 
garn usw. bewusst der Eindruck er¬ 
zeugt, die Löhne wären mit rund 31 
Euro im EU-Durchschnitt zu hoch. 


Keine Demo ohne UZ 

Am 13. April findet in zahlreichen Städten der dezentrale Aktionstag „UMfairTEILEN - Reich¬ 
tum besteuern“ statt. Damit möglichst viele UZ verkauft werden können, bieten wir die 
Zeitung zu besonders günstigen Bezugspreisen an. 

10 UZ 10,00 Euro, 20 UZ 20,00 Euro, 50 UZ 25,00 Euro, 100 UZ 30,00 Euro, 

200 UZ 40,00 Euro 

Alle Preise inklusive Versandkosten! Auch andere Liefermengen möglich. Bestellungen bitte 
bis spätestens Montag, 8. April an Gustl Ballin, ballin@odn.de. 


Für die Aktionstage UMfairTEILEN steht den Parteigruppen neben der UZ ab 
Montag, dem 7. April, auch ein Flugblatt des Parteivorstandes (Kopiervorlage) 
zum Download aufwww.dkp.de zur Verfügung. 


Endlich Reichtum stärker besteuern 

DKP-Parteivorstand unterstützt den Aufruf des Bündnisses Umfairteilen 


B is zur Bundestagswahl im Septem¬ 
ber sammelt das Bündnis Umfair¬ 
teilen Unterschriften unter ihrem 
Aufruf „Umfairteilen - Reichtum be¬ 
steuern? Über 22 000 Unterschriften 
liegen mittlerweile vor, die zur Bun¬ 
destagswahl im September noch vor 
der Wahl zu einem passenden Anlass 
öffentlichkeitswirksam den Parteifüh¬ 
rungen übergeben werden sollen, um 
nach dem Wahltermin da¬ 
mit Druck in der Zeit der 
Koalitionsverhandlungen 
zu machen. Damit soll die 
Debatte weiter in die Breite 
getragen und der politische 
Druck erhöht werden. Kei¬ 
ne Bundesregierung, egal 
welcher Couleur, soll sich 
an der Umfairteilung vor¬ 
beimogeln können. (siehe 
auch www.umfairteilen.de/ 
start/home/) 

In dem Aufruf „Höchste 
Zeit zum Umfairteilen!“ 
heißt es unter anderem: 

„In den letzten Jahren ha¬ 
ben die Regierenden mit 
Steuersenkungen und Ban¬ 
kenrettung massiv von un¬ 
ten nach oben umverteilt. 

Wir wollen nicht, dass die 
Schere zwischen Arm und 
Reich immer weiter aus¬ 
einandergeht und öffentli¬ 
che und soziale Leistungen 
weiter verschlechtert wer¬ 
den. Es gibt eine Alternati¬ 
ve: Umfairteilen! Jetzt muss 
endlich übergroßer Reich¬ 
tum stärker besteuert wer¬ 
den! Wir fordern: 


★ eine dauerhafte Vermögensteuer 
und eine einmalige Vermögensabga¬ 
be - möglichst europaweit koordiniert; 

★ einen konsequenten Kampf gegen 
Steuerbetrug und Steueroasen, auch 
auf internationaler Ebene. 

Wir brauchen Geld für Investitionen 
in mehr Bildung und Soziales, Pflege 
und Gesundheit, in bessere öffentliche 
Infrastruktur, sozialen Wohnungsbau 


und die Energiewende. Wir brauchen 
finanzielle Spielräume für den Schul¬ 
denabbau und internationale Armuts¬ 
bekämpfung. Und es geht um gelebte 
Solidarität in unserer Gesellschaft.“ 

Unterstützung „Umfairteilen“ 

Der Parteivorstand der DKP hat auf 
seiner ersten Sitzung die Unterstüt¬ 
zung der dezentralen Aktionen „Um¬ 
fairteilen“ am 13. April 2013 
beschlossen und den zentra¬ 
len Aufruf der Initiative un¬ 
terzeichnet. 

In dem Beschluss heißt es: 
„Der Parteivorstand ruft 
alle Gruppen und Mitglie¬ 
der der DKP auf, sich ak¬ 
tiv an der Planung, Vorbe¬ 
reitung und Durchführung 
der Aktivitäten regionaler 
Bündnisse zu beteiligen. 
Begründung: In der gemein¬ 
samen Entwicklung von Al¬ 
ternativen gegen den Sozial¬ 
abbau, in der gemeinsamen 
Aktion und den dort mög¬ 
lichen und in Veranstaltun¬ 
gen zu führenden Diskus¬ 
sionen um alternative Ge¬ 
sellschaftsmodelle können 
Kommunistinnen der DKP 
die Arbeiterklasse und die 
Menschen ansprechen und 
überzeugend für eine ande¬ 
re Politik wirken. Dabei sind 
breitest mögliche Bündnis¬ 
se - auch für punktuelle 
Forderungen - zu unter¬ 
stützen. Weitere Informati¬ 
onen: http://umfairteilen.de/ 
start/mitmachen/ 


VIA fair TEILEN 



Reichtum 

besteuern 


„Wir sagen NEIN zu einem Europa der 
Banken und Konzerne!“ 


Blockupy Frankfurt ruft zu Protesten und Widerstand gegen die neoliberale Kürzungspolitik in Europa auf 


Die Blockupy-Bewegung ruft dazu auf, 
sich an den geplanten Krisenprotesten 
am 31. Mai und 1. Juni 2013 in Deutsch¬ 
land zu beteiligen. Der Parteivorstand 
der DKP hat die Unterstützung der 
Vorbereitung und Durchführung der 
Proteste in Frankfurt am Main auf sei¬ 
ner letzten Sitzung beschlossen, sowie 
die Unterzeichnung des zentralen Auf¬ 
rufs der Initiative. Alle Gruppen und 
Mitglieder der DKP sind aufgerufen, 
„sich an den örtlichen Vorbereitungs¬ 
bündnissen, die zu einer gemeinsamen 


ter privatisiert. Mindestlöhne werden 
gesenkt, Tarifverträge und der Kün¬ 
digungsschutz ausgehebelt. In Grie¬ 
chenland wurden der Kündigungs¬ 
schutz und die Tarifverträge praktisch 
aufgehoben, die Löhne sollen so lange 
sinken, bis die ,Wettbewerbsfähigkeit 4 
der Unternehmen wieder hergestellt 
ist. Das Gesundheitssystem wurde ka¬ 
puttgespart. 

Die neoliberale Kürzungspolitik in Eu¬ 
ropa will die Krise durch Verarmung 
in Südeuropa und eine neue Welle von 



Foto: Deymann 


Wir zahlen NlCH f für eure 

Für eine solidarische Gesellschaft! KRISE 


Fahrt nach Frankfurt mobilisieren, zu 
beteiligen und selbst als DKP sichtbar 
vor Ort und während der Aktionen in 
Frankfurt/Main teilzunehmen“. 

In Vorbereitungen auf die Aktion ha¬ 
ben Gewerkschafterinnen und Ge¬ 
werkschafter aus Stuttgart einen Auf¬ 
ruf verfasst, in dem es unter anderem 
heißt: 

„Die sogenannte ,Euro-Krise 4 wird 
von den wirtschaftlichen und politi¬ 
schen Eliten dazu genutzt, um eine 
neue Welle des neoliberalen Umbaus 
voranzutreiben. In vielen Ländern Eu¬ 
ropas finden Massenentlassungen im 
öffentlichen Dienst statt. Das Renten¬ 
eintrittsalter wird heraufgesetzt, die 
Arbeitslosenversicherung beschnit¬ 
ten und öffentliches Eigentum wei- 


Lohn- und Sozialdumpings in der ge¬ 
samten EU überwinden. Die deutsche 
Agenda 2010 wird dabei zum Vor¬ 
bild 4 (Merkel) für die Durchsetzung 
von Lohnsenkungen, Sozialabbau und 
Privatisierungen in ganz Europa er¬ 
klärt. Das schwächt auch unsere Rech¬ 
te als Beschäftigte, als aktive Gewerk¬ 
schafterinnen und Gewerkschafter in 
Deutschland! Über Kostensenkungen 
in den Betrieben, Schuldenbremsen 
und absehbare Kürzungspolitik wird 
der Druck auf die Löhne, Arbeitsbe¬ 
dingungen und die öffentliche Da¬ 
seinsvorsorge auch hierzulande erhöht. 
Wir wissen schon lange, dass die ,Ret¬ 
tungspakete 4 nur die Gläubiger retten 
und nicht die Bevölkerungen der süd¬ 
europäischen Länder. Wir wissen, dass 


die Gelder aus dem ESM nur dazu 
dienen, die Zahlungsfähigkeit für die 
Staatsschulden zu erhalten, die Macht 
der Vermögensbesitzer auf den Finanz¬ 
märkten wird nicht in Frage gestellt! 
Wir wissen auch, dass wirtschaftspo¬ 
litisch keine nennenswerten Kursän¬ 
derungen stattgefunden haben und 
die Vermögen einiger Weniger weiter 
wachsen, während sich Lebensbedin¬ 
gungen für Millionen verschlechtern 
und sich die öffentlichen Haushalte 
massiv verschulden. 

Damit sich das ändert, streiken und 
demonstrieren die Menschen in Eu¬ 
ropa. Damit sich das ändert, schaffen 
sie Räume auf Plätzen, in Betrieben, 
in Gewerkschaftshäusern und an Uni¬ 
versitäten und diskutieren über Alter¬ 
nativen. Sie leben praktische inklusive 
Solidarität und suchen an vielen Orten 
aktiv nach einer gemeinsamen, solida¬ 
rischen Perspektive für Alle! Das brau¬ 
chen wir, um den neoliberalen Durch¬ 
marsch zu stoppen und Alternativen zu 
entwickeln! Ihnen gilt unsere prakti¬ 
sche Solidarität! 

Unsere Solidarität gilt auch den Be¬ 
schäftigten im Handel, wo die Ar¬ 
beitgeber alle Tarifverträge gekün¬ 
digt haben und sich für massive 
Verschlechterung der Arbeits- und 
Entlohnungsbedingungen einsetzen. 
Sie gilt den Millionen von Leih- und 
Wanderarbeitern, die grenzüberschrei¬ 
tend beispielsweise in Billigjobs bei 
Amazon und im gesamten europäi¬ 
schen Niedriglohnsektor für ihr Über¬ 
leben kämpfen. (...) 

Wir sagen NEIN zur Krisenpolitik 
der Bundesregierung und der Troika! 
Wir sagen NEIN zu einem Europa der 
Banken und Konzerne! Wir rufen dazu 
auf, sich an den geplanten Krisenpro¬ 
testen in Deutschland zu beteiligen: 
Kommt zahlreich zu Blockupy Frank¬ 
furt am 31. Mai und 1. Juni 2013!“ 


Dieser Gewerkschaftsaufruf für Blockupy 
wurde auf der Konferenz „Erneuerung durch 
Streik“ der Rosa Luxemburg Stiftung und 
ver.di Stuttgart verabschiedet 
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Hungerlöhne 
bei Legoland 


Revier ohne Zukunft? 

Opel-Bochum: Belegschaft kämpft gegen die Schließung des Werkes - Katastrophale Folgen für die Region befürchtet 


D ie Arbeitslosenquote in Bochum 
klettert weiter‘‘so titeln die Ruhr 
Nachrichten vom 28.3.2013. „Sie 
ist so hoch wie seit 2008 nicht mehr. Im 
März waren deutlich mehr als 19 000 
Menschen arbeitslos gemeldet.“ Aber 
das Zahlenwerk der Arbeitsagenturen 
ist nicht so leicht zu interpretieren und 
so wird auch in jenem Artikel die Ar¬ 
beitslosenquote der Hauptagentur Bo¬ 
chum dargestellt. 

Im März 2013 ist nämlich die offizi¬ 
elle Arbeitslosenzahl im Bereich der 
Arbeitsagentur Bochum - also aus¬ 
schließlich Bochum um 516 auf 30 228 
Arbeitslose gestiegen! (11,6 %) Der 
Anteil der 15 bis 25-Jährigen liegt offi¬ 
ziell bei 8,9 %. 23 490 Menschen wer¬ 
den dem SGB II zugerechnet (Hartz 
IV) Die Zahl der Arbeitsuchenden 
in Bochum wird insgesamt mit 45 278 
Menschen ausgewiesen. Hinzurechnen 
muss man die sogenannten „Unterbe¬ 
schäftigten“. Unterbeschäftigt (ohne 
Kurzarbeit) waren 37 486 Menschen. 
„In der Unterbeschäftigung werden 
zusätzlich zu den registrierten Arbeits¬ 
losen auch die Personen abgebildet, die 
nicht als arbeitslos gelten, weil sie Teil¬ 
nehmer einer Maßnahme der Arbeits¬ 
politik oder in einem arbeitsmarktbe¬ 
dingten Sonderstatus sind.“ (Agentur 
für Arbeit Bochum) Auch die Aussich¬ 
ten für junge Menschen werden im¬ 
mer bedrückender. Ende März waren 
2 007 Bewerber/Bewerberinnen um ei¬ 
nen Ausbildungsplatz unversorgt, dem 
standen 1388 unbesetzte Berufsausbil¬ 
dungsstellen gegenüber. 

Die Hochschule Aachen hat im Auf¬ 
trag der NRW-Landesregierung ermit¬ 
telt, dass in NRW 45 000 Arbeitsplätze 
bei Zulieferern und Dienstleistern in 
direkter Abhängigkeit zum Bochumer 
Opel Werk stehen. Aktuell arbeiten 
138 Zulieferer in NRW für Opel Bo¬ 
chum. Im Werk gibt es (Stand Januar 
2013) 3 400 Beschäftigte. 600 Mitar¬ 
beiter/innen im Bochumer Werk arbei¬ 
ten in sogenannten „Joint Ventures“. 1 
000 Mitarbeiter werden über Vertrags¬ 
firmen eingesetzt. In der Stadt Bochum 
sind rund 10 000 Menschen als Dienst¬ 
leister und Gewerbetreibende vom 
Opel Werk und der dort Beschäftig¬ 
ten abhängig. 

Die Schließung des Opelwerkes Ende 
2014 hätte katastrophale Auswirkun¬ 


gen nicht nur in Bochum, sondern auf 
die gesamte Region. 45 % der Opelbe¬ 
schäftigten leben in Bochum. 250 Mit¬ 
arbeiter leben in Gelsenkirchen. Über 
45 000 Menschen in Gelsenkirchen 
sind offiziell von Hartz IV abhängig. 
Fällt das Opelwerk in Bochum, fällt 
der Automobilzulieferer TRW in eben 
dieser Stadt. Über 600 Arbeitsplätze 
stehen hier auf dem Spiel. 

Einige Tage nach der Solidaritätsver¬ 
anstaltung Anfang März 2013 in Bo¬ 
chum hat die Bochumer Belegschaft 
den sogenannten Sanierungsplan oder 
Masterplan abgelehnt. Über Jahre hat 
die Bochumer Belegschaft Zugeständ¬ 
nisse machen müssen. Mehr gearbeitet, 
auf Lohn und Gehalt verzichtet. Trotz¬ 


dem wurden in den letzten Jahren zig¬ 
tausend Arbeitsplätze abgebaut. Die 
GM-Aktionäre durften sich derweil 
die Hände reiben. Laut Medienberich¬ 
ten erzielte GM 2011 einen Nettoge¬ 
winn von knapp 8 Mrd. Dollar. 2012 
waren es noch 4,9 Mrd. Dollar. 

Die Solidarität aller Menschen in die¬ 
ser Region und an allen anderen Opel 
Produktionsstandorten in Deutsch¬ 
land ist nun dringend erforderlich. Es 
ist die zwingende Aufgabe und Pflicht 
der Führung der IG Metall, dass gegen¬ 
einander Ausspielen der Opel Produk¬ 


tionsstätten und ihrer Mitarbeiter zu 
verhindern. Die Spaltung der Beleg¬ 
schaften kann hingegen nur eines Be¬ 
wirken: Das Aus sämtlicher Opelstand¬ 
orte in Deutschland und Europa - viel¬ 
leicht schon 2016. 

Schon 1986 schrieb der damalige Be¬ 
zirksvorsitzende der DKP Ruhr-West¬ 
falen und langjährige Fraktionsvor¬ 
sitzende der DKP-Ratsfraktion in 
Bottrop, unser unvergessener Heinz 
Czymek, in einem Vorwort zum Ruhr¬ 
gebietsprogramm „Das Revier hat 
Zukunft“ der DKP Ruhr-Westfalen: 
„Kein normaler Kapitalist wird auch 
nur im Traum daran denken, im Ruhr¬ 
gebiet zu investieren, wenn er mit sei¬ 
nem Kapital auf den internationalen 


Finanzmärkten doppelten oder dreifa¬ 
chen Profit erzielen kann. 

Die Kernfrage ist mithin, wer über In¬ 
vestitionen entscheidet, ob Investitio¬ 
nen allein nach Profitgesichtspunkten 
erfolgen, oder ob sie den Bedürfnis¬ 
sen der arbeitenden Menschen ent¬ 
sprechen. Wir Kommunistinnen und 
Kommunisten kämpfen für eine Wen¬ 
de zu demokratischem und sozialen 
Fortschritt. Wir wollen die Macht der 
Großkonzerne und Großbanken ein¬ 
schränken und schließlich überwinden. 
Das ist eine wesentliche Voraussetzung 


dafür, dass die zukünftige wirtschaftli¬ 
che und soziale Entwicklung an Rhein 
und Ruhr an den Interessen des werk¬ 
tätigen Volkes ausgerichtet werden 
kann“ (Zitat Ende). 

In dem Solidaritätsschreiben der DKP 
Gelsenkirchen an den Betriebsrat von 
Opel Bochum wird in diesem Zusam¬ 
menhang unter anderem hervorgeho¬ 
ben: 

„Anfang März dieses Jahres haben wir 
gemeinsam mit rund 30 000 Menschen 
in Bochum unsere Solidarität mit der 
Opelbelegschaft bekundet. 

Euer Entschluss, den sogenannten „Sa¬ 
nierungsplan“ abzulehnen, verdient al¬ 
lergrößten Respekt und unsere Hoch¬ 
achtung. (...) Eure Entscheidung am 
letzten Donnerstag den Sanierungsplä¬ 
nen von GM nicht zuzustimmen, ist ein 
deutliches Nein dazu, dem Verlust von 
mindestens 3 000 Arbeitsplätzen bei 
Opel Bochum und vielen tausend Ar¬ 
beitsplätzen in dieser Region tatenlos 
zuzusehen. 

Leider ist es GM gelungen, zunächst 
in Europa, dann in Deutschland, die 
jeweiligen Produktionsstandorte und 
ihre Belegschaften gegeneinander aus¬ 
zuspielen. (...) 

Diese Vorgehensweise ist eine Schan¬ 
de und ein Skandal. Nokia lässt grü¬ 
ßen: Auch hier wurden vage Verspre¬ 
chungen gemacht neue Arbeitsplätze 
zu schaffen. Diese Versprechen seitens 
der Politik konnten nicht eingehalten 
werden. 

Dabei geht es nicht nur um Euch. Es 
geht auch um Eure Kinder und um 
Perspektiven für die ganze Region. 
Wieder werden Ausbildungsplätze 
wegfallen. Es gibt kaum noch eine be¬ 
rufliche Zukunft für junge Menschen 
im Ruhrgebiet. (...) 

Es wird Zeit über Alternativen in unse¬ 
rem Land nachzudenken. Alternativen, 
die das Wohl des Menschen und nicht 
irgendwelche dubiosen Aktionäre und 
ihre Profitgier in den Mittelpunkt stel¬ 
len. 

Es geht um uns und unsere Kinder. Es 
geht um unsere Zukunft. 

Die Mitglieder der DKP Kreisorgani¬ 
sation Gelsenkirchen erklären sich mit 
Euch und Eurem Handeln solidarisch. 
Wir stehen an Eurer Seite. Mit solida¬ 
rischen Grüßen DKP Gelsenkirchen“. 

D.B. 


Kein Tarifvertrag, 
Dumpinglohn und Druck 

Den Saisonstart des Freizeitparks Le¬ 
goland in Günzburg begleitete die 
Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gast- 
stätten (NGG) mit einer Kundgebung 
unter dem Motto „Betriebsräte schüt¬ 
zen - Tarifverträge erkämpfen.“ Der 
Vorsitzende der NGG, Franz-Josef 
Möllenberg, forderte dabei ein grund¬ 
sätzliches Umdenken der Geschäfts¬ 
führung des Parks: 

„Legoland ist zum kinderfreundlichs¬ 
ten Park in Deutschland gewählt wor¬ 
den. Vor allem deshalb, weil die dort 
beschäftigten Menschen tolle Arbeit 
leisten. Und das, obwohl Legoland eine 
Wahl zur Mitarbeiterfreundlichkeit 
haushoch verlieren würde. Die Ge¬ 
schäftsleitung weigert sich kategorisch, 
über einen Tarifvertrag zu verhandeln. 
Menschen werden hier mit Dumping¬ 
löhnen unter 8,50 Euro die Stunde 
abgespeist und der demokratisch ge¬ 
wählte Vertreter der Beschäftigten, der 
Betriebsrats vor sitzende, massiv unter 
Druck gesetzt. Er soll sogar entlassen 
werden. Solche Nachrichten verderben 
den Gästen die Laune, das wird die Ge¬ 
schäftsführung früher oder später auch 
an den Einnahmen merken. Niemand 
amüsiert sich gerne, wo andere unter 
solchen Bedingungen schuften.“ 

Es sei absurd, dass die Menschen, die 
hart arbeiten, um anderen eine schö¬ 
ne Zeit zu ermöglichen, selber nicht 
in der Lage seien, den Eintritt für sich 
und ihre Kinder zu bezahlen. „Auf der 
Homepage von Legoland werden offe¬ 
ne Stellen angeboten, das Einstiegsge¬ 
halt liegt bei acht Euro. Legoland wirbt 
mit Löhnen, von denen man nicht le¬ 
ben kann“, so Möllenberg weiter. Le¬ 
goland müsse grundlegend umdenken. 
Mit ihrer Forderung nach einem Tarif¬ 
vertrag würden die Beschäftigten le¬ 
diglich verlangen, was andernorts völ¬ 
lig normal sei. Ein Tarifvertrag böte ein 
Mindestmaß an Sicherheit und Schutz, 
den man niemandem verweigern dür¬ 
fe. „Der Kampf für einen Tarifvertrag 
und ordentliche Löhne lohnt sich und 
ist völlig berechtigt - sollte Legoland 
nicht einlenken, werden wir gemein¬ 
sam weitere Schritte einleiten.“ Dem 
von der Kündigung bedrohten Be¬ 
triebsrat werde man weiter zur Seite 
stehen und ihn nach Kräften unter¬ 
stützen. 



Für den Erhalt der Arbeitsplätze demonstriert der Betriebsratsvorsitzende von 
Opel-Bochum, Rainer Einenkel, gemeinsam mit 30 000 Menschen auf dem 
Solidaritätsfest mit der Opelbelegschaft. 


„Gegen die transnationalen Konzerne und ihr Finanzsystem“ 

11. Weltsozialforum: Gemeinsam kämpfen die Völker gegen die Vorherrschaft des Kapitals 



Zehntausende marschierten durch die Straßen von Tunis, wo vor zwei Jahren Hunderttausende einen Diktator aus dem 
Amt gejagt hatten. 


Zehntausende marschierten durch 
die Straßen von Tunis, genau dort wo 
vor zwei Jahren Hunderttausende 
aufmarschiert waren und einen Dik¬ 
tator aus dem Amt gejagt hatten: Die 
Avenue Bourgiba entlang, vorbei an 
dem verhassten Innenministerium, 
das noch immer von Stacheldrahtrol¬ 
len bewehrt ist und wo es damals die 
ersten Toten gegeben hatte. Für eini¬ 
ge Stunden scheint der aufrührerische 
Geist des „arabischen Frühlings“ auch 
in diesem bunten Demonstrationszug 
zur Eröffnung des elften Weltsozialfo¬ 
rums (WSF) spürbar zu sein. Und er 
prägt auch das Ergebnis dieser gro¬ 
ßen weltweiten Diskussionsveranstal¬ 
tung. 

Das elfte Weltsozialforum hatte im 
Verlauf der vergangenen Woche mehr 
als 50 000 Menschen aus 127 Län¬ 
dern in Tunis versammelt. Mit mehr 
als 1 000 Seminaren, Foren und Dis¬ 
kussionszirkeln sowie mit einer Viel¬ 
zahl kultureller Veranstaltungen bot 
das Programm des WSF in Tunis das 
ganze Spektrum der Globalisierungs¬ 
kritik. Die Ursachen und Perspektiven 
der revolutionären Entwicklungen in 
Nordafrika nahmen einen besonde¬ 
ren Raum ein. Die Diskussionen um 
die weltweite Krise des neoliberalen 
Systems machten deutlich, dass physi¬ 
sche Armut nicht länger eine Massen¬ 
erscheinung nur in den Ländern des 
Südens wäre. Die gemeinsame Betrof¬ 
fenheit habe die Notwendigkeit des ge¬ 
meinsamen globalen Widerstands of¬ 
fenkundig gemacht. Ein weiterer the¬ 


matischer Schwerpunkt wurde in einer 
Vielzahl von Veranstaltungen zu Pro¬ 
blemen des Klima- und Umweltschut¬ 
zes sichtbar. Natürlich haben die Gast¬ 
geber und der Arabische Frühling das 
Forum stark geprägt: Auf vielen Ver¬ 
anstaltungen wurde hitzig über Demo¬ 
kratie diskutiert, über Folgen der Ko¬ 
lonialisierung, über Frauenrechte, über 


Würde und Migration - viele Themen, 
die auf dem Weltsozialforum weitge¬ 
hend neu waren oder aber nur eine Ne¬ 
benrolle spielten. 

Von den Veranstaltern wird das WSF 
in Tunis als außerordentlicher Erfolg 
gewertet. „Dieses globale Treffen in 
Tunis hat nicht nur die Überlebens¬ 


fähigkeit der Sozialforumsidee bestä¬ 
tigt sondern auch eine neue Dynamik 
des weltweiten Widerstands gegen 
die dramatische Armutspolitik der 
Herrschenden sichtbar gemacht. Der 
aufrührerische Geist des arabischen 
Frühlings hat auch die sozialen Be¬ 
wegungen im Rest der Welt erreicht“, 
heißt es in einer Erklärung von Attac 


Deutschland. Das globalisierungskri¬ 
tische Netzwerk war mit 37 anderen 
Organisationen aus Deutschland mit 
eigenen Aktivitäten auf dem Forum 
dabei, darunter die Gewerkschaft Er¬ 
ziehung und Wissenschaft, die evange¬ 
lische Entwicklungsorganisation „Brot 
für die Welt“ aber auch Bildungsein¬ 
richtungen wie die TU Berlin oder die 
Universität Hildesheim. 

Die internationale Gewerkschaftsbe¬ 
wegung war mit rund 40 Organisatio¬ 
nen eindrucksvoll vertreten. Ihr Spek¬ 
trum reichte von den großen italieni¬ 
schen, französischen, britischen und 
brasilianischen Dachverbänden CGIL, 
CGT, TUC und CUT bis zum tunesi¬ 
schen UGTT, einem der Mitorganisa¬ 
toren des Forums und zahlreichen Ge¬ 
werkschaftsgruppen des afrikanischen 
Kontinents. 

In einer Erklärung der „Versammlung 
der Sozialen Bewegungen“ heißt es: 
„Gemeinsam kämpfen die Völker al¬ 
ler Kontinente gegen die Vorherrschaft 
des Kapitals, die sich hinter dem illu¬ 
sorischen Versprechen wirtschaftlichen 
Fortschritts und politischer Stabilität 
versteckt. 

Wir, die sozialen Bewegungen kämp¬ 
fen: 

★ Gegen die transnationalen Konzer¬ 
ne und ihr Finanzsystem, 

★ Für Klimagerechtigkeit und Nah¬ 
rungsmittelsouveränität, 

★ Gegen Gewalt gegen Frauen, 

★ Für Frieden und gegen Krieg, Kolo¬ 
nialismus, Besatzung und Militarisie¬ 
rung unserer Länder.“ Hugo Braun 
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Kriege brechen nicht aus wie ein Vulkan 

Reden für den Frieden 
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Zusammenarbeit mit den 
Gewerkschaften gefestigt 

Auszüge aus Erklärungen zum Abschluss der Ostermärsche 2013 


„Der Friede ist der Normalfall, 
denn ohne Frieden ist alles 
nichts“ (Willy Brandt) 


Zum Abschluss der Ostermär¬ 
sche erklärt der Sprecher der 
Infostelle Ostermarsch , Willi 
van Ooyen: 

An den Ostertagen 2013 gingen Tau¬ 
sende friedensbewegte Menschen un¬ 
ter äußerst widrigen Wetterbedingun¬ 
gen auf die Straße. Sie demonstrier¬ 
ten für die Beendigung der Kriege mit 
friedlichen Mitteln und orientiert am 
Völkerrecht. Mit Kriegen sind die Pro¬ 
bleme der globalisierten Welt nicht zu 
lösen. Ziel der Politik muss sein, heißt 
es in den Aufrufen, dass die Menschen 
ein Leben ohne Armut, Ausbeutung 
und Verletzung der Menschenrechte 
führen können. 

Es muss Schluss sein mit den Kriegen, 
so van Ooyen, in denen jede Minute 
ein Mensch durch eine Gewehrkugel, 
eine Handgranate oder eine Land¬ 
mine getötet wird; Hunderttausende 
jährlich, denen das Leben genommen 
wird. 

Gegenüber einer Kriegspolitik, die 
weiter auf atomare Aufrüstung und 
Bundeswehreinsätze in aller Welt setzt 
sowie durch Rüstungsexport den Tod 
zum Meister aus Deutschland macht, 
darf es keine Gewöhnung geben, wie 
Minister de Maiziere es will. Er spricht 
von einem normalen Verhalten der 
Deutschen zum Krieg. „Der Friede ist 
der Normalfall, denn ohne Frieden ist 
alles nichts“ (Willy Brandt). 

Für uns ist es eine Ermutigung, dass 
nach einer Umfrage der Illustrierten 
„Stern“ 58 Prozent der Deutschen Os¬ 
termärsche auch heutzutage als sinn¬ 
voll bezeichnen. Die Mehrheit unse¬ 
rer Bevölkerung lehnt ohnehin die 
gegenwärtige Rüstungspolitik und die 
Kriegseinsätze ab, was hoffentlich nicht 
nur bei anstehenden Wahlen Wirkung 
zeigen wird. 

Als Provokation wurde die Ankündi¬ 
gung einiger Neonazigruppen zur Teil¬ 
nahme an den Osteraktionen der Frie¬ 
densbewegung gewertet. Neonazismus 
und Friedensbewegung seien nicht in 
Einklang zu bringen, „Nie wieder Fa¬ 
schismus - Nie wieder Krieg“ wurde 
skandiert. Gefordert wurde das Verbot 
der NPD und weiterer neonazistischer 
Organisationen. 

Wie in jedem Jahr waren die Aktions¬ 
formen der basisorientierten Oster¬ 
marschinitiativen sehr vielfältig. Weiter 
gefestigt zeigte sich die Zusammenar¬ 
beit mit den Gewerkschaften. In den 
örtlichen und regionalen Initiativen 
arbeiteten wieder Verantwortliche ver¬ 
schiedener DGB-Gewerkschaften mit. 
Vorrangig wurde bei den Ostermär¬ 
schen der sofortige Abzug der Bun¬ 
deswehr aus allen Auslandseinsätzen 
und der Abzug der Patriot-Raketen 
aus der Türkei gefordert. Anstelle der 
Waffenexporte soll Rüstungskonversi¬ 
on stehen. Und entsprechende deut¬ 
sche Initiativen sollen zur Ächtung 
und Abschaffung von Atomwaffen, 
Uranmunition und Landminen führen. 
Die Anschaffung von Drohnen für die 
Bundeswehr, um die neue Kriegsfüh¬ 
rung in aller Welt weiter voranzutrei¬ 
ben, wurde bei den Ostermarschakti¬ 
onen thematisiert. Eine klare Absage 
wird der militaristischen Werbung der 
Bundeswehr an Schulen, Hochschulen 
und Arbeitsagenturen erteilt. 

Frankfurt am Main, 1. April 2013 

Zum Abschluss der Ostermär¬ 
sche verschickt das Netzwerk 
Friedenskooperative folgende 
Pressemitteilung: 

Die Ostermärsche bezeichnet das 
Netzwerk Friedenskooperative als „le¬ 
bendige und absolut notwendige Tradi¬ 
tion, die dazu beiträgt, die grundsätzli¬ 
che Skepsis gegenüber Krieg und Mili¬ 
tär in unserer Gesellschaft aufrecht zu 
erhalten“. 

Natürlich wisse man, dass die Zahlen 
nicht mit denen zur Hochzeit der Frie¬ 


densbewegung und des Kalten Krieges 
in den 1980er Jahren vergleichbar sei¬ 
en. Aber die Beteiligung sei insgesamt 
in diesem Jahr nicht weiter zurückge¬ 
gangen, bei einigen der insgesamt 80 
Aktionen sogar gestiegen. 

Die Themen würden leider durch die 
„völlig verfehlte Außen- und Sicher¬ 
heitspolitik der NATO und der Bun¬ 
desregierung“ vorgegeben, in diesem 
Jahr insbesondere die skandalösen 
Rüstungsexporte, der Streit um die 
Anschaffung bewaffneter Drohnen, 
der Bundeswehreinsatz im Afghanis¬ 
tankrieg, die militärische Beteiligung 
in Mali und an der syrisch-türkischen 
Grenze, die zunehmende Rekruten¬ 
werbung der Bundeswehr an den Schu¬ 
len sowie die geplante Modernisierung 
der noch verbliebenen US-Atombom¬ 
ben in der Eifel. 

Besorgnis erwecken die gegenseitigen 
Kriegsdrohungen auf der koreanischen 
Halbinsel und die Verlegung weiterer 
US-Tarnkappen-Kampfjets nach Süd¬ 
korea. „Die USA, Süd- und Nordko¬ 
rea begeben sich gleichermaßen in 
eine rhetorische und militärische Es¬ 
kalationsspirale. Dieser Wettlauf in die 
Unvernunft kann zu einem Krieg füh¬ 
ren, den wahrscheinlich keiner der Be¬ 
teiligten wirklich gewollt hat“, erklärt 
Netzwerk-Geschäftsführer Manfred 
Stenner. 

Den deutschen Verteidgungsminister 
de Maiziere ermuntert die Friedens¬ 
kooperative, an seinem in der CDU 
umstrittenen Zeitplan für eine Ent¬ 
scheidung des Bundestages zur An¬ 
schaffung von Kampfdrohnen festzu¬ 
halten. „Dann wäre das Thema noch 
in dieser Legislaturperiode vom Tisch“ 
erwartet Stenner. „Ich kann mir nicht 
vorstellen, dass Killerdrohnen mit¬ 
ten im Wahlkampf im Bundestag eine 
Mehrheit finden“. 

Auch nach den Ostermärschen werden 
die deutschen Friedensgruppen Aktio¬ 
nen und Kampagnen gegen die deut¬ 
schen Rüstungsexporte fortsetzen. Ein 
Verbot gehöre in das Grundgesetz. 
Dafür will die „Aktion Aufschrei - 
Waffenhandel stoppen“ bis zur Bun¬ 
destagswahl Unterschriften sammeln 
und die Kandidatinnen und Kandida¬ 
ten in den Wahlkampfveranstaltungen 
konfrontieren. 

Das Netzwerk Friedenskoooperati- 
ve hat zusätzlich eine Protestkampa¬ 
gne für ein sofortiges strenges Rüs¬ 
tungsembargo gegen Saudi-Arabien 
gestartet. „Leopard-Panzer an waha- 
bitische Despoten, die Demokratie¬ 
bewegungen niederschlagen und von 
Jemen über Syrien bis Nordafrika die 
dschihadistischen Krieger bewaffnen, 
das geht ja nun gar nicht“, meint Sten¬ 
ner. 

Ähnlich wie beim im Desaster mün¬ 
denden Afghanistankrieg zeige sich 
auch in Mali bereits die absolute Un¬ 
tauglichkeit militärischer Intervention 
für die Bewältigung von Krisen und 
Konflikten. Auch in Nordmali würden 
die von der Bundeswehr unterstützten 
französischen Truppen den dschihadis¬ 
tischen Kämpfern wohl eher Auftrieb 
verschaffen, anstatt durch politischen 
und wirtschaftlichen Ausgleich zu einer 
nachhaltigen Konfliktlösung beitragen, 
meint das Friedensnetzwerk mit Blick 
auf die neu aufgeflammten Kämpfe in 
Timbuktu. 

„Eine alternative Strategie ziviler Kon¬ 
fliktbearbeitung wird von der Bundes¬ 
regierung sträflich vernachlässigt“, be¬ 
klagt Stenner. Zusammen mit interna¬ 
tionalen Partnerorganisationen wie den 
„Bürgermeister für den Frieden“ wol¬ 
len die deutschen Gruppen mittelfristig 
auch noch die Ächtung und Verschrot¬ 
tung aller Atomwaffen erreichen. Eine 
Nuklearwaffenkonvention nach dem 
Vorbild des Verbots der biologischen 
und chemischen Waffen wird bereits 
von 146 der 193 UN-Mitgliedsländer 
unterstützt. Erster Schritt hierzulande 
sei der Abzug statt der geplanten Mo¬ 
dernisierung der noch in Büchel in der 
Eifel stationierten ca. 20 US-Atom- 
bomben. 

Ostermontag, 1. April 2013 


Im folgenden dokumentieren wir Aus¬ 
züge einiger Reden, die bei den Oster¬ 
märschen gehalten wurden. 

Helga Schwitzer 

Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
der IG Metall 

Ostermarsch Rhein-Main, 

Ostermontag in Frankfurt 

Liebe Freundinnen, liebe Freunde, 
liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, 

(...) Liebe Freundinnen und Freunde, 
zugenommen hat einmal mehr auch 
der Waffenhandel. Und auch damit 
muss Schluss sein! Für Kriege und be¬ 
waffnete Konflikte gibt es viele Ursa¬ 
chen. Aber eins steht fest: Kriege bre¬ 
chen nicht aus wie ein Vulkan. Sie wer¬ 
den gemacht. Deutschland stand 2012 
wie schon in den Vorjahren an dritter 
Stelle der Rüstungsexportländer. Nach 
den USA und Russland. Das darf doch 
nicht wahr sein, liebe Freundinnen und 
Freunde. Für die Menschen tun sie nix, 
bei der Rüstung sind sie fix. Wir wollen 
nicht, dass das so weitergeht. 

Denn ein Bruchteil der 1,7 Billionen 
Dollar, die weltweit für Rüstung aus¬ 
gegeben werden, würde ausreichen, 
die wichtigsten Milleniumsziele der 
Vereinten Nationen zu erreichen: Die 
Halbierung der Armut, die Versorgung 
aller Menschen mit sauberem Wasser, 
mit Gesundheitsdiensten und mit Bil¬ 
dung ... diese Ungerechtigkeit in der 
Welt ist eine Hauptursache für kriege¬ 
rische Auseinandersetzungen. 

Und auch die Lobby der Waffenhänd¬ 
ler macht sich um so lauter bemerkbar. 
Sie drängt immer unverhohlener auf 
eine Liberalisierung der Waffenexpor¬ 
te, um weiter bombige Geschäfte und 
Gewinne zu machen. Und die Bundes¬ 
regierung gibt diesem Drängen immer 
häufiger nach ... 

Ich weiß: Beschäftigte in den Rüs¬ 
tungsbetrieben, viele von ihnen Mit¬ 
glieder der IG Metall, fürchten sinken¬ 
de Rüstungsausgaben und -aufträge. 
Nicht weil sie Krieg wollen. Sie haben 
schlicht Angst um ihre Arbeitsplätze 
und Einkommen, mit denen sie sich 
und ihre Familien über Wasser halten. 
Wir brauchen die Umstellung von mili¬ 
tärischer auf zivile Produktion ... 

Im Übrigen behaupte ich: Auch die 
Metallerinnen und Metaller, die heu¬ 
te noch Waffen oder anderes militäri¬ 
sches Gerät bauen, würden lieber heu¬ 
te als morgen zivile Güter hersteilen. 
Ich sage aber auch: Dieser Weg hin zu 
Konversion und zu zivilen statt militä¬ 
rischen Gütern kann nur mit den Be¬ 
schäftigten, nicht gegen sie entwickelt 
werden. Dazu gehört zu allererst: Die 
Politik muss Rüstungsexporten enge 
Grenzen setzen. 

Ellen Weber 

Mitglied im Koordinierungsausschuss 
Friedensratschlag 

Ostermarsch Rheinland Pfalz, 
Ostersamstag in Mainz 

Liebe Freunde, 

wer heute über Krieg und Frieden 
nachdenkt - über Militarismus und An¬ 
timilitarismus - über Leben und Tod, 
erinnert sich oft an die Jahre 1990. Das 
kapitalistische Gesellschaftssystem 
wähnte sich auf der Straße der Sieger 
der Geschichte und die damals Herr¬ 
schenden samt ihrer Medien deuteten 
die Lage als die Zeit des Beginns eines 
umfassenden Friedens ... 

Wenn es denn stimme, dass unser Land 
nur noch von Freunden umzingelt sei - 
so argumentierten wir damals - sollte 
der Austritt der Bundesrepublik aus 
der Nato, die Abschaffung der Bundes¬ 
wehr, der Rückzug aller Atomwaffen 
aus unserem Land unverzüglich einge¬ 
leitet werden. 

Das alles ist 24 Jahre her. Die damalige 
Bundesregierung und in der Folge alle 
späteren Regierungen dachten nicht im 
Traum daran, ihrer eigenen Geschichts¬ 
betrachtung Taten folgen zu lassen. Der 
Warschauer Vertrag war aufgelöst - die 
Nato blieb und plante schon die neuen 
Kriege ... 

Ich frage mich, liebe Freunde, stellen 
wir eigentlich ausdauernd und laut¬ 
stark genug die Frage: Wie könnte die 
Welt aussehen, wenn diese gewaltigen 


Nur noch von Freunden 
umzingelt? 


Summen von Rüstungsmilliarden der 
friedlichen Entwicklung der Welt die¬ 
nen könnten? 

Ich frage mich oft, wieso es nicht ge¬ 
lingt, diese Frage immerfort ideenreich 
und öffentlich zu diskutieren, Forde¬ 
rungen zu erheben und durchzusetzen. 
Ich denke, wir müssen unsere Gedan¬ 
ken zur Abrüstung und die Schaffung 
einer friedlichen Welt gegen eine mäch¬ 
tige „Bewusstseinsindustrie“ zum Tra¬ 
gen bringen. Jeder dieser neuen Kriege 
dient den Herrschenden zur Schaffung 
ihrer neuen Weltordnung ... 

Liebe Freunde, 

verweigern wir uns dem Zwangsden¬ 
ken von Kriegspropaganda, Kriegsdro¬ 
hungen und Kriegen. Lasst mich zum 
Schluss einen Gedanken von Albert 
Einstein wiederholen. Er sagte einst: 
„Was für eine Welt könnten wir bau¬ 
en, wenn wir die Kräfte, die den Krieg 
entfesselten, für den Aufbau einsetzten. 
Ein Zehntel der Energie, die die krieg- 
führenden Nationen im Krieg verbrau¬ 
chen, ein Bruchteil des Geldes, das sie 
mit Handgranaten und Giftgas verpul¬ 
vert haben, wäre hinreichend, um den 
Menschen aller Länder zu einem men¬ 
schenwürdigen Leben zu verhelfen, 
sowie die Katastrophe der Arbeitslo¬ 
sigkeit in der Welt zu verhindern. Es 
gäbe genug Geld, genug Arbeit, genug 
zu essen, wenn wir die Reichtümer der 
Welt richtig verteilen würden. Vor al¬ 
lem aber dürfen wir nicht zulassen, dass 
unsere Gedanken und Bemühungen 
von konstruktiver Arbeit abgehalten 
und für die Vorbereitung neuer Kriege 
missbraucht werden“... 

U Irich Sander 

Bundessprecher der WN/BdA 
Ostermarsch Rhein-Ruhr, 

Ostermontag in Dortmund 

Ich möchte hier im Namen der Verei¬ 
nigung der Verfolgten des Naziregimes, 
Bund der Antifaschisten, ein Grußwort 
halten und danke für die Gelegenheit 

In diesem Jahr sind es 80 Jahre her, 
da Hitler und seiner Partei die Macht 
übertragen wurde. Sofort nach dieser 
Machtübertragung an die Naziver¬ 
schwörer, so stellte das Nürnberger 
Kriegs Verbrechertribunal im Novem¬ 
ber 1945 fest, begann die geheime Auf¬ 
rüstung. Schon vier Tage nach dem 
30. Januar traf sich Hitler mit den 
Befehlshabern des Heeres und der 
Marine. Man einigte sich darauf, die 
„Wiedergewinnung der militärischen 
Macht“ und deren Gebrauch anzuge¬ 
hen mit dem Ziel der „Eroberung von 
Lebensraum im Osten“ und dessen 
rücksichtslose „Germanisierung“ als 
Hauptaufgabe. Mit „Germanisierung“ 
war die Ausrottung von Juden und Sla¬ 
wen umschrieben. Mit den Rüstungs¬ 
bossen der Industrie einigte sich Hit¬ 
ler am 20. Februar 1933 darauf, dass sie 
ihn unterstützen und er ihnen gewalti¬ 
ge Rüstungsaufträge verschafft. Und so 
kam es zum grauenvollsten Krieg der 
Weltgeschichte. 


7945 schworen sich die 
Menschen: 

Krieg darf nie mehr sein 


Es ist gut, dass mit dem Fernsehfilm 
„Unsere Mütter, unsere Väter“ einem 
millionenfachen Publikum, vor allem 
auch jungen Menschen, deutlich ge¬ 
macht wurde, wohin diese Kriegspolitik 
führte und zu welchen Verbrechen der 
deutsche Faschismus und Militarismus 
fähig ist. Rund 60 Millionen Tote und 
Europa zerstört - das war das Resul¬ 
tat dessen, was am 3. Februar 1933 im 
Gebäude der Reichswehrführung aus¬ 
geheckt wurde. 

1945 schworen sich die Menschen: Es 
darf nie wieder soweit kommen! Krieg 
darf nie mehr sein. Aber inzwischen 
wird mit deutschen Waffen wieder 
weltweit Krieg geführt. Deutsche Sol¬ 
daten stehen im Kriegseinsatz auf drei 
Erdteilen. 


Unser Land ist über die NATO verbun¬ 
den mit unzähligen Kriegshandlungen. 
Wir sagen: Die NATO soll aufhören, 
den Krieg in Syrien anzuheizen. Die 
koreanischen Staaten und die USA 
sollen aufhören, an der Kriegseskala¬ 
tionsschraube zu drehen. Von unserer 
Regierung verlangen wir den soforti¬ 
gen Rückzug aus Afghanistan und aus 
der Türkei. 

Der Ostermarsch begann vor 53 Jah¬ 
ren als Marsch gegen die Bombe. Heu¬ 
te gibt es noch immer die atomare 
Aufrüstung, stehen wir vor der Mo¬ 
dernisierung der auch in Deutschland 
lagernden Atombomben und vor der 
Neuausrüstung der Bundeswehr mit 
Kampfdrohnen und neuen Raketen, 
mit denen vieltausendfach den Men¬ 
schen Tod und Vernichtung gebracht 
werden kann. So vom NATO-Kom- 
mando Kalkar aus. Wir fordern: Schluß 
damit ... 

Sabine Schiffer 

Leiterin des Institutes für 
Medienverantwortung 
Ostermarsch Berlin, Ostersamstag 

... Die Fähigkeiten, um computerge¬ 
stützte Kampfsysteme zu bedienen, 
werden heute schon im Kindes- und 
Jugendlichenalter am heimischen PC 
geübt - wenn man etwa das von Kul- 
turstaatsminister Neumann prämierte 
Computerspiel Crysis2 spielt. Zufällig 
wurde der hochdotierte Computer¬ 
spielepreis an ein Produkt vergeben, 
welches von einem Unternehmen ent¬ 
wickelt wird, das sich auch in Sachen 
Kooperation mit Militärs hervortut: die 
deutsche Firma Crytek. Exklusiv ist das 
jedoch nicht. Schließlich üben verschie¬ 
dene virtuelle Ego-Shooter und Strate¬ 
giespiele die Fähigkeiten zur Bedienung 
der „Playstations“ ein und schulen die 
Feindbildwahrnehmung: Vor allem 
Muslime und Asiaten sind derzeit im 
Blick von Spieleentwicklern. Die Play¬ 
stations ähneln dem modernen Arbeits¬ 
platz eines Soldaten erschreckend.... 
Darum Schluss mit der Förderung ge¬ 
waltverherrlichender Medienprodukte! 
Hollywood und auch die hiesige Film¬ 
industrie - nicht zuletzt Til Schweiger - 
leisten ihren Beitrag zur Einstimmung 
auf kriegerisches Heldentum, Militär 
und Gewalt als Mittel der Konfliktlö¬ 
sung ... 

Leider verrichten viele unserer Me¬ 
dien ihre Aufgabe als Vierte Gewalt 
nicht. Nicht nur, dass sie scheuen, kriti¬ 
sche Fragen nach geostrategischen In¬ 
teressen und den wahren Zusammen¬ 
hängen bei sogenannten Kriseninter¬ 
ventionen zu stellen - sie befeuern gar 
all zu oft direkt das Kriegsgetrommel. 
Da werden unsere Politiker ins Kreuz¬ 
verhör genommen, warum sie in Mali 
„nur“ Transport- und Ausbildungshil¬ 
fe leisten und es wird gefragt, wie lan¬ 
ge man denn in Syrien noch „Zusehen“ 
wolle. Vielleicht haben die Redaktionen 
von Tagesschau und heute journal noch 
nicht erkannt, dass eine ihrer Informa¬ 
tionsquellen - der arabische Sender Al 
Jazeera - zu einem Instrument seines 
Finanziers, des Emirs von Katar, gewor¬ 
den ist. Der einst demokratie-verspre- 
chende Sender ist spätestens seit den 
Kriegsvorbereitungen in Libyen auf 
Kriegskurs und stützt die katarische 
Bündnispolitik im Nahen Osten. Das 
muss man ebenso ernst nehmen, wie die 
die Tatsache, dass Krieg nun einmal kei¬ 
nen Frieden bringen kann - wie wir am 
Auseinanderbrechen des Iraks sehen. 
Aber während die Lage in Krisenge¬ 
bieten Afrikas, auf die man unsere Auf¬ 
merksamkeit lenkt, sowie in Syrien völ¬ 
lig unübersichtlich ist, scheint für ARD 
und ZDF und auch die privaten Medi¬ 
en die Lage stets klar. Man verlautbart 
nato-freundliche Statements im Sinne 
einer westlichen Dominanz. 

Bleiben wir standhaft: Unterstützen wir 
die Medien, die kritisch und humanis¬ 
tisch ausgerichtet sind und die Finger in 
die Wunde der Lügen legen! 

Bleiben wir standhaft: Und fallen nicht 
auf die Rhetorik der Herrschenden he¬ 
rein, die Krieg als legitimes Mittel der 
Politik verkaufen wollen! 

Gerechte Kriege gibt es nicht! Eine ge¬ 
rechte Politik aber ist möglich! 
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Strompreisbremse ausgebremst 

„Energiewende“ und Energiepreisentwicklung 


Der Widerstand 
hat sich gelohnt! 

Stadtwerke wieder in 
kommunalem Besitz! 


D er bullige und im Unterschied 
zu seinem blässeren und fast 
vergessenen Vorgänger Nor¬ 
bert Röttgen als umtriebiger und fast 
schon provokanter „Macher“ auftre¬ 
tende Umweltminister Peter Altmaier 
gilt nach dem jüngsten Energiegipfel 
der Bundesregierung als politisch an¬ 
geschlagen. 

Bislang hatte er es ganz geschickt ver¬ 
standen, seine in der Sache als Blocka¬ 
depolitik angelegte „innovative“ Inter¬ 
pretation der „Energiewende“ medial 
gut zu vermarkten. Damit ist vorläufig 
Schluss. Altmaier ist „entzaubert“. Die 
allerorts aufkommende Schadenfreude 
bei den Befürwortern einer tatsächli¬ 
chen Wende zu einer klima- und ver¬ 
braucherfreundlicheren Energiepolitik 
ist fast mit den Händen zu greifen. 
Damit ist aber auch die doppelbödige 
Energiepolitik der schwarz-gelben Re¬ 
gierungskoalition insgesamt vorläufig 
ins Schlingern geraten. Bund und Län¬ 
der haben sich nur auf einen für die Ko¬ 
alition peinlichen Kompromiss einigen 
können. Die Fördersätze für bestehen¬ 
de Wind- und Solaranlagen werden 
nun doch nicht rückwirkend gekürzt, 
wie Altmaier wollte. Das ist das wich¬ 
tigste Resultat des „Energiegipfels“, an 
dem Merkel, Altmaier und die Minis¬ 
terpräsidenten der Länder teilgenom¬ 
men hatten. 

Kanzlerin Merkel sprach dennoch von 
einem „wichtigen Signal“, das alle be¬ 
ruhigen solle, die solche Anlagen be¬ 
treiben. Sie konnte die eigene Schlap¬ 
pe dennoch nicht schönreden. Denn 
eigentlich hatte sie den Altmaier-Plan 
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durchboxen wollen, der eine drastische 
rückwirkende Kürzung der Förderung 
der Solarenergie als Teil der sogenann¬ 
ten „Strompreisbremse“ vorgeschlagen 
hatte. 

Weitere Beschlüsse in Sachen Energie¬ 
preise gab es nicht. Die von den Län¬ 
dern geforderte Senkung der Strom¬ 
steuer um 25 Prozent lehnte Merkel 
ab. Mit Blick auf den Bundeshaushalt 
2014 gebe es dafür keine Spielräume. 
Kanzleramtsminister Pofalla wurde be¬ 
auftragt mit den Chefs der Staatskanz¬ 
leien der Länder im Mai erneut über 
Möglichkeiten zur „Begrenzung“ des 
Strompreises und über das Erneuer¬ 


bare-Energien-Gesetz (EEG) zu ver¬ 
handeln. 

Über eine „grundlegende“ EEG-Re- 
form soll aber erst Anfang der nächs¬ 
ten Legislaturperiode gesprochen wer¬ 
den. Ein Ergebnis erzielten Bund und 
Länder lediglich beim weiteren Vorge¬ 
hen zum Ausbau der Stromnetze. Der 
Rechtsrahmen dafür sei nun einver¬ 
nehmlich geschaffen, erklärte Merkel. 
Die erzielte Einigung stärke die Rolle 
der Bundesnetzagentur bei der Plan¬ 
feststellung. Die entsprechende Ände¬ 
rung des Bundesbedarfsplangesetzes 
soll am 7. Juni im Bundesrat verhan¬ 
delt werden. 


Zu dem derzeit am meisten verbrei¬ 
teten Argument derjenigen, die die 
noch gar nicht wirklich realisierte 
Energie“wende“ bereits jetzt als den 
eigentlichen Sündenbock für die lau¬ 
fenden Strompreiserhöhungen aus¬ 
gemacht haben - ganz gezielt und im 
Sinne der großen Strommonopolisten 
hat der „junge welt“-Autor und Klima¬ 
experte Pomrehn einige wichtige Eck¬ 
daten zusammengestellt. Behauptung: 
„Der rasante Ausbau der Photovol- 
taik treibt den Strompreis in die Höhe“. 
Im Jahr können rund 6,8 Milliarden Ki¬ 
lowattstunden Solarstrom erzeugt wer¬ 
den. Bei einer durchschnittlichen Ver¬ 
gütung von 18 Cent und einem Börsen¬ 
preis von mindestens 4,5 Cent für eine 
Kilowattstunde ergeben sich zusätzli¬ 
che Kosten in Höhe von etwas mehr 
als 900 Millionen Euro. Umgelegt auf 
den Verbrauch von Haushalten und 
Gewerbe (der rund 225 Milliarden Ki¬ 
lowattstunden beträgt), bedeutet dies 
eine zusätzliche Belastung von maxi¬ 
mal 0,4 Cent pro Kilowattstunde. 
Ansonsten haben sich Solaranlagen in 
den letzten Jahren drastisch verbilligt. 
Allein 2011 wurden Solarmodule um 
30 bis 40 Prozent billiger; in 2012 noch 
einmal um 15 bis 30 Prozent. Entspre¬ 
chend sinkt auch die Vergütung für 
Neuanlagen immer mehr. Inzwischen 
ist der Strom aus neuen Solaranlagen 
billiger als der aus den von der Bun¬ 
desregierung besonders gehätschelten 
Offshore-Windparks. 

Hans-Peter Brenner 


Renten West: Krasse Kürzung der Realrenten 

Sozialverbände warnen vor der steigenden Gefahr von Altersarmut 


Zum 1. Juli sind bei den Rentnern in 
Deutschland Freud und Leid eng bei¬ 
einander: Die gesetzlichen Renten 
werden im Osten um 3,29 % erhöht, im 
Westen dagegen um mickrige 0,25 %. 
Die hohen Abweichungen zwischen Ost 
und West erklärt die Deutsche Renten¬ 
versicherung (DRV) mit „Eigenheiten 
der Rentenberechnung“. z.B. Nach¬ 
holung von angeblich unterbliebenen 
Rentenkürzungen vergangener Jahre 
und höheren Steigerungen beitrags¬ 
pflichtiger Löhne und Gehälter im Os¬ 
ten. Für die Rentner in Westdeutsch¬ 
land bedeutet das nominale Miniplus 
eine weitere drastische Kürzung der re¬ 
alen Renten um mehr als 1,5 % (Ren¬ 
tenerhöhung minus Inflation, die mit 
1,8 % prognostiziert wird). 

Es ist die neunte reale Minusrunde seit 
dem Jahr 2000. Nur in drei Jahren - 
2002: + 0,56 %, 2009: + 1,51 %; 2012: + 
0,2 % - gab es minimale Real-Renten- 
Zuwächse. 


Renten: Seit 2000 
weniger Kaufkraft 

Wie aus einer Antwort der Bundesre¬ 
gierung auf eine Anfrage der Linken- 
Bundestagsfraktion hervorgeht, sank 
die Kaufkraft der Rentner seit dem 
Jahr 2000 im Westen um 17 Prozent, 
im Osten um 22 Prozent ( Spiegel-on- 
line, 13. 10. 2012). Danach lagen die 
durchschnittlichen Rentenzahlbeträ¬ 
ge nach Abzug der Sozialbeiträge in 
den alten Bundesländern zuletzt bei 
1 062 Euro und in den neuen Ländern 
bei 1 047 Euro. Gegenüber 2000 wa¬ 
ren sie in West um 17 Euro höher, in 
Ost um 23 Euro niedriger. Gleichzeitig 
stieg aber in im selben Zeitraum der 
Verbraucherpreisindex um etwa 20 Pro¬ 
zent, was den genannten Kaufkraftver¬ 
lust erklärt. Ein Rentner im Westen hat 
also gegenüber dem Jahr 2000 zwei vol¬ 
le Monatsrenten an Kaufkraft verloren, 
im Osten noch etwas mehr. 

Diese Entwicklung ist einmal Folge 
der relativ niedrigen Lohnabschlüsse, 
zum anderen wirkten sich die verschie¬ 
denen Rentenreformen, insbesondere 
von Rot-Grün und der Großen Koa¬ 
lition mit ihren verschiedenen Dämp¬ 
fungsfaktoren aus: „Riestertreppe“, 
„Nachhaltigkeitsfaktor“ und schließ¬ 


lich „Nachholfaktor“ - alle mit dem 
Ziel, das Rentenniveau zu senken. Be¬ 
trug das Rentenniveau im Jahr 2000 
noch 52,6 Prozent der durchschnittli¬ 
chen Nettobezüge, so ist es bis heute auf 
49,6 % (FAZ, 14.11.2012) gesunken. Bis 
2020 soll es auf 48 % runtergehen und 
2030 auf 43%. 

In Verbindung mit der Zunahme an 
schlechter Arbeit - geringfügige Be¬ 
schäftigung, Teilzeitarbeit, Zeitlohn - 
führt das dazu, dass die Rente kein 
auskömmliches Einkommen im Alter 
garantiert, sondern zunehmend zur Ar¬ 
mutsrente wird. 

Bereits jetzt arbeiten 800 000 Rent¬ 
ner als Mini-Jobber, um im Alter über 
die Runden zu kommen. Die Zahl der 
Ruheständler, die Grundsicherung 
(688 Euro im Monat) in Anspruch neh¬ 
men müssen, hat sich seit 2003 um zwei 
Drittel auf 436 000 erhöht. Die Sozial¬ 
verbände warnen vor der steigenden 
Gefahr von Altersarmut. 

Der Armutsforscher Professor But- 
terwegge (Buch: Armut im Alter, 2012) 
schreibt dazu: „Altersarmut ist kein „un¬ 
sozialer Kollateralschaden“ der Globa¬ 
lisierung oder des demografischen Wan¬ 
dels. Sie ist das Ergebnis ökonomischer 
Krisen und einer Verteilungsschieflage, 
die politisch erzeugt und insofern funk¬ 
tional ist, als sie Opfer von Maßnahmen 
zur Deregulierung des Arbeitsmarktes 
beziehungsweise zur Restrukturierung 
des Sozialstaats trifft sowie Menschen, 
die für den Wirtschaftsstandort „nutz¬ 
los“, weil angeblich unproduktiv sind“ 
(SZ, 12.11.2012). 

Altersarmut nicht erst 
ein Zukunftsproblem 

Altersarmut ist also heute schon ein 
Massenphänomen und nicht erst ein 
„Zukunftsproblem“. Das Problem wur¬ 
de bisher weggewischt - keiner Rent¬ 
nergeneration gehe es so gut wie der 
jetzigen, so die Bundesregierung. Da 
Gewerkschaften und Sozialverbände 
immer beweiskräftiger vor dem Pro¬ 
blem warnen, das Menetekel sich im¬ 
mer sichtbarer an der Wand abzeich¬ 
net, zeigt nun auch die Politik beflissene 
Betriebsamkeit - zumal Landtags- und 
Bundestagswahlen ins Haus stehen. Von 
der Leyen gibt plötzlich die Kassandra: 


Ein Versicherter mit 35 Beitragsjahren, 
der immer 2 500 Euro brutto verdient 
hat, bekommt heute 816 Euro Rente, so 
ihr Beispiel. Bis 2030 sinkt jedoch das 
Rentenniveau auf 43 Prozent. Die Ren¬ 
te eines 2 500-Euro-Verdieners sinkt 
auf 688 Euro Grundsicherung! 

Doch weder die „Zuschussrente“ (jetzt 
„Lebensleistungsrente“) Ursula von 
der Leyens noch die „Solidarrente“ 
des SPD-Vorsitzenden Sigmar Gabriels 
sind ein Ausweg aus der Misere. Sie sind 
nicht einmal eine kosmetische Korrek¬ 
tur, sondern bestätigen nur das Versa¬ 
gen der Politik. Die Hürden dafür sind 
nur für ganz wenige zu überwinden: 
Mindestens 30 Jahre (von 2023 an sogar 
35 Jahre) in die Rentenkasse eingezahlt, 
Kinder großgezogen und zusätzlich vor¬ 
gesorgt haben. Und dann winkt eine 
Aufstockung auf bis zu 850 Euro, was 
Armutsniveau bedeutet (ähnlich sind 
die Bedingungen bei der Solidarrente). 
Eine demokratische und soziale Re¬ 
form der gesetzlichen Rente, muss zum 
stringenten beitragsfinanzierten Umla¬ 
geverfahren zurückkehren, das sich in 
den vergangenen Jahrzehnten in allen 
Situationen bewährt hat. 

Alle bisherigen Reformen haben dieses 
Prinzip durchlöchert, steuerfinanzierte 
Bestandteile eingebaut, Beitragssät¬ 
ze gekürzt, um die Arbeitgeber von 
Lohnnebenkosten zu entlasten. Vor al¬ 
lem aber haben sie die Menschen zur 
privaten Vorsorge gezwungen, zur An¬ 
lage ihres Geldes auf den volatilen Fi¬ 
nanzmärkten, in der Hoffnung, am Le¬ 
bensabend davon etwas wiederzusehen. 
Am deutlichsten ist das bei der Ries¬ 
ter-Rente nachzuvollziehen: Hier wur¬ 
de das Rentenniveau der gesetzlichen 
Rente abgesenkt, die Senkung sollte 
durch eine freiwillige kapitalgedeckte 
Riesterrente ausgeglichen werden. Die 
Schwächeren können sich diese aber 
nicht leisten, müssen aber die Niveau- 
Senkung mittragen. 

Die Stärkeren werden bei der Eigenvor¬ 
sorge mit staatlichen Mitteln gefördert. 
„Die Solidarität steht Kopf“ schreibt 
Norbert Blüm (SZ, 20. 9. 2012). „Die 
Riester-Rente ist nicht Lösung des Pro¬ 
blems der Altersarmut, sondern eine ih¬ 
rer Ursachen“. Und er zeigt auf, dass der 
Gesamtbeitrag, den Arbeitnehmer für 
Rente plus Riester zahlen höher ist als 


zuvor, das Gesamt-Alters-einkommen 
aus Rente plus Riester aber niedriger. 
„Denn bei der Riester-Rente entfällt 
der Arbeitgeberbeitrag von 2 % und 
die Abschluss- und Verwaltungskosten 
der Privatversicherung sind erheblich 
höher als in der Rentenversicherung. 
Bei der gesetzlichen Rente machen sie 
1,5 % aus, bei einer Privatversicherung 
bis zu 25 %“ (ebenda). 

„Solidarische Bürger¬ 
versicherung“ 

Soll die Rente im Alter ein auskömm¬ 
liches Einkommen garantieren, müssen 
die Konterreformen der vergangenen 
Jahre zurückgedreht werden, durch: 

★ Rücknahme der Dämpfungsfaktoren; 

★ einen flächendeckenden Mindest¬ 
lohn und Re-Regulierung des Arbeits¬ 
marktes, um den Niedriglohnsektor ein¬ 
zudämmen; 

★ Erhöhung der Rentenbeiträge, um 
die Arbeitgeber stärker an der Ren¬ 
tenfinanzierung zu beteiligen. Der 
DGB fordert einen Rentenbeitrag von 
22 Prozent. 

★ Lohnabschlüsse mit echten Real¬ 
lohnzuwächsen; 

★ Ausdehnung der Sozialversiche¬ 
rungspflicht. 

Professor Butterwegge dazu: Um das fi¬ 
nanzielle Fundament der gesetzlichen 
Rentenversicherung zu stabilisieren, 
kann man diese zu einer solidarischen 
Bürgerversicherung ausbauen. Sie wür¬ 
de im Idealfalle alle Wohnbürger, also 
auch jene Gruppen umfassen, die bisher 
in Sondersystemen beziehungsweise zu 
besonderen Bedingungen abgesichert 
sind (Beamte, Landwirte, Handwerker, 
Künstler und freie Berufe). Sie würde 
darüber hinaus Beiträge auf sämtliche 
Einkunftsarten ohne Bemessungsgren¬ 
ze erheben sowie eine bedarfsgerechte 
und armutsfeste Grundsicherung inte¬ 
grieren. Altersarmut ist eine große sozi¬ 
alpolitische Herausforderung, zu deren 
Bewältigung es vermehrter Anstren¬ 
gungen aller Bevölkerungsgruppen be¬ 
darf. Fred Schmid, isw. 

(Der Artikel ist Teil des isw-wirtschaftsinfos 
„Bilanz 2012 - Ausblick 2013/Bilanz der 
schwarz-gelben Bundesregierung“, das Mit¬ 
te April bei isw erscheint). 


Ende Februar fiel im Stadtrat eine his¬ 
torische Entscheidung: Die Solinger 
Stadtwerke sind wieder vollständig im 
Besitz der Solinger Bürger! Dies ist vor 
allem ein Erfolg der Initiative Solinger 
Bürgerinnen und Bürger. 

Bis zuletzt wurde noch mit allen Mit¬ 
teln von der Solinger CDU und FDP, 
dem Oberbürgermeister und der Ver¬ 
waltung, aber auch von Medien ver¬ 
sucht, die Stimmung im Stadtrat zu 
kippen, um einer neuen gewinnorien¬ 
tierten Aktiengesellschaft unser „Tafel¬ 
silber“ zu verkaufen. Stadtwerke ohne 
„strategischen Partner“ sind nicht le¬ 
bensfähig und bringen uns nur Unheil, 
so ihre Logik. 

Doch von dem Bazillus Privatisierung 
ist die absolute Mehrheit der Solinger 
endgültig kuriert. Zu groß ist der Scha¬ 
den, den uns eine zehnjährige Abhän¬ 
gigkeit von der MW AG zugefügt hat. 
Geheime Verträge, kein Einfluss auf 
Entscheidungen, regelmäßiger über¬ 
höhter Gewinnabfluss, Abbau von Per¬ 
sonal, Aushebelung des Betriebsrates, 
Auslagerung von Geschäftsbereichen, 
keine Orientierung auf erneuerbare 
Energie, dies waren nur einige Merk¬ 
male dieser „Partnerschaft“. 

Eine Solinger Zeitung befragte ihre 
Leser. 81 Prozent sprachen sich für 
Stadtwerke in kommunalem Besitz 
aus. Dieser Erkenntnis, dass kommu¬ 
nales Eigentum vor Kapitalwirtschaft 
geht, ist jahrelange Aufklärungsarbeit 
voraus gegangen. Verdienst dafür ge¬ 
bührt der Bürgerinitiative „Solingen 
gehört uns“. Wesentlichen Anteil an 
dieser Bewusstseinsveränderung ha¬ 
ben aber auch andere Solinger Orga¬ 
nisationen: Gewerkschaften, Kirchen 
und einige Parteien. Wir, die DKP, ha¬ 
ben von Anfang an in dieser Bewegung 
mitgearbeitet. 

Jetzt heißt es, nach vorne zu schauen 
und den Beweis zu liefern, dass unsere 
eigenständigen Stadtwerke sehr wohl 
in der Lage sind, sich den Herausforde¬ 
rungen unserer Zeit zu stellen. Weg von 
den Energie-Haien E.on, RWE, Vatten- 
fall und EnBW, weg von der Atomener¬ 
gie, hin zu dezentraler Erzeugung nach¬ 
haltiger und umweltschonender Ener¬ 
gie. Ziel muss eine neue Ausrichtung 
der Stadtwerke zum Wohle der Stadt 
und ihrer Bürger sein. Demokratische 
Kontrolle, Eigenständigkeit bei Ent¬ 
scheidungen, Gewinne für Solingen, Si¬ 
cherung und Schaffung neuer Arbeits¬ 
plätze, sowie bürgernahe, transparente 
und soziale Preisgestaltung, dies sind 
Prämissen der neuen Zeit. 

Viele andere Städte gehen ebenfalls 
diesen Weg. Ulm, Bergkamen, Aachen, 
Schönau, Münster und Leipzig, um nur 
einige Kommunen zu nennen, sind Bei¬ 
spiele für flexible und zukunftsorien¬ 
tierte Entwicklung. 

Packen wir es an! HK 


Schlimmer als Kriminelle behandelt 

„An den grundsätzlichen Mängeln 
des EU-Asylsystems ändert sich gar 
nichts“, kommentiert die innenpoliti¬ 
sche Sprecherin der Fraktion „Die Lin¬ 
ke“ Ulla Jelpke die Einigung der EU- 
Institutionen zum EU-Asylsystem. Jel¬ 
pke weiter: 

Die Einigung ist eine schlechte Nach¬ 
richt für Schutzsuchende und ein Ar¬ 
mutszeugnis für die Europäische Uni¬ 
on. Vor allem Deutschland hat sich als 
Kernland der EU der dringend erfor¬ 
derlichen, solidarischen Umgestaltung 
des Asylsystems widersetzt. 

Das Kernstück des ungerechten Asyl¬ 
systems - die Dublin-Verordnung - 
bleibt im Prinzip unverändert. Das be¬ 
deutet, dass Flüchtlinge weiterhin quer 
durch Europa verschoben werden, weil 
die Außenstaaten der Union alleine 
zuständig bleiben für Aufnahme und 
Asylverfahren. Dabei sind die Asyl¬ 
bedingungen in Griechenland, Italien, 
Malta und anderen EU-Mitgliedstaa- 
ten untragbar. 

Weiterhin werden Asylsuchende 
schlimmer als Kriminelle behandelt, 
weil sie jederzeit, ohne Straftaten be¬ 
gangen zu haben, inhaftiert werden 
können. 
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Wieder Krieg? 

Wird wieder Krieg sein auf der korea¬ 
nischen Halbinsel? Die Propaganda¬ 
kompanie marschiert schon. Einer ihrer 
Feldwebel, der Chefredakteur der auf¬ 
lagestarken „Rheinischen Post“, weiß, 
„Gegen Diktatoren hilft nur Stärke“ und 
fordert „neue Sanktionen, eine klar her¬ 
ausgearbeitete militärische Vergeltungs¬ 
antwort“ und „striktes Einwirken“ auf 
China. Zur Begründung wird das übliche 
Gebräu aus Halbwahrheiten und offe¬ 
nen Lügen herangezogen, mit denen die 
Koreanische Demokratische Volksrepu¬ 
blik seit Jahrzehnten dämonisiert wird. 
Die Bedrohung Nordkoreas ist real. 
Seit US-geführte Truppen vor 60 Jahren 
unter falscher UNO-Flagge das Land in 
die Steinzeit bombten in einem Krieg, 
der drei Millionen Menschen das Leben 
kostete und geführt wurde, um die Ver¬ 
einigung des Landes zu verhindern, hat 
keine Regierung in Washington auch 
nur einen Hehl aus ihrer Absicht ge¬ 
macht, diesen Staat, von dem umnach- 
teten George W. Bush zum Bestandteil 
einer „Achse des Bösen“ erklärt, zu 
eliminieren. Bis heute sind 28 000 Gis 
ständig in Südkorea stationiert, alljähr¬ 
lich führen die US-Armee und die süd¬ 
koreanischen Streitkräfte große, bis zu 
mehreren Monaten dauernde Manöver 
durch, in die sämtliche Teilstreitkräfte 
sowie Tausende Reservisten einbezo¬ 
gen sind. Es geht nicht um einen ange¬ 
nommenen Feind, es handelt sich, offen 
ausgesprochen, um Übungen für einen 
Krieg mit dem Norden. Beim diesjäh¬ 
rigen Manöver, das schon seit Wochen 
andauert, setzte die Air Force noch eins 
drauf: Mehrere Male simulierte ein 
US-Tarnkappenbomber in unmittelba¬ 
rer Nähe zur Demarkationslinie zwi¬ 
schen den beiden koreanischen Staa¬ 
ten den Abwurf einer Atombombe. Am 
28. März wurden zwei weitere der Bom¬ 
ber vom Typ B 2, die je 16 Kernspreng¬ 
köpfe tragen können, nach Südkorea 
geschickt, um ebenfalls den Atombom¬ 
benabwurf zu üben. Wem die Reaktion 
Pjöngjangs auf diese Aggressionen zu 
schrill klingt, möge sich an die Reakti¬ 
on Washingtons auf die Stationierung 
sowjetischer Raketen auf Kuba als Ant¬ 
wort auf die US-Raketen in der Türkei 
vor etwas über 50 Jahren erinnern. Die 
Welt stand am Rande des Atomkriegs. 
Was jetzt nötig ist, sind wirklich gleich¬ 
berechtigte Gespräche mit dem Ziel, 
die Blockade zu beenden und endlich 
nach 60 Jahren einen Friedensvertrag 
zustande zu bringen, der der KDVR ih¬ 
ren Bestand und ihre Souveränität ga¬ 
rantiert. Die Aggressionen gegen Nord¬ 
korea müssen eingestellt, Verhandlun¬ 
gen über eine atomwaffenfreie Zone 
auf der koreanischen Halbinsel aufge¬ 
nommen werden. Das hieße dann auch, 
die imperialistische Einkreisung Chi¬ 
nas durch die USA zu beenden, deren 
Teil die aggressive Politik gegen Nord¬ 
korea ist. Manfred Idler 


Abgerechnet 
wird zum Schluss 


In Mali sind seit Beginn der Militärin¬ 
tervention Frankreichs 63 malische Sol¬ 
daten getötet worden. Die meisten von 
ihnen seien während der Kämpfe ge¬ 
storben, einige seien später ihren Ver¬ 
letzungen erlegen, sagte der Sprecher 
der malischen Armee. Zudem seien seit 
Mitte Januar „schätzungsweise 600 is- 
lamistische Rebellen“ getötet worden. 
Frankreich geht seit dem 11. Januar ge¬ 
meinsam mit der malischen Armee und 
Soldaten aus weiteren afrikanischen 
Ländern gegen Islamisten im Norden 
Malis vor. Dabei wurden bislang fünf 
Franzosen getötet. Ende Februar gab 
der Tschad bekannt, dass bis zu diesem 
Zeitpunkt 26 seiner Soldaten bei den 
Gefechten getötet wurden. 

Die Islamisten wurden inzwischen aus 
den wichtigen Städten der Region ver¬ 
trieben, französische Soldaten gehen 
derzeit im Ifoghas-Gebirge im Nord¬ 
osten des Landes gegen sie vor. Die Is¬ 
lamistengruppe „Ansar Dine“ erklärte, 
sie wolle in Mali weiter kämpfen. Die 
Mitglieder der Gruppe seien „in einer 
guten Lage“ und würden den Kampf 
fortführen, hieß es in der Erklärung. 


Nichts wie weg! 

Die Signale der Zypern-Rettung - „Modell für Europa“ - könnten kaum verheerender sein 


I nzwischen scheint ziemlich zuver¬ 
lässig klar, dass Zypern tatsächlich, 
wie der neue Eurogruppen-Chef 
Dijsselbloem unbedacht ausplauder¬ 
te, die Blaupause liefern durfte für das, 
was künftig in Euro-Land und auch 
anderswo, unter dem Stichwort Ban¬ 
kensanierung ablaufen wird. Das Tabu 
ist gebrochen. Ein Euro ist nun auch 
offiziell nicht mehr ein Euro. Es gibt die 
Beschlagnahme von Bankguthaben, es 
gibt Kapitalverkehrskontrollen. Zy¬ 
pern dürfte (bald) überall sein. 

Die FAZ hat mit dankenswerter Offen¬ 
heit Reklame für das zyprische „Modell 
für Europa“ gemacht. Eine Ausnahme? 
„Warum eigentlich?“ Wer sein Geld zur 
Bank bringe, müsse „sich des Risikos 
bewusst sein“, meint dort ein Christi¬ 
an Siedenbiedel. 

Geld fließe wieder, 
die Katastrophe sei 
ausgeblieben. So¬ 
gar der Euro-Kurs 
sei wieder gestie¬ 
gen und auch der 
DAX habe etwas 
zugelegt. Na dann. 

Nun muss man 
Herrn Siedenbie¬ 
del vielleicht nicht 
überstrapazieren, 
aber weil die freie 
Qualitätspresse 
wohl in der nächs¬ 
ten Zeit etwas sehr 
Ähnliches, sehr ein¬ 
mütig verlautbaren 
dürfte, ein kurzer 
Blick auf seine Ar¬ 
gumentation. (Die 
Russenmafia ist, in 
diesem Falle leider, 
nicht überall.) Also 
muss etwas An¬ 
deres her: „Sparer 


hat, allenfalls die Banken. Trotz des 
theaterreifen Auftritts von Merkel und 
Steinbrück („Ritt auf der Rasierklinge“, 
Steinbrück). Für die Einlagen garantie¬ 
ren, wenn da etwas garantiert wird, die 
Einlagensicherungsfonds der Banken 
und der Haftungsverbund der Sparkas¬ 
sen. Solange sie können. Richtig aber 
bleibt: Dass Anlegern die Augen geöff¬ 
net werden. Vermutlich langsam - aber 
sicher. 

„Aber muss das etwas Schlechtes 
sein?“, fragt frohgemut unser FAZ- 
Schreiber. „Im Prinzip nein“, könnte 
man mit Radio Eriwan sagen, „wenn 
man nach dem ultimativen Sprengsatz 
für die Eurozone sucht, und den wirt¬ 
schaftlichen Absturz des südlichen Eu¬ 
ropa maximal beschleunigen möchte, 


kann das eine sehr treffliche Maßnah¬ 
me sein. 

Nun ist ja keine Frage, dass das Ab¬ 
schmelzen hoher Vermögen und ihre 
Beteiligung an der Sanierung von Staat 
und Gesellschaft und soweit erforder¬ 
lich auch eines realwirtschaftorientier¬ 
ten Bankensektors eine sinnvolle Maß¬ 
nahme wäre. Entsprechende Maßnah¬ 
men sind bekannt, erprobt und wären 
leicht installierbar. Sie haben 30 Jahre 
lang nach dem Zweiten Weltkrieg recht 
zuverlässig funktioniert, soweit sich so 
etwas für kapitalistische Verhältnisse 
sagen lässt. Hier aber geht es um et¬ 
was Anderes. 

Diejenigen, auf die es wirklich an¬ 
käme, die Spekulationsabteilungen, 
dürften sich schon aufgrund ihres In¬ 



„Dazu braucht ihr doch keine Knarren, Leute! Sagt einfach, ihr kommt von der EU.“ 


sind Gläubiger von Banken (...) „An¬ 
leger, die unsicheren Banken zu hohen 
Zinsen Geld geliehen haben“, und de¬ 
nen man nun „einen Teil des Schadens 
zumuten kann, wenn ihre Spekulation 
schief geht“. So ähnlich hat sich das 
nach dem Lehman-Crash auch schon 
angehört. Nach der Lehman-Oma nun 
die Sparbuch-Spekulantin. Denen kann 
man ruhig mal 60 Prozent oder mehr 
abknöpfen. 

Hier wird nun aus einem Menschen, 
der, aus welchen Gründen auch immer, 
sein Geld zu einer Bank trägt, und die 
dort herrschenden Bedingungen für die 
Deponierung seines Geldes wohl oder 
übel akzeptieren muss, wenn er nicht 
sein Bares unter die Matratze schieben 
will, ein gieriger Spekulant, der über 
seine „Spekulation“ die riskante Poli¬ 
tik der Bank mitbestimmt. So ähnlich 
wie der Käufer bei Lidl, der mit seiner 
Kaufentscheidung die Verwendung von 
Pferdefleisch in der Lasagne verursacht 
hat. Und da ist klar, bei der Bankpleite 
wie beim Pferdefleisch, wer die Suppe 
auszulöffeln hat. 

Gemeint sind hier ausdrücklich nicht 
die Großzocker, die zusammen mit den 
Zocker-Banken, die Welt mit ihren „to¬ 
xischen Papieren“ überschwemmt ha¬ 
ben. Gemeint sind auch nicht die An¬ 
teilseigner einer Bank, sondern der 
bislang hoffnungsfroh-gutgläubige Teil 
der Menschheit, der Banken zumindest 
insofern über den Weg traut, dass sie 
sein Geld wieder herausrücken, wenn 
er es für eine gewisse Zeit bei ihnen 
deponieren würde. Wenn er auch nicht 
weiß und keinerlei Einfluss darauf hat, 
und das ist der entscheidende Part, was 
mit seinem Geld in der Zwischenzeit 
passiert. Wie die Troika nun eindrucks¬ 
voll demonstriert, ist dieses Vertrauen 
naiv. 

„Manche Leute“, so Siedenbiedel nase¬ 
rümpfend, leiteten aus den Interessen 
der Volkswirtschaft „eine Art Grund¬ 
recht auf Sparen 4 ab“, bei dem „die 
Staaten eine Garantie für die Einlagen 
der Sparer abgeben“. Betrachtet man 
Einlagen als Spekulation, ist so etwas 
natürlich systemwidriger Unsinn. Das 
Vorgehen im Fall Zypern öffne „den 
Anlegern nun die Augen“. 

In der Sache ist das natürlich Unsinn. 
Der Staat garantiert, wie sich gezeigt 


siderwissens auch bei künftigen Be¬ 
schlagnahmeaktionen diskret aus der 
Affäre ziehen können. Betroffen wäre 
gerade der mittlere, für eine Ökono¬ 
mie so entscheidende Gewerbe- und 
Dienstleistungssektor, aber auch ins¬ 
titutioneile Anleger, Lebensversiche¬ 
rer, Renten- und Pensionsfonds. (Im¬ 
mer vorausgesetzt die 100 000-Eu- 
ro-Grenze gilt auch weiterhin, was 
bekanntlich alles andere als in Stein 
gemeißelt ist.) Und zwar sowohl durch 
die sofortigen Verluste, die bei einer 
Umwandlung der Einlagen in Bank¬ 
papiere (Debt for Equity Swap) allen¬ 
falls moralisch aufgewertet werden, als 
auch durch die nun installierten rigi¬ 
den Kapitalverkehrskontrollen. Letz¬ 
tere könnten vielleicht eine Renais¬ 
sance der Tauschwirtschaft einleiten. 
An einen Zustrom frischen Kapitals 
ist nun ohnehin kaum noch zu denken. 
Im Gegenteil. Die antikapitalistische 
Pose Schäubles wird für genau das Ge¬ 
schäftsmodell den Turbo einschalten, 
das er angeblich austrocknen wollte: 
Die Finanzoase. 

Erst einmal installiert, dürfte es kom¬ 
pliziert werden, von den Kapitalver¬ 
kehrskontrollen wieder herunterzu¬ 
kommen, will man nicht plötzlich völ¬ 
lig ohne Euro dastehen, die man nur 
gegen neue Schulden wieder bekom¬ 
men kann. Die EZB hat daher mit viel 
Tamtam 5 Mrd. Euro nach Zypern ge¬ 
schafft. Wie lange das reicht, wird 
man sehen. Was man nicht abwarten 
braucht, ist die Welle der Austeritäts- 
programme, die Zypern nun verord¬ 
net werden. Mit jeder neuen Hilfszah¬ 
lung wird der Druck größer werden. 
Der Euro - unter den Bedingungen 
des Berliner Rettungsregimes - dürfte 
sicht nicht nur für Zypern als tödliche 
Falle erweisen. 

Klaus Wagener 


War Zypern ein Steuerparadies? 

AKEL-Vorstellungen von der Alternative zur Troika-Politik 


Mit besonders in deutschen Medien 
verbreiteten Anschuldigungen gegen 
Zypern setzt sich der Leiter der Wirt¬ 
schaftsabteilung der „Fortschrittspar¬ 
tei des arbeitenden Volkes“ (AKEL), 
Stavros Evagorou, zugleich Abgeord¬ 
neter des zyprischen Parlaments, in 
einem Interview auseinander („Huma- 
nite“, 27.3.2013). Nachfolgend einige 
Auszüge: 

„Frage: Ist Zypern ein Steuerparadies? 
Stavros Evagorou: Mehrere Monate 
vor der Entscheidung der Eurogruppe, 
alle Bankeinlagen mit einer Abgabe 
zu belasten, haben die deutschen Me¬ 
dien falsche Anschuldigungen gegen 
Zypern propagiert. Unser Land sei 
ein Steuerparadies, ein Zentrum der 
Geldwäsche. Diese Zeitungen schrie¬ 
ben über die russischen Oligarchen. 
Doch wir haben den gleichen Unter¬ 
nehmenssteuersatz wie Bulgarien, ein 
Satz nahe dem Irlands und höher als 
der Maltas. Warum sich also auf Zypern 
verbeißen? In den Niederlanden gibt 
es dreimal mehr russisches Geld ange¬ 
legt als auf Zypern. Und zweimal mehr 
in Luxemburg. Ich habe nicht den Ein¬ 
druck, dass dort die Russen Proletarier 
wären. Unser Banksystem ist von Mo- 
neyval, einer Einrichtung des Europa¬ 
rats zur Bekämpfung von Geldwäsche 
inspiziert worden. Wir haben eine bes¬ 
sere Note als Deutschland bekommen. 
Wir sind auf dem siebten Platz in der 
Eurozone. Wenn sie dennoch darauf 
beharren, unser Finanzsystem zu zer¬ 
stören, dann nicht, weil sie etwas gegen 
die Zyprioten hätten. Sie zielen auf die 
Russen. In den letzten Tagen begaben 
sich Abordnungen deutscher Bankiers 
oder der Eurozone nach Zypern, um 
die russischen Investoren davon zu 
überzeugen, ihr Geld in ihr Land zu 
transferieren.“ 

Im weiteren Verlauf des Interviews be¬ 
tont der AKEL-Wirtschaftspolitiker, 
dass Zypern offensichtlich als „Ver¬ 
suchskaninchen der Eurozone“ dienen 
soll. Das zwischen der Eurogruppe und 


dem zyprischen Präsidenten geschlos¬ 
sene Abkommen sei nicht das Ende des 
Weges, sondern nur sein Anfang. 
„Frage: AKEL verlangt, dass Zypern 
Lösungen außerhalb des Rahmens der 
Troika prüfen soll. Was verstehen Sie 
darunter? 

Stavros Evagorou: Unsere eigenen 
Maßnahmen treffen, aber außerhalb 
des Rahmens der Troika. Vielleicht 
wird man ebensoviel leiden. Aber wir 
werden dann nicht bei jeder Etappe 
unseres täglichen Lebens in den Ins¬ 
titutionen die Beamten, die Vertreter 
der Troika haben, die uns diktieren, 
was zu tun ist. Die Kanzlerin Angela 
Merkel ist die Repräsentantin einer 
Doktrin, die die Arbeitslosigkeit im 
Süden vergrößert und das Geld nach 
dem Norden abzieht. Leider ist Fran¬ 
cois Hollande, wie man hier sagt, der 
,unsichtbare Politiker 4 geworden. Zahl¬ 
reiche Stimmen verlangen jetzt, die Eu¬ 
rozone zu verlassen. Das ist nicht das, 
was wir sagen. Denn das wäre ein sehr 
harter Weg. Es wäre nicht klug seitens 
meiner Partei, zu sagen, dass man dar¬ 
aus ausscheiden soll, ohne die Karten 
in der Hand zu haben. Aber man muss 
die anfallenden Kosten studieren, falls 
man im Rahmen der Troika bleibt und 
falls man aus dem Euro austritt 44 
Evagorou erwähnt im weiteren Verlauf 
des Gesprächs, dass sich die frühere Re¬ 
gierung unter dem AKEL-Präsidenten 
Christofias bereits bemüht habe, die Kri¬ 
sensituation in den Griff zu bekommen. 
Christofias habe den damaligen Gou¬ 
verneur der zyprischen Zentralbank zu 
überzeugen versucht, dass der Banken¬ 
sektor umstrukturiert werden muss. Die 
Regierung habe dies aber nicht einfach 
anordnen können, weil eine Umstruktu¬ 
rierung nur durch die Zentralbank be¬ 
schlossen werden konnte, die laut EU- 
Vorschrift unabhängig ist. Doch die¬ 
se habe die Expansion der zyprischen 
Banken in Griechenland, Russland und 
Serbien genehmigt, was AKEL kritisier¬ 
te. Auch gewisse Sparmaßnahmen habe 
die AKEL-geführte Regierung bereits 


eingeleitet, darunter auch eine Redu¬ 
zierung von Gehältern und Renten, die 
eine bestimmte Höhe überstiegen. Die 
Troika habe aber eine Reduzierung der 
Zahl der Staatsangestellten um 6 000 ge¬ 
fordert, obwohl es insgesamt nur 52 000 
gibt und bereits ein Mangel an Kran¬ 
kenhauspersonal und Ärzten festgestellt 
wurde. Das Problem Zyperns mit einem 
Haushaltsdefizit von 5 Prozent und ei- 
ner Verschuldung von 70-75 Prozent sei¬ 
en nicht die öffentlichen Finanzen gewe¬ 
sen, sondern die Verschuldung des Ban¬ 
kensektors. Sein Bankrott sei die Folge 
von EU-Beschlüssen wie der teilweisen 
Annullierung der griechischen Verschul¬ 
dung gewesen, die den zyprischen Ban¬ 
ken Verluste von 4,5 Milliarden Euro in 
einer einzigen Nacht einbrachten. Trotz 
der schwierigen Lage seien aber bedeu¬ 
tende Sozialmaßnahmen eingeführt 
worden: „ Wir haben einen vierzehnten 
Monat für Kleinrentner eingeführt, die 
Unterstützung für kinderreiche oder al¬ 
leinerziehende Familien erhöht. Der So¬ 
zialbeitrag für Studenten wuchs. Selbst 
nach den Sparmaßnahmen liegt die Er¬ 
höhung der Sozialfonds bis heute bei 12 
Prozent 

„Frage: Auf welchen Grundlagen kann 
Zypern sich wiederaufrichten? 

Stavros Evagorou: Was übrig bleibt, 
muss erhalten werden. Sodann kann 
man unsere Insel in ein Land von 
Dienstleistungen umwandeln, indem 
unsere Gesundheits- und Bildungssys¬ 
teme, unsere Wirtschaftsprüfungsdiens¬ 
te, unsere Rechtsdienste entwickelt 
werden. Die Bankenaktivität kann eine 
Rolle spielen, aber mit einem kleine¬ 
ren Sektor. Kleinere Fortschritte kann 
es in spezifischen Sektoren wie Phar¬ 
mazie oder Hi-Tech geben. Entwickelt 
werden muss unser Gas- und Ölsektor. 
Schließlich können wir angesichts un¬ 
serer geographischen Situation unseren 
Flughafen und unsere Häfen ausbauen. 
China will nautische Anlagen für seine 
Exporte. Zypern wird seinen Weg aufs 
Neue finden. Die Zyprioten sind Arbei¬ 
ter. Wir werden Erfolg haben.“ G.P. 
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Georgien unter der 
Regierung Iwanischwili 

Kampfbedingungen für die Kommunisten „etwas leichter“ 
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Gipfel der Schwellenländer 

Die Gründung einer Entwicklungsbank wurde vertagt 

ur BRICS-Gruppe gehören fünf 
Staaten, deren wirtschaftlicher 


l und politischer Stellenwert in der 
Welt in den letzten Jahren stark zuge¬ 
nommen hat: Brasilien, Russland, Indi¬ 
en, China und Südafrika. Sie umfassen 
zusammen 40 Prozent der Weltbevöl¬ 
kerung und erwirtschaften ein Viertel 
des weltweiten Bruttoinlandsprodukts. 
Die Staatschefs dieser fünf wichtigsten 
Schwellenländer haben bei ihrem Gip¬ 
fel in Durban (Südafrika) Menschen¬ 
rechtsverletzungen in Syrien verurteilt 
sowie sich gegen eine weitere Milita¬ 
risierung des seit zwei Jahren andau¬ 
ernden Konfliktes in diesem Land 
ausgesprochen. „Angesichts der sich 
verschlechternden Lage in Syrien ru¬ 
fen wir alle Parteien auf, den Organi¬ 
sationen unverzüglichen, sicheren und 
ungehinderten Zugang zu allen Hilfs¬ 
bedürftigen zu erlauben und sicherzu¬ 
stellen“, heißt es in der Erklärung zum 
Abschluss des Gipfels in Durban. Die 
BRICS-Staaten gehen davon aus, dass 
der Übergangsprozess in Syrien den 
Belangen aller Bevölkerungsschich¬ 
ten Rechnung tragen sowie durch ei¬ 
nen breiten nationalen Dialog zustande 
kommen müsse. Die Unabhängigkeit 
sowie die territoriale Einheit und Sou¬ 
veränität Syriens dürften dabei nicht 
gefährdet werden. 

„Wir unterstützen die Anstrengungen 
des Sondergesandten der UNO und der 
Arabischen Liga“, heißt es in der Erklä¬ 
rung weiter. 

Die Position der BRICS-Länder zu Sy¬ 
rien ist der Haltung von Russland in 
dieser Frage sehr ähnlich und hat in 
der Abschlusserklärung des Gipfels ih¬ 
ren Niederschlag gefunden, betonte der 
stellvertretende russische Außenminis¬ 
ter Sergej Rjabkow in Durban. Im Ge¬ 
gensatz zu den westlichen und etlichen 
arabischen Staaten, die den Rücktritt 
des syrischen Präsidenten Baschar As- 
sad als notwendige Voraussetzung für 
die Beilegung des andauernden Konflik¬ 
tes fordern, hat Russland wiederholt da¬ 
rauf verwiesen, dass die Syrer bei einem 
gesamtnationalen Dialog selbst über die 
Zukunft ihres Landes entscheiden müs- 



Von links: Der indische Premierminister Manmohan Singh, Chinas Präsident Xi 
Jinping, Präsident Jacob Zuma (Südafrika), die brasilianische Präsidentin Dilma 
Rousseff und der russische Präsident Wladimir Putin 


sen. „Die in der Schlusserklärung for¬ 
mulierte Position ist der Haltung Russ¬ 
lands sehr nah. Das ist ein sehr wichti¬ 
ges Ergebnis“, so Rjabkow. Dies zeuge 
davon, dass nicht nur Russland diese 
Auffassung vertritt, „sondern auch die 
Länder, in denen 45 Prozent der Erd¬ 
bevölkerung leben“. 

Die BRICS-Staaten verständigten 
sich auch zum aktuellen Stand des 
Problems um das iranische Atompro¬ 
gramm: „Wir sind der Auffassung, dass 
es keine Alternative zur Lösung des 
iranischen Nuklearproblems auf dem 
Verhandlungsweg gibt. Wir erkennen 
das Recht des Iran auf die friedliche 
Kernkraftnutzung entsprechend den 
von ihm übernommenen internatio¬ 
nalen Verpflichtungen an und treten 
dafür ein, dass die damit verbundenen 
Fragen mit politischen und diplomati¬ 
schen Mitteln gelöst werden, und zwar 
durch einen Dialog, darunter zwischen 
der Internationalen Atomenergieagen¬ 
tur und dem Iran, im Einklang mit den 
Bestimmungen der diesbezüglichen 
Resolutionen des UNO-Sicherheits¬ 
rates und entsprechend den Verpflich¬ 
tungen des Iran aus dem Atomwaffen¬ 
sperrvertrag“, heißt es in der Erklärung. 
„Wir sind über die Drohungen, gegen 
den Iran militärische Gewalt anzuwen¬ 


den, genauso besorgt wie über einseiti¬ 
ge Sanktionen.“ 

Zum Abschluss des Gipfeltreffens ver¬ 
tagten die fünf Staatschefs die erwar¬ 
tete Gründung einer gemeinsamen 
Entwicklungsbank auf einen späteren 
Zeitpunkt. Südafrikas gastgebender 
Präsident Jacob Zuma sagte, es gebe 
den Beschluss, „offizielle Verhandlun¬ 
gen“ zur Gründung einer solchen Bank 
zu führen. Sie soll nach bisherigen Plä¬ 
nen vor allem Infrastrukturprojekte 
finanzieren. Umstritten sind unter an¬ 
derem noch ihre Größe, die Kriterien 
für die Vergabe von Geldern und der 
Sitz des Instituts. Mit der eigenen Ent¬ 
wicklungsbank wird ein Konkurrent zu 
westlichen Banken sowie zur Weltbank 
und zum Internationalen Währungs¬ 
fonds (IWF) geschaffen. 

Die neue Entwicklungsbank sollte ur¬ 
sprünglich mit einem Startkapital von 
50 Milliarden Dollar ausgestattet wer¬ 
den, das heißt zehn Milliarden Dollar je 
Land. Das entspricht etwa 2,5 Prozent 
von Südafrikas Bruttosozialprodukt, 
und viele Südafrikaner fragten sich, 
wie diese Summe Zusammenkommen 
soll. Schließlich erwies sich Russland, 
das zwei Milliarden Dollar pro Land 
vorschlug, als Bremser. 

BIP/Ria Nowosti/ZLV 


„Die Parteien und eine neue Gesellschaft“ 

Das XVII. Internationale Seminar linker und kommunistischer Parteien in Mexiko 


Zum Beginn des Treffens erhoben sich 
die Teilnehmerinnen von ihren Plätzen 
und gedachten mit einem mehr als eine 
Minute lang andauernden Applaus des 
am 5. März verstorbenen Präsidenten 
Venezuelas, Hugo Chävez Frias. 
Alberto Anaya Gutierrez, Nationaler 
Koordinator der gastgebenden Partei 
der Arbeit (PT) Mexikos, sprach aus, 
was viele dachten. Hugo Chävez „kann 
physisch sterben, aber er stirbt nicht in 
den Herzen, in den Gedanken, im Ge¬ 
dächtnis, im Geiste, in den Idealen aller 
Revolutionäre Lateinamerikas, der Ka¬ 
ribik und der Welt. Wir sind bei Hugo 
Chävez durch das, was er repräsentiert, 
durch seine Ideen vom Sozialismus des 
21. Jahrhunderts.“ 

Insgesamt 1137 Teilnehmerinnen nah¬ 
men an dem bereits zum 17. Male aus¬ 
gerichteten Seminar teil, das vom 14.- 
16. März in der mexikanischen Haupt¬ 
stadt stattfand. Darunter befanden 
sich 198 Vertreterinnen internationa¬ 
ler Parteien und Organisationen aus 
37 Ländern von allen 5 Kontinenten. 
Traditionell stellten hierbei die linken 
und kommunistischen Organisationen 
Lateinamerikas und der Karibik die 
Mehrheit. 

Aus Europa waren u.a. Genossinnen 
der KP Frankreichs, der KP Spaniens 
und der KP Russlands angereist. Aus 
der BRD waren die Partei „Die Lin¬ 
ke“ und die DKP dabei. Erstmals war 
auch eine Delegation der Europäi¬ 
schen Linkspartei zu Gast. 

Wie schon in den Vorjahren waren 
auch asiatische Länder wie die VR 
China, Vietnam und die KDVR stark 
vertreten. Das zeigte sich z.B. in der 
Anwesenheit von größeren Delegatio¬ 
nen der jeweiligen Botschaft oder auch 
in der Neu-Edition politischer Bücher 
in spanischer Sprache, dieses Mal u.a. 


das Buch „Marxismus und Dialektik 
bei Mao Tse-tung“. 

Inhaltlich war das Seminar in drei gro¬ 
ße Bereiche gegliedert: 

1. Strategien zur Machteroberung und 
Konsolidierung alternativer nationaler 
Regierungen 

2. Volksmacht und seine verschiede¬ 
nen Formen, vor und nach der Macht¬ 
eroberung durch alternative nationale 
Regierungen 

3. Themen der konjunkturellen Ent¬ 
wicklung. 

- Geoökonomische und geopolitische 
Konsequenzen der neuen multipolaren 
Weltordnung. Das Risiko von militäri¬ 
schen Konflikten 

- die Weltwirtschaftskrise und ihre wei¬ 
tere Perspektive 

- Kolonialismus und Prozesse der Re- 
Kolonialisierung in der Welt 

Zu den einzelnen Themenfeldern be¬ 
richteten die Rednerlnnen dann über 
Erfahrungen und Vorhaben in ihren je¬ 
weiligen Ländern. Dabei wurde immer 
wieder auf das Wirken von Hugo Chä¬ 
vez Bezug genommen, sein Einfluss auf 
das aktuelle Denken und Handeln in 
Lateinamerika unterstrichen. Das zog 
sich wie ein roter Faden durch die Re¬ 
debeiträge. 

So versuchte z.B. der argentinische His¬ 
toriker Nestor Kohan im einleitenden 
Beitrag des ersten Themenblocks das 
Projekt von Chävez aus einer histori¬ 
schen Perspektive heraus zu erläutern. 
Es sei nur zu verstehen, wenn man ei¬ 
nen Blick in die gemeinsame Geschich¬ 
te Lateinamerikas wirft. Chävez bezog 
sich bekanntlich in vielen konkreten 
Aktionen auf den Unabhängigkeits¬ 
kampf gegen die spanische Kolonial¬ 
macht zu Beginn des 19. Jahrhunderts 
und auf das Wirken Simon Bolfvars. 
Chävez 4 Vision war es, den Traum Bolf- 


vars wieder zu beleben, die Einheit der 
lateinamerikanischen Völker in einem 
gemeinsamen Vaterland, dem Patria 
Grande, herzustellen. Diesen Kampf 
gilt es fortzuführen. Eine eigenständi¬ 
ge Entwicklung Lateinamerikas, auch 
über den Kapitalismus hinaus, ist nur 
in einem gemeinsamen kontinentalen 
Kampf zu erreichen. 

Neben den fast 100 Redebeiträgen des 
eigentlichen Seminars bot die Veran¬ 
staltung viel Raum für bilaterale Ge¬ 
spräche zwischen den Delegationen. So 
konnte der Autor ein ausführliches Ge¬ 
spräch mit Carolus Wimmer, Internati¬ 
onaler Sekretär der Kommunistischen 
Partei Venezuelas (PCV), führen. Da¬ 
bei standen die Analyse der aktuellen 
politischen Situation in Venezuela so¬ 
wie die Einschätzung der am 14. April 
anstehenden Präsidentschaftswahlen 
im Zentrum. Wimmer zeigte sich vor¬ 
sichtig optimistisch, dass es dem pro¬ 
gressiven Bündnis Polo Patriötico, zu 
dem neben der PSUV, der Partei des 
Präsidentschaftskandidaten Nicolas 
Maduro, auch die KP Venezuelas ge¬ 
hört, gelingen wird, einen überzeugen¬ 
den Wahlsieg zu erzielen. Das sei wich¬ 
tig, um Vorwürfen von Wahlmanipula¬ 
tion seitens der Opposition von Anfang 
an die Grundlage zu entziehen. 
Sicherlich auch auf Grund dieser Mi¬ 
schung aus Referaten und bilateralem 
Meinungsaustausch hat sich das Inter¬ 
nationale Seminar der PT über die Jah¬ 
re hinweg nach den Jahrestreffen des 
Foro Sao Paulo zum vielleicht wichtigs¬ 
ten Treffpunkt linker und kommunisti¬ 
scher Organisationen in Lateinamerika 
entwickelt. 

Zum Abschluss wurden dann auch ge¬ 
meinsam Termin und Agenda des 18. 
Seminars im März 2014 beschlossen. 

Rainer Schulze 


Bei den georgischen Parlaments wählen 
am 1. Oktober 2012 hat die Partei des 
USA-hörigen Diktators Saakaschwili 
bekanntlich eine deutliche Niederla¬ 
ge erlitten. Die Wahlen gewonnen hat 
die von dem Oligarchen Bidsina Iwa¬ 
nischwili geführte Parteienkoalition 
„Georgischer Traum“. Eine neue Re¬ 
gierung mit Iwanischwili als Minister¬ 
präsidenten wurde gebildet und ist bald 
ein halbes Jahr im Amt. Die Zeitung 
„Prawda Moskwy“ nutzte die Teilnah¬ 
me des Politischen Sekretärs des ZK 
der Einheitlichen Kommunistischen 
Partei Georgiens, Temur Pipija, als Gast 
am 15. Parteitags der KPRF, um ihn in 
einem Interview nach den Veränderun¬ 
gen zu fragen, die sich seither in Geor¬ 
gien vollzogen haben und was diese für 
die Kommunisten bedeuten. 

Nach den Worten Pipijas steht heu¬ 
te ein eher pragmatischer Politiker an 
der Regierungsspitze. Es habe Verän¬ 
derungen sowohl in der Innen- wie in 
der Außenpolitik gegeben. Das „fa¬ 
schistische Regime“ Saakaschwilis sei 
gestürzt, und die neue Regierung habe 
„damit begonnen bürgerliche Demo¬ 
kratie einzuführen“. Die Menschen at¬ 
meten freier und man sei davon über¬ 
zeugt, dass niemand mehr unbegründet 
inhaftiert werde. 

Was die Innenpolitik betreffe, so bleibe 
der Kapitalismus natürlich Kapitalis¬ 
mus. Aber es gebe dennoch bestimmte 
Veränderungen, z.B. in der Landwirt¬ 
schaft. So würden Formen kooperativer 
Landwirtschaft durch die neue Gesetz¬ 
gebung eingeführt. Dies geschehe zu 
dem Zweck, zur Stärkung des Binnen¬ 
marktes landwirtschaftliche Nutzflä¬ 
chen zu erweitern. Unter Saakaschwi¬ 
li hätten sich dagegen Mitglieder der 
Regierung am Import landwirtschaft¬ 
licher Produkte bereichert. Vieles da¬ 
von könnte im Land selbst produziert 
werden. 

Die ultra-liberale Politik in der sozialen 
Sphäre sei beendet, der neue Haushalt 
sozialer orientiert. Die Privatisierung 
sei eingestellt worden und die Finan¬ 
zierung des Bildungswesens habe be¬ 
gonnen. 

Mit Blick auf die Außenpolitik hebt Te¬ 
mur Pipija hervor, dass die neue Regie¬ 
rung „eine gewisse Garantie“ dafür bie¬ 
te, dass es künftig keine Versuche mehr 
geben werde, Probleme im Lande mi¬ 
litärisch zu lösen. Hinsichtlich der Be¬ 
ziehungen zu Russland sprächen einige 



L ange wurde darüber spekuliert, ob 
Pablo Neruda, kommunistischer Li¬ 
teraturnobelpreisträger, am 23. Sep¬ 
tember 1973 eines natürlichen Todes 
starb oder Opfer der kurz zuvor an die 
Macht geputschten chilenischen Mili¬ 
tärdiktatur wurde. Am 6. April soll eine 
Exhumierung seines Körpers beginnen 
und Aufschluss darüber bringen, auf 
welche Weise der Dichter zu Tode kam. 
Nerudas Leiche wurde an seinem 
Wohnort Isla Negra in der Region Val¬ 
paraiso beerdigt. Nach Angaben der 
Zeitung „La Naciön“ werden aufgrund 
der schwierigen Bodenverhältnisse drei 
Tage für die Exhumierung geplant; die 
sterblichen Überreste von Pablo Neru¬ 
da sollen am 8. April geborgen werden. 
Der Rechtsmedizinische Dienst (SML) 
arbeitet gemeinsam mit internationalen 
Experten an der Exhumierung. 

Neruda war am 23. September 1973 in 
einer Klinik in Santiago gestorben. Der 
ehemalige Chauffeur des Dichters, Ma¬ 
nuel Araya, hatte ausgesagt, dass Pab¬ 
lo Neruda ihm gegenüber davon ge¬ 
sprochen hatte, dass er während seines 
Hausarrests in Isla Negra eine Spritze 


Repräsentanten der heutigen Führung 
von dem Wunsch, humanitäre und kul¬ 
turelle Verbindungen wiederherzustel¬ 
len. Weiter gehe man aber nicht. Die 
Politik sei prowestlich und pro ameri¬ 
kanisch. 

Eine Besonderheit bestehe darin, dass 
das frühere Regime noch über gewis¬ 
se Hebel verfüge, weil Saakaschwili bis 
Oktober 2013 Präsident der Republik 
Georgien bleibe und das Recht habe, 
die Regierung aufzulösen. Die neue 
Verfassung trete erst nach den Präsi¬ 
dentenwahlen im Oktober in Kraft. 
Saakaschwili versuche mit Hilfe der 
USA ein Gegengewicht zur neuen Re¬ 
gierung zu bilden. Es werde nach einer 
Revanche gesucht. Proamerikanische 
Kräfte bereiteten in ganz Georgien 
Aktionen vor. Die Situation bleibe ge¬ 
spannt. 

Pipija charakterisiert die Einheitliche 
Kommunistische Partei Georgiens als 
eine Oppositionspartei, die für die Wie¬ 
derherstellung der Georgischen Sozia¬ 
listischen Republik eintritt, für die In¬ 
tegration der ehemaligen Sowjetrepub¬ 
liken. In erster Linie unterstütze sie die 
Integration jener Formen, die bereits 
auf dem Territorium der ehemaligen 
UdSSR unter Beteiligung der Russi¬ 
schen Föderation geschaffen wurden. 
Die Partei ist Mitglied der Union Kom¬ 
munistischer Parteien - KPSU und hat 
etwa 3 000 Mitglieder. 

Unter der neuen Regierung sei es im 
Vergleich zum diktatorischen Saa- 
kaschwili-Regime für die Kommunis¬ 
tische Partei etwas leichter geworden. 
Allerdings bestehe das Verbot der 
kommunistischen Symbole und der 
sowjetischen Ideologie bisher weiter. 
Und was die historischen Ereignisse 
der Sowjetperiode betreffe, so würden 
sie verzerrt und in einem negativen 
Licht dargestellt. „Wir arbeiten unter 
schwierigen Bedingungen. Die heuti¬ 
gen Machthaber in Georgien verhal¬ 
ten sich zu den Kommunisten wie zu 
Aussätzigen. Selbst die Parteien, die 
sich als prorussisch positionieren, wol¬ 
len öffentlich keine Blöcke mit uns bil¬ 
den, keine Bündnisse mit uns eingehen. 
20 Jahre antikommunistischer Propa¬ 
ganda zeigen ihre Wirkung.“ Ebenso 
habe die während all dieser Jahre be¬ 
triebene antirussische Kampagne das 
Bewusstsein der Jugend beeinflusst und 
mache es für die Kommunisten schwer, 
ihre Ideen zu propagieren. Willi Gerns 


in den Unterleib bekommen hatte, die 
nicht zur Behandlung seines Prostata¬ 
krebses gehört hatte. Daraufhin hatte 
die Kommunistische Partei Chiles An¬ 
zeige erstattet. Deren Anwalt Eduardo 
Contreras sagte, auch das völlige Feh¬ 
len von klinischen Berichten deute auf 
einen Mord hin. Die Untersuchungen 
könnten Aufschluss über eine Vergif¬ 
tung geben. 

Für den Fahrer und Sekretär Nerudas 
ist die Exhumierung eine Genugtuung: 
„Endlich wird es Gerechtigkeit geben“, 
sagt Manuel Araya. Die Diffamierung 
Arayas seitens der „Neruda-Stiftung“ 
durch deren Präsidentin Aida Figue-roa, 
Arayas Aussage habe keine Bedeutung, 
wurde durch ihn zurückgewiesen: „Wo 
waren denn die Damen und Herren 
der Stiftung zwischen dem 11. und dem 
23. September, als ich Pablo gepflegt 
habe?“ Der letzte Wille des Dichters 
sei durch die Neruda-Stiftung missach¬ 
tet worden, denn der Dichter hatte ver¬ 
fügt, dass sein Besitz dem Volk Chiles 
gehören sollte. Darüber hinaus bezahle 
die Stiftung ihren Angestellten so mise¬ 
rable Löhne, dass diese im Januar einen 
Streik durchführen mussten. 

Manuel Araya hatte die Ereignisse in 
den letzten Tagen im Leben Nerudas in 
dem 2012 erschienenen Buch „El doble 
asesinato de Neruda“ (Der zweifache 
Mord an Neruda) beschrieben. Er stell¬ 
te sich damit in Widerspruch zu Aussa¬ 
gen der Lebensgefährtin Pablo Neru¬ 
das, Matilde Urrutia, die den Mord nie 
angezeigt hatte. Günter Pohl 


Tod durch Vergiftung? 

Der Leichnam Pablo Nerudas wird exhumiert 
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Gastkolumne von Christel Wegner 


Einschüchterungsversuche 
werden nicht greifen 



Am 23. April ist es soweit: Im 
Lüneburger Amtsgericht wird 
das Verfahren gegen mich we¬ 
gen des Aufrufs zum „Castor 
Schottern“ eröffnet. 

Die bisher ausgesprochenen 
Verurteilungen gegen ande¬ 
re Unterzeichner des Auf¬ 
rufs zeigen bereits, dass der 
Staat nicht Recht sprechen, 
sondern einschüchtern will. 

Denn niemand glaubt ernst¬ 
haft, dass der Aufruf, die 
Bahnschienen während des 
Castortransportes nach Gor- 
leben zu unterhöhlen, hätte 
umgesetzt werden können. 

An die 20 000 Einsatzkräf¬ 
te haben die Strecke abgesi- J 

chert, haben schon Wochen J 

vor dem Transport mit Hub- fl 

schraubern, Wärmebildka- ™ 

meras und weiterem technischen 
Gerät, bestimmt auch mit Spitzeln, 
Abhöraktionen und anderen demo¬ 
kratiefeindlichen Maßnahmen ver¬ 
sucht, den Widerstand unter ihre 
Kontrolle zu bekommen. Selbst 
wenn es gelungen wäre, die Schie¬ 
nen an einer Stelle unbefahrbar zu 
machen, so hätte die Atomlobby - 
wie bereits bei den Transporten zu¬ 
vor - mit vorweg fahrenden Prüf- 
und Reparaturfahrzeugen dafür 
gesorgt, dass mögliche Schienen¬ 
lücken schnell hätten geschlossen 
werden können. Es hätte also bei 
einer erfolgreichen Schottern-Ak¬ 
tion bestenfalls eine zeitliche Ver¬ 
zögerung des Transportes gegeben. 
Eine Gefährdung des Schienenver¬ 
kehrs war nicht möglich und hätte an¬ 
gesichts der Sicherheitsmaßnahmen 
nur mit Duldung der Staatsmacht 
durchgeführt werden können! Das 
könnte man den Geheimdiensten so¬ 
gar noch Zutrauen! Wer Naziterro¬ 
risten schützt und unterstützt, dem 
ist auch zuzutrauen, einen Atomzug 
entgleisen zu lassen, um den Wider¬ 
stand weiter zu kriminalisieren. Wenn 
das Gericht mich verurteilt, müsste es 
daher automatisch feststellen, dass 
unter den Augen der Staatsmacht 
angebliche Straftaten durchgeführt 
werden konnten. 

Neben der Atompolitik allgemein 
ist die bewiesene Nicht-Eignung des 
Gorlebener Salzstockes und damit 
das Fehlen eines Endlagers ein weite¬ 
rer Punkt, der es allein schon verlan¬ 
gen würde, nicht nur bei Wahlen seine 
Meinung kund zu tun, sondern wenn 
„Gefahr im Verzug“ ist. Auch die Ein¬ 
schränkung der Demokratie während 
der Transporte mit Demoverboten, 


m «nfl mm 

J 

Einkesselungen und Polizeiwillkür 
wären Grund genug, Widerstand in 
verschiedenen Formen auszuüben. 
Denn gegen diese Politik kann nur 
mit radikalen Methoden vorgegangen 
werden. Die Unterschrift unter dem 
Aufruf gegen die Atompolitik war 
nicht unbedingt radikal, aber sie war 
konsequent und objektiv geboten. 
Seit dem Aufruf im Jahr 2010 sind drei 
Jahre vergangen. Was hat die Staats¬ 
anwaltschaft in dieser Zeit ermittelt, 
womit hat sie sich in dieser Angele¬ 
genheit beschäftigt? Der einzige „Be¬ 
weis“ gegen mich ist ein Ausdruck 
auf einer Internetseite, auf der mein 
Name steht. Warum also dauerte es 
so lange, bis sich der Staat entschloss, 
abzustrafen? Es war der Versuch der 
Einschüchterung und der Spaltung 
des Widerstands. Der Staat hoffte, 
dass sich viele Unterzeichner durch 
die angedrohten Zwangsmaßnahmen 
von dem Aufruf distanzieren. Mir wur¬ 
de angeboten, mit der Zahlung eines 
Geldbetrages die Sache zu den Akten 
zu legen. Als das nicht fruchtete, wur¬ 
de meine Immunität als Abgeordnete 
aufgehoben, wofür neben CDU, FDP 
und SPD auch die Grünen im Nie¬ 
dersächsischen Landtag gestimmt ha¬ 
ben. Dann haben sie gewartet, bis die 
Landtagswahl vorbei ist - wahrschein¬ 
lich, um keine Märtyrerin zu schaffen. 
Deutlich wird dadurch, dass angebli¬ 
ches Recht nach politischen Erwägun¬ 
gen gewährt oder verweigert wird. Für 
den Prozess habe ich zumindest kei¬ 
ne Hoffnung und noch weniger Er¬ 
wartungen auf ein faires Urteil. Der 
Staat zeigt sein wahres Gesicht und 
übt Klassenjustiz aus. 

Christel Wegner, ehemaliges Mitglied des 
Niedersächsischen Landtags (16. Wahlperiode) 


Castor-Prozess gegen 
Christel Wegner (DKP) 

DKP Lüneburg zeigt Solidarität 

Lüneburg-2.4.2013-Am Dienstag, 23.April,soll um 13:30 Uhrvor 
dem Amtsgericht Lüneburg ein Prozess gegen die frühere frakti¬ 
onslose niedersächsische Landtagsabgeordnete Christel Wegner 
(DKP) stattfinden. 

Die Staatsanwaltschaft Lüneburg klagt Wegner wegen ihrer Un¬ 
terschrift unter die Absichtserklärung „Castor schottern“ aus dem 
Jahre 2010 an. Die Staatsanwaltschaft wertet dies als Aufruf zu 
einer Straftat. Auf Antrag der Staatsanwaltschaft hob der Landtag 
im vergangenen Jahr die Immunität von Wegner auf. Gegen die 
Aufhebung der Immunität stimmten lediglich die Abgeordneten 
der Fraktion DIE LINKE. 

Die DKP Lüneburg versicherte Christel Wegner ihre Solidarität. Cor¬ 
nelius Kaal, Sprecher der DKP Lüneburg, stellte dazu fest: „Der Pro¬ 
zess gegen unsere Genossin Christel Wegner ist ein weiterer Ver¬ 
such, den Widerstand gegen die Atompolitik der Kumpanei von 
Kapital und Kabinett zu kriminalisieren. Dies kann nicht hingenom¬ 
men werden. Wir sind mit Christel Wegner solidarisch und werden 
beim Prozess Öffentlichkeit hersteilen. Wirfreuen uns über alle,die 
uns dabei unterstützen wollen.“ 


Für Rückfragen: Cornelius Kaal - 01 77-20 49 867 



„Uns jeden Tag politisch weiterzubilden“ 

Die UZ sprach mit Gisleidy Sosa Cabrera 


UZ: Kuba wird von westlichen Medi¬ 
en vorgeworfen, es wäre eine Diktatur 
und es gebe eigentlich keine richtigen 
Wahlen auf Kuba. Am 3. Februar gab 
es auf Kuba Wahlen zur Nationalver¬ 
sammlung. Wie kommen die Kandida¬ 
ten zustande? 

Gisleidy Sosa Cabrera: 2013 wur¬ 
den 612 Abgeordnete in die National¬ 
versammlung gewählt. 50 Prozent der 
Abgeordneten, die jetzt in der Natio¬ 
nalversammlung sind, kommen als De¬ 
legierte aus den Wahlbezirken. Diese 
Abgeordneten werden auf direkte Wei¬ 
se vom Volk gewählt. Die anderen 306 
resultieren aus Vorschlägen der Mas¬ 
senorganisationen, die verschiedene 
Teile der Bevölkerung repräsentieren. 
Wir reden hier zum Beispiel vom Ko¬ 
mitee zur Verteidigung der Revolution, 
der kubanischen Frauenvereinigung, 
der Schüler- und der Studentenorgani¬ 
sation sowie den Gewerkschaften. 

Am 3. Februar dieses Jahres haben 
mehr als sieben Millionen Kubanerin¬ 
nen und Kubaner ihre Stimme abgege¬ 
ben. 67 Prozent aller neuen Abgeord¬ 
neten in der Nationalversammlung sind 
neue Kandidatinnen, die vorher nicht 
im Parlament waren. 48 Prozent aller 
Abgeordneten sind Frauen, mit 37 Pro¬ 
zent ist die Zahl der Farbigen weiter 
gestiegen, 100 der Abgeordneten sind 
junge Menschen. Das bedeutet, dass in 
dieser Nationalversammlung, die das 
höchste Organ des kubanischen Staa¬ 
tes ist, das Volk in seiner Vielfalt reprä¬ 
sentiert ist. 

UZ: Es gab nicht nur Wahlen zur Na¬ 
tionalversammlung und den Provinzi¬ 
al- und Kommunalparlamenten, son¬ 
dern es wurden auch neue Richtlinien 
verabschiedet. Was sind das für Neu¬ 
erungen? 

Gisleidy Sosa Cabrera: Ja rich¬ 
tig, gleichzeitig mit dem Wahlprozess 
wurden in den letzten zwei Jahren die 
neuen Richtlinien überall diskutiert, 
an allen Orten und Institutionen. Die¬ 
se Richtlinien sind wegweisend für die 
wirtschaftliche, politische und sozial¬ 
kulturelle Entwicklung Kubas. Die 
Regierung hat sozusagen das Volk be¬ 
auftragt, die Richtlinien zu diskutieren 
und zu verändern. Es war jedem Ku¬ 
baner möglich, an drei bis vier Orten 
zu diskutieren, sei es im Betrieb, wo er 
arbeitet, in der Gewerkschaft, in der 
er organisiert ist, im Stadtteil, wo er 
wohnt, und auch wenn er z.B. Mitglied 
des Jugendverbandes oder der Partei 
ist. Frauen konnten zusätzlich dazu 
auch in der Frauenorganisation darü¬ 
ber debattieren. 

Die Vielfalt der Meinungen in diesem 
Diskussionsprozess spiegeln sich darin 
wider, dass 68 Prozent der ursprüng¬ 
lichen Fassung der vorgeschlagenen 
Richtlinien abgeändert oder modifi¬ 
ziert wurde. Das ist auch einfach nur 
ein Ausdruck dafür, dass die Meinung 
des Volkes am wichtigsten für die Ent¬ 
scheidungsfindung ist. 



Gisleidy Sosa Cabrera ist die Verant¬ 
wortliche der UJC (Union de Jövenes 
Comunistas - Kommunistischer 
Jugendverband Kubas) im Komitee für 
internationale Beziehungen. Sie reiste 
im Rahmen der Kuba-Kampagne der 
SDAJ durch zehn deutsche Städte. Die 
UZ war vor Ort und hat nachgefragt: 

Eine der größten Prioritäten bei den 
Richtlinien ist die stetig anwachsende 
Produktion von Lebensmitteln für das 
kubanische Volk. Auf Platz zwei und 
drei folgen der Bau von weiteren Woh¬ 
nungen und die Anhebung der Löhne. 
Das sind Aufgaben, die sehr große In¬ 
vestitionen erfordern, um sie umzuset¬ 
zen. Und man muss sich dabei im Hin¬ 
terkopf behalten, dass wir weiterhin von 
einer Blockade beeinflusst sind. Kuba 
muss aber auch immer darauf aufpas¬ 
sen, egal was für Maßnahmen ergriffen 
werden, dass diese Maßnahmen immer 
auch vom Imperialismus ausgenutzt 
werden. Bevor man also die Maßnah¬ 
men verabschiedet, muss man darüber 
nachdenken, wie der Feind sie nutzt. Wir 
können leider nicht ignorieren, dass wir 
direkt vor unserer Nase den stärksten 
imperialistischen Staat haben, den es 
gibt. Das bedeutet, dass wir für diese 
Maßnahmen einen langen Diskussi¬ 
onsprozess führen müssen, wie wir die¬ 
se Richtlinien praktisch umsetzen. 

UZ: Du hast die US-Blockade erwähnt. 
Was für Auswirkungen hat sie? 

Gisleidy Sosa Cabrera: Wir leben 
auf Kuba nicht in einer perfekten Ge¬ 
sellschaft und wir haben viele Dinge, 
an denen wir arbeiten müssen. Wenn 
die Wirtschafts-, Handels- und Finanz¬ 
blockade, die gegen uns seit 1962 be¬ 
steht, nicht wäre, wären wir deutlich 
weiter. Das wesentliche Ziel dieser 
Blockade ist es, Kuba wirtschaftlich zu 
ersticken. Diese Maßnahme gilt nicht 
nur für die USA, sondern sie beein¬ 
flusst Drittländer, die mit Kuba Han¬ 
del betreiben. Sie hat unser Land bis 
heute rund 100 Milliarden US-Dollar 
gekostet. Ohne diese Blockade wäre 
es so, dass Kuba heute schon dreißig 
Jahre weiter sein könnte. Und gerade 
als das sozialistische Lager 1990 gefal¬ 
len ist, hat die USA die Blockade noch 
weiter verschärft. Kuba darf auf dem 
Weltmarkt keine Produkte in Dollar 
kaufen, es darf keine Produkte kaufen, 
in denen mehr als 10 Prozent US-ame¬ 


rikanische Anteile drinstecken, z.B. 
auch Ersatzteile. Auch Medikamen¬ 
te dürfen nicht gekauft werden. Kuba 
wurde dadurch bereits mehrmals dazu 
gezwungen, einzelne Flugzeuge nach 
Europa zu schicken, um krebskranke 
Kinder, die sich bereits im Endstadium 
der Krankheit befanden, mit Medika¬ 
menten zu versorgen. Jedes Schiff, was 
in Kuba anlegt, darf für sechs Monate 
keinen US-amerikanischen Hafen an- 
fahren. Das führt dazu, dass Kuba sei¬ 
ne Produkte in Europa oder in Asien 
kaufen muss, und das führt wiederum 
dazu, dass die Produkte zwei- bis drei¬ 
mal so teuer sind, als wenn sie aus den 
USA bezogen werden würden. Das 
bedeutet auch, dass wir die Produk¬ 
te dann eigentlich auch zu den Prei¬ 
sen in Kuba Weiterverkäufen müssten. 
Die USA weigert sich außerdem, einer 
Vereinbarung nachzukommen, wonach 
die USA 20 000 Einreisevisa an Kuba 
gibt, damit Leute legal aus Kuba aus- 
reisen dürfen. 

UZ: Fünf Kubaner, die „Cuban5“, die 
legal ausreisen durften, sitzen seit nun¬ 
mehr 15 Jahren in US-Gefängnissen, an¬ 
geblich weil sie die Sicherheit der USA 
gefährdet hätten. Sie hatten damals Ter¬ 
rornetzwerke in Miami unterwandert 
und Informationen über geplante An¬ 
schläge auf Kuba an die US-Behörden 
weiter gegeben. Statt der von ihnen be¬ 
obachteten Terroristen wurden die fünf 
„Antiterroristas“ eingesperrt. Was für 
eine Bedeutung haben die fünf für die 
Kubanische Jugend? 

Gisleidy Sosa Cabrera: Für die ku¬ 
banische Jugend sind die „Cuban5“ ein 
Paradigma. Als sie in die Gefängnisse 
gesperrt wurden, waren sie noch sehr 
jung, als sie in die USA gereist sind 
noch jünger. Solange es so ist, dass 
Kuba der größten imperialistischen 
Macht gegenübersteht, die nicht von 
den Angriffen auf Kuba ablässt, solan¬ 
ge werden auch weiterhin so mutige 
junge Menschen wie die Fünf benö¬ 
tigt, um die kubanische Bevölkerung 
zu verteidigen. Sie sind uns eine Hilfe 
und ein Vorbild darin, uns jeden Tag 
politisch weiterzubilden. Die Aufga¬ 
be der kubanischen Jugend ist, eine 
sozialistische Jugend aufzubauen, die 
noch besser ist als diejenige, die die 
Fünf damals verlassen haben. Es wäre 
nicht wert gewesen, dass die Fünf im 
Gefängnis sitzen, wenn wir nicht dieses 
Ziel erreichen. 

Aus diesem Grund entwickeln wir zu¬ 
sammen mit der SDAJ und vielen an¬ 
deren Solidaritätsorganisationen Pro¬ 
jekte, in denen wir die Wahrheit über 
den Fall der Fünf herausarbeiten. 

Und das was wir jetzt schon auf dieser 
Rundreise sehen können, das was die 
SDAJ macht, was andere Solidaritäts¬ 
organisationen machen, was die kom¬ 
munistische Partei macht, sind Beispie¬ 
le für die Solidarität, die Kuba in der 
ganzen Welt erfährt. Nur die internatio¬ 
nale Solidarität kann die Fünf befreien! 

Das Gespräch führte Gerd Ziegler 


Karikatur: Bernd Bücking 
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Ostermärsche 2013 



In der Senne gegen Drohnen 


Bild oben rechts: Auftakt des Oster¬ 
marsches Rhein-Ruhr 2013. 

Bild oben links: Willi Hoffmeister 

Bid unten: Ostermarsch Rhein-Ruhr, 

3 -Tag 

Bild ganz unten: Der Berliner Oster¬ 
marsch endete in diesem Jahr vor dem 
Kanzleramt. Frau Merkel war nicht zu 
Hause... 



Vor etwa 100 Ostermarschierern er- 
öffnete Dr. Eugen Drewermann den 
Ostermarsch Ostwestfalen-Lippe/Sen- 
ne in Bad Lippspringe. Mit den Wor¬ 
ten „Der Krieg der Zukunft ist ein 
gezieltes Morden aus der Entfernung 
mit Drohnen und Nanogeräten“ for¬ 
derte er, den Appell „Keine Kampf¬ 
drohnen“ zu unterstützen. In der Ab¬ 
schlusskundgebung am Rande der 
Senne führt Hartmut Linne vom Ak¬ 
tionskreis „Freie Senne“ den Teilneh¬ 
menden vor Augen, dass die britischen 


Soldaten den Häuserkampf, der Frauen 
und Kindern das Leben gekostet hät¬ 
ten, auf dem Truppenübungsplatz Sen¬ 
ne trainieren. „Krieg fängt mit üben 
an - und das direkt vor unseren Augen.“ 
Der Aktionskreis „Freie Senne“ fordert 
die Entmilitarisierung der Senne und 
die zivile Nutzung als Nationalpark. 
Für die SDAJ Ostwestfalen-Lippe for¬ 
derte Felix Heiligenstühler ein soforti¬ 
ges Zutrittsverbot für Bundeswehrsol¬ 
daten in Schulen. 

Hubert Kniesburges 


Berlin: Gemeinsam gegen Imperialismus und Krieg 


Es ist an der Zeit: Sagt NEIN zur 
Kriegspolitik des Imperialismus, laute¬ 
te das Motto des Ostermarschs in Ber¬ 
lin, vom Potsdamer Platz zum Bundes¬ 
kanzleramt. Dem Aufruf der Berliner 
Friedenskoordination mit klaren Ab¬ 
sagen an Kriegspropaganda und an die 
Grundgesetz- und völkerrechtswidri¬ 
gen Auslandseinsätze der Bundeswehr 
zur Durchsetzung von geostrategischen 
und wirtschaftlichen Interessen folgten 
rund 1 000 Teilnehmer aus dem Frie¬ 
densbündnis. Die Berliner DKP de¬ 
monstrierte mit Rosa-Luxemburg-Pos- 
tern und eigenem Transparent „Hände 
weg von Syrien! Gemeinsam gegen Im¬ 
perialismus & Krieg“. 
„Verteidigungsminister“ de Maiziere 
will mit Drohnen Interventionen der 
Bundeswehr im Ausland perfektionie¬ 
ren. An der Spitze des Zuges thema¬ 
tisierten deshalb Attrappen von deut¬ 
schen Kampfdrohnen als „neue Waf¬ 
fenkategorie“ wie auch die vor dem 
Kanzleramt verlesene Rede Lühr Hen- 
kens vom Bundesausschuss Friedens¬ 
ratschlag das neuerliche Wettrüsten mit 
„Killerrobotern“ auf hohem Niveau, 
eine Spirale zu immer entfesselteren 
Kriegen. Den seit 24. März laufenden 
Appell „Keine Kampfdrohnen!“ un¬ 
terstützen bundesweit 100 Verbände, 
Initiativen und Gruppen. Bisher unter¬ 
schrieben dafür bereits 6 000 Bürgerin¬ 
nen und Bürger. Die Liquidierung von 
Menschen durch Drohnen und Sonder¬ 
einsatzkommandos muss sofort been¬ 


det und als Mord geächtet, die Planen¬ 
den und Durchführenden müssen für 
diese Morde zur Rechenschaft gezo¬ 
gen werden. 

„Bundeswehr raus aus Schulen und 
Hochschulen! Weg von Jobbörsen und 
Volksfesten! Keine öffentlichen Gelöb¬ 
nisse und Zapfenstrei¬ 
che!“ sind Forderungen, 
die in Zeiten von Wirt¬ 
schaftskrise und Jobs 
im Niedriglohnsektor 
junge Menschen zu¬ 
gleich vor uniformier¬ 
ten „Rattenfängern“ 
warnen. Sabine Schif¬ 
fer, Leiterin des Erlan¬ 
ger Instituts für Medi¬ 
enverantwortung, ver¬ 
glich die gegenläufigen 
Bundeswehr-Karrieren 
des Kundus-Kommandeurs Oberst 
Klein und von Major Pf aff, der sich 
weigert, völkerrechtswidrigen Dienst 
zu tun. Wie leicht eine gesetzlich nicht- 
legitimierte „Parlamentsarmee“ wie die 
Bundeswehr in kriegerische Auseinan¬ 
dersetzungen geraten kann, lässt sich 
beispielhaft an der Installation von Pa¬ 
triot-Raketen in der Türkei nach vollzie¬ 
hen. „Wie sich langsam herumspricht, 
stammt die Bombe für den , Angriff auf 
die Türkei 4 2012 aus NATO-Beständen. 
Diese Bombe kann mitnichten auf das 
Konto der syrischen Führung gehen. 
Was ist das Ziel dieses Manövers?“ 
fragt Schiffer. Daher fordert das Frie¬ 


densbündnis den „Patriot“-Abzug aus 
der Türkei und „Hände weg von Syri¬ 
en“. Es sagt auch Nein zum Schmuse¬ 
kurs von DGB-Chef Sommer mit der 
als „Sicherheitsindustrie“ beschönigten 
Kriegswirtschaft. „Wenn die Vertreter 
der Arbeiterschaft nicht mehr deren 
langfristiges Wohl im Auge haben“, so 

.- T_ 


ende weg 
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Sabine Schiffer, „wenn die Lobby der 
Lohnarbeiter ins gleiche Horn stößt wie 
die Lobbyisten der Kriegswirtschaft, 
wer vertritt dann noch unsere Interes¬ 
sen? Die Interessen der Mehrheitsbe¬ 
völkerung, der Menschen, die das Fazit 
aus den Kriegen gezogen haben, dass 
nie wieder Krieg herrschen soll.“ Zu¬ 
sammen mit Gewerkschaften und Be¬ 
triebsräten müssen deshalb Rüstungs¬ 
konversionsprogramme durchgesetzt 
werden, die gleich dem generellen Ver¬ 
bot von Rüstungsexporten, dem sofor¬ 
tigen Stopp der Rüstungsproduktion 
folgen. Hilmar Franz 
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Das war nur der Auftakt 


D er Terror nach der Machtübertragung an 
die NSDAP galt gewiss zunächst vorrangig 
der marxistisch orientierten Arbeiterbewe¬ 
gung, die zerschlagen werden sollte. Er traf Mit¬ 
glieder der KPD, der SPD, linke Gewerkschafter, 
aber auch viele fortschrittliche Intellektuelle. 
Doch schon in der Weimarer Republik hatte es 
nicht nur offenen Antisemitismus bei Deutschna¬ 
tionalen usw., der NSDAP - für die Rassismus, 
speziell der Hass auf „die Juden“ von Anfang an 
Bestandteil ihrer menschenverachtenden Ideolo¬ 
gie war - und auch in Kreisen der Kirchen gege¬ 
ben, sondern vor allem brutale Überfälle von SA- 
Horden auf jüdische Bürger, auf ihre Geschäfte, 
Wohnungen und auf jüdische Einrichtungen. Für 
die deutschen Faschisten und andere faschistische 
Bewegungen waren die Juden der Weltfeind. Sie 
brachten „alle anderen Feindgruppen mit ihm in 
Zusammenhang: Kapitalismus wie Kommunis¬ 
mus, Demokratie wie Fiberalismus seien letzten 
Endes nur besondere Erscheinungsformen des Ju¬ 
dentums, geschaffen zum Zwecke der Vernichtung 
der höherwertigen Völker und Rassen. Damit war 
ein Höchstmaß an Einfachheit und Effektivität 
erreicht.” (Reinhard Kühnl, Formen bürgerlicher 
Herrschaft, Liberalismus - Faschismus,1971) 
Nach Beginn der Weltwirtschaftskrise 1929 wur¬ 
den dann gezielt mittelständische Warenhäuser 
in jüdischem Besitz boykottiert. In der Ruhrge¬ 
bietsstadt Essen riefen NSDAP-Gauleiter Josef 
Terboven und seine „National-Zeitung“ offen 
zum Boykott jüdischer Geschäfte auf. Die NS- 
DAP-Parteipresse erwog seit 1931 mehrfach ei¬ 
nen reichsweiten Boykott. 

Die Angriffe gegen jüdische 
Bürgerinnen und Bürger nehmen zu 

Nach Hitlers Ernennung zum Reichskanzler am 
30. Januar 1933 und vor allem nach den Reichs¬ 
tagswahlen vom 5. März nahmen die Angriffe auf 
jüdische Bürger sowie auf jüdische Geschäfte, Be¬ 
triebe und Einrichtungen deutlich zu. 
SA-Truppen griffen jüdische Geschäftsinhaber 
an, misshandelten sie, plünderten ihre Läden, 
verschleppten und ermordeten jüdische Bürger. 
Am 9. März nahmen SA-Angehörige im Berliner 
Scheunenviertel Dutzende osteuropäischer Juden 
fest und misshandelten sie in einem ihrer Folter¬ 
keller. 

Am gleichen Tag marschierten SA-Kolonnen vor 
der Berliner Börse auf und verlangten den Rück¬ 
tritt des „jüdischen Börsenvorstandes“. 

Am 9. März forderte Hitler von Innenminister 
Frick eine „bewusst völkische Gesetzgebung“ ge¬ 
genüber den osteuropäischen Juden mit einem 
Einwanderungsverbot und Teilausweisungen 
nicht eingebürgerter Juden. Am 16. März befolg¬ 
te Frick die Anweisung und schickte einen dem¬ 
entsprechenden Runderlass an alle Landesregie¬ 
rungen. 

Der Terror traf auch polnische, österreichische 
und US-amerikanische Staatsbürger. 

Am 11. März 1933 organisierte die faschistische 
Führung des Freistaates Braunschweig den soge¬ 
nannten „Warenhaussturm“ in Braunschweig. In 
Kiel wurde am 12. März der Rechtsanwalt Wil¬ 
helm Spiegel ermordet. Die Liste der Verbrechen 
in jenen Tagen ist lang... 

All dies wurde begleitet von antijüdischer Hetze 
in Zeitungen und auf Plakaten. Die Nürnberger 
Zeitschrift „Der Stürmer“, deren Herausgeber der 
mehrfach vorbestrafte Julius Schleicher war, tat 
sich dabei besonders hervor. Die Zeitschrift er¬ 
reichte zeitweilig immerhin eine Auflage, die in 
die Hunderttausende ging. „Der Stürmer“ war, 
wie es im antifaschistischen „Braunbuch“ 1933 
hieß, „kein antisemitisches Hetzblatt im üblichen 
Maßstab. Sein Inhalt ging weit über alles hinaus, 
was man bisher in Deutschland an Schmutz zu 
lesen gewöhnt war. ,Der Stürmer 4 war immer ein 
Gossenerzeugnis.“ 

Aufgrund solcher Ereignisse und der antijüdi¬ 
schen Hetze nahmen die internationalen Protes¬ 
te zu. In der britischen und US-amerikanischen 
Presse wurden die Gewaltakte aufmerksam re¬ 
gistriert. 

Der „Manchester Guardian“ stellte damals fest: 
„Die vorliegenden Beispiele von Terrorakten der 
Nazis seit den Wahlen machen es offenkundiger 
als je, dass der Terror viel schlimmer war, als zu¬ 
erst geglaubt wurde. Die britische, französische 
und amerikanische Presse hat die Tatsache nicht 
etwa, wie die deutsche Presse behauptet, übertrie¬ 
ben, sondern die Schrecknisse unterschätzt, was 
allerdings sehr natürlich ist, da ja nur ein kleiner 
Teil des Tatsachenmaterials zur Kenntnis der Aus¬ 
landspresse gelangt ist. Am schlimmsten - sogar 
schlimmer als in Berlin - scheint der Terror in 
Kassel gewütet zu haben...“ ( Braunbuch - siehe 
Quellenangaben) 

Jüdische Organisationen in den USA, Großbri¬ 
tannien und Palästina rechneten seit Mitte März 
mit den im faschistischen Hetzblatt „Der Stür¬ 
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mer“ angedrohten Boykottmaßnahmen und be¬ 
rieten Gegenmaßnahmen. Dabei wurde auch der 
Boykott deutscher Wirtschaftsunternehmen öf¬ 
fentlich diskutiert. 

Diese internationale Reaktion lieferte der fa¬ 
schistischen Führung in Deutschland den geeig¬ 
neten Vorwand für einen reichsweiten Boykott 
jüdischer Läden und Einrichtungen, für die Ver¬ 
treibung von Ärztinnen und Ärzten, Juristinnen 
und Juristen, Künstlerinnen und Künstlern, Wis- 
senschaftlerinnen und Wissenschaftlern, Lehre¬ 
rinnen und Lehrern. 

Minutiöse Vorbereitung 

Binnen vier Tagen organisierte Goebbels mit sei¬ 
nen Leuten die Durchführung. Überall wurden in 
jenen Tagen Plakate an Litfaßsäulen, an Laden¬ 
türen, an Schaufenstern von Kaufhäusern und an 
Eingänge öffentlicher Gebäude geklebt, die die 
jüdischen Bürgerinnen und Bürger verleumde¬ 
ten. Die Faschisten setzten dabei - um ihre Ziele 
durchzusetzen - erfolgreich auf „Sündenbockphi¬ 
losophie“ (Kühnl). Geschickt nutzten sie vorhan¬ 
dene Vorurteile und Ängste von Menschen aus, 
von denen ein großer Teil in der Weltwirtschafts¬ 
krise an den Rand der Existenz gedrängt worden 
war. Nicht anders als die Mehrheit der Arbeiterin¬ 
nen und Arbeiter sowie der kleinen Angestellten 
jüdischer Herkunft. Die Demagogie aber „griff“ - 
wenn auch noch nicht so wie später - ebenso wie 
Angst und führte so auch zur Spaltung und Ent- 
solidarisierung in der Arbeiterklasse. 

Am 30. März 1933 gab Goebbels vor der Pres¬ 
se eine Erklärung ab. Die Reichsregierung habe 
gegen jüdische Geschäftsinhaber einen Boykott 
beschlossen. Praktisch bedeute diese Maßnahme, 
dass alle Handelsbeziehungen zu jüdischen Kauf¬ 
leuten von „den Deutschen“ abgebrochen werden 
sollten. 

Einen Tag darauf druckten die faschistischen Zei¬ 
tungen Ausnahmebestimmungen ab: „Es ist be¬ 



schlossen ... ab Samstag, dem 1. April 1933, vor¬ 
mittags 10.00 Uhr, über alle jüdischen Geschäfte, 
Warenhäuser ... den Boykott zu verhängen. Die¬ 
ser Boykottierung Folge zu leisten, dazu rufen wir 
Euch, deutsche Frauen und Männer, auf!“- 
Am selben Tag veröffentlichte die Nazipartei dazu 
11 Programmpunkte. Darin hieß es unter ande¬ 
rem: 

„1. In jeder Ortsgruppe ... sind sofort Aktions¬ 
komitees zu bilden zur praktischen, planmäßigen 
Durchführung des Boykotts ... 

2. Die Aktionskomitees haben sofort durch Propa¬ 
ganda ... den Boykott zu popularisieren .... 

3. Der Boykott setzt nicht verzettelt ein, sondern 
schlagartig ...“ 

Zum Schluss hieß es: „Nationalsozialisten! Sams¬ 
tag, Schlag 10 Uhr, wird das Judentum wissen, 
wem es den Kampf angesagt hat!“ 

Organisiert wurde diese antisemitische Kampagne 
vom „Zentral-Komitee zur Abwehr der jüdischen 
Greuel- und Boykotthetze“ unter Julius Streicher. 
Dieser versprach: „Ich werde ganze Arbeit leis¬ 
ten!“ Zu seinem Stellvertreter im Aktionskomitee 
ernannte Streicher unverzüglich seinen Mitarbei¬ 
ter, den Redakteur des „Der Stürmer“, Holz. Auch 
Holz war - wie Streicher - zuvor vielfach mit den 
Strafgesetzen in Konflikt geraten. 

Streicher erklärte am 30. März vor Pressevertre¬ 
tern: „Ich werde nicht davor zurückschrecken, den 
deutschen Juden auch die Ausübung des Gottes¬ 
dienstes mit Gewalt zu verbieten und sie am Be¬ 
treten der Synagogen durch bewaffnete SA-Leute 
hindern zu lassen.“ 

Um von den eigenen Taten abzulenken, wurde 
schon Tage zuvor vor „kommunistischen Provo¬ 
kateuren“ gewarnt. Die Brutalitäten und Aus¬ 


schreitungen der SA-Horden sollten nicht „der 
Bewegung“ zugeordnet werden. Innenminister 
Wilhelm Frick telegrafierte am 31. März an alle 
Polizeidienststellen, in SA-Uniformen verkleidete 
Kommunisten seien die Täter. Das Braunbuch be¬ 
richtete 1933: „... konsequent sind denn auch die 
meisten Bestialitäten, die an diesem Tage vorge¬ 
kommen sind, auf das Konto dieser frei erfunde¬ 
nen kommunistischen Provokateure 4 , die merk¬ 
würdigerweise schon seit vielen Jahren in den 
Reihen der SA stehen, geschoben worden. Nicht 
in allen Fällen ist es möglich gewesen zu leugnen, 
dass SA-Kommandos auf Weisung mittlerer oder 
höherer Funktionäre ,Verhaftungen 4 vorgenom¬ 
men haben, bei denen dann das eine oder andere 
,Judenschwein zu Schaden gekommen 4 ist. 

Der reichsweite Boykott 

„Deutsche! Wehrt Euch! Kauft nicht bei Juden!“ - 
unter Parolen wie dieser begann am 1. April 1933, 
am jüdischen Sabbat, an dem viele jüdische Kauf¬ 
leute gar nicht arbeiteten oder ihre Geschäfte früh 
schlossen, um 10 Uhr der Boykott jüdischer Ge¬ 
schäfte, Ärzte und Rechtsanwälte. So postierten 
sich in allen Stadtteilen Berlins SA und SS vor 
jüdischen Geschäften - um den Alexanderplatz, 
im sogenannten Scheunenviertel, in dem damals 
viele jüdische Bürgerinnen und Bürger lebten, 
d.h. in den Straßen bis zum Oranienburger Tor, 
um den Rosenthaler Platz, aber auch in Richtung 
Jannowitzbrücke und Königstor, in den Konfek¬ 
tionsvierteln um den Hausvogtei-, Dönhoff- und 
Potsdamer Platz, in der Friedrichstraße ... 

Durch die Straßen fuhren Lastwagen mit Trans¬ 
parenten: „Es ist verboten, bei Juden zu kaufen!“ 
Geschäfte wurden geplündert und zerstört. (Got- 
schlich) 

Überall im Land geschah zur gleichen Zeit Ähn¬ 
liches. 

In Annaberg terrorisierte ein starkes SA-Auf¬ 
gebot die Bevölkerung. Passanten oder Käufer, 
die den Boykott verur¬ 
teilten oder sich ihm wi¬ 
dersetzten, wurden zu¬ 
sammengeschlagen oder 
verhaftet. Jedem Käufer, 
der die jüdischen Läden 
verließ, drückten sie ei¬ 
nen Stempel mit der In¬ 
schrift auf das Gesicht: 
„Wir Verräter kauften 
beim Juden!“ In anderen 
Orten fotografierten die 
Faschisten Jene, die sich 
über den angeordneten 
Boykott hinwegsetzten. 
Tage später wurden sie 
dem Publikum in einer 
Kino-Wochenschau als 
„abschreckendes Bei¬ 
spiel“ präsentiert. 

Aus Kassel kam die Mel¬ 
dung: „Auf dem Fried¬ 
richsplatz vor dem Wa¬ 
renhaus Tietz ist ein 
Viereck des Platzes in 
Käfigform mit Stachel¬ 
draht abgesperrt und ein Schild mit der Aufschrift 
angebracht: Konzentrationslager für widerspens¬ 
tige Staatsbürger, die ihre Einkäufe bei Juden tä¬ 
tigen! 4 “ 

Die Tochter des jüdischen Kaufmanns Jonas 
Fränkel aus Berlin erzählte: „... gegen halb 8 Uhr 
abends drangen drei SA-Hilfspolizisten in unse¬ 
re Wohnung, Dragonerstr. 37, ein. Zwei hielten 
... mir je einen Revolver auf die Brust und auf 
die Stirn. Der Dritte schoss auf den Vater, der am 
Schreibtisch saß ... Mein Vater sank blutüber¬ 
strömt ... zu Boden.“ (Gotschlich) 

Goebbels fuhr am gleichen Tag durch die Ber¬ 
liner Innenstadt. Zufrieden stellte er fest: „Der 
Boykott... ist in voller Schärfe entbrannt... Alle 
Judengeschäfte sind geschlossen.“ 

Zwar wurde der Boykott bereits am Abend des 
1. April abgebrochen und am 4. April offiziell für 
beendet erklärt, doch die Folgen für die jüdischen 
Bürgerinnen und Bürger - auch für Bänker und 
Industrielle - waren gravierend. Der jüdische Ge¬ 
schäftsführer und jüdische Vorstandsmitglieder 
des Reichsverbandes der deutschen Industrie 
wurden zum Ausscheiden gezwungen. 

Der Judenboykott traf ebenso die Juristen. In 
einem amtlichen Schreiben des Reichskommis¬ 
sars (für das Preußische Justizministerium) vom 
31. März 1933 an sämtliche Oberlandesgerichts¬ 
präsidenten, Generalstaatsanwälte und Präsiden¬ 
ten der Strafvollzugsämter heißt es: „Ich... ersu¬ 
che ... umgehend, allen amtierenden jüdischen 
Richtern nahezulegen, sofort ihr Urlaubsgesuch 
einzureichen und diesem sofort statt zugeben ... 
Mir scheint es selbstverständlich zu sein, dass die 
Beiordnung jüdischer Anwälte ... nicht mehr er¬ 
folgt ... Wenn von den Gau- und Kreisleitungen 


der NSDAP der Wunsch geäußert wird, durch 
uniformierte Einheiten die Sicherheit und Ord¬ 
nung innerhalb des Gerichtsgebäudes zu überwa¬ 
chen, ist dem .... Rechnung zu tragen.“ 

Wenige Tage später meldete die Presse die Strei¬ 
chung der jüdischen Bürger aus den Listen der 
Geschworenen, Schöffen und Handelsrichter. 
Ähnliche Verordnungen wurden auch gegen jü¬ 
dische Ärzte wirksam. Der Leiter der Deutschen 
Ärzteschaft gab am 1. April 1933 einen Beschluss 
der Krankenversicherungsanstalt bekannt. Da¬ 
nach sollen Zahlungen für die Behandlung von 
Patienten bei jüdischen Ärzten ab sofort einge¬ 
stellt werden. Weiter wird erklärt: „Die Kran¬ 
kenversicherungsanstalt erwartet, dass ... [ihre] 
Mitglieder ... auch jüdische Apotheken, Kliniken, 
Optiker,Badeanstaltsbesitzer,Zahnärzte... nicht 
in Anspruch nehmen“ 

Im Mai 1933 veröffentlicht das „Groß-Berliner 
Ärzteblatt“ einen Aufruf: „Fort mit den jüdischen 
Ärzten! ... insbesondere die Ärzte kommen mit 
weitesten Kreisen der Bevölkerung in persönliche 
Berührung und nehmen als Ärzte ihren Patien¬ 
ten gegenüber eine Vertrauensstellung ein ... Der 
Provinzialvorstand der Ärzte Brandenburgs hält 
es daher in unserem ... Staat für undenkbar, dass 
ein Jude die Möglichkeit behält, das Gift jüdischen 
Denkens auf diesem Wege auszustreuen ...“ 
Wenige Tage nach den Ärztinnen und Ärzten folg¬ 
ten die jüdischen Redakteure und Journalisten. 
Auch bekannte Sportler waren betroffen. 

Am 7. April 1933 trat ein Reichsgesetz in Kraft, 
das die Entfernung jüdischer Bürger aus den öf¬ 
fentlichen Ämtern und aus dem kulturellen Leben 
anordnete. Arbeitslos wurden auch jüdische An¬ 
gestellte und Arbeiter. 

Die faschistische Presse erklärte, „dass es untrag¬ 
bar ist, wenn... noch jüdische Lehrer amtieren“. 
Am 25. April 1933 erließ die Hitler-Regierung ein 
„Gesetz gegen die Überfremdung deutscher Schu¬ 
len und Hochschulen“. Auch viele jüdische Kinder 
mussten nun die Schule verlassen. 

Die frei gewordenen Lehrerstellen wurden durch 
Nazis besetzt. Sie bestimmten nun den Inhalt des 
Bildungs- und Erziehungsprogramms. Eines der 
neuen Unterrichtsfächer nannte sich „Rassen¬ 
lehre 44 . 

Der Boykott war nur der Auftakt 

Am 15. September 1935 fand in Nürnberg ein 
NSDAP-Parteitag statt. Die dort verkündeten 
„Nürnberger Gesetze“ entzogen den Menschen 
jüdischer Herkunft in Deutschland fast sämtliche 
Rechte. Eines dieser Gesetze verbot die Heirat 
zwischen Deutschen jüdischer und nicht jüdi¬ 
scher Herkunft. Durch das „Reichsbürgergesetz“ 
verloren jüdischer Bürgerinnen und Bürger nun 
auch die „Reichsbürgerschaft“. Damit wurde ihre 
im 19. Jahrhundert durchgesetzte Emanzipation 
rückgängig gemacht. 

Ein Attentat auf den Legationsrat der deutschen 
Botschaft durch einen jüdischen Studenten in 
Paris wurde den Faschisten zum willkommenen 
Anlass für ein neues blutiges Vorgehen gegen die 
jüdischen Bürgerinnen und Bürger. In der soge¬ 
nannten „Kristallnacht“ in der Nacht vom 9. zum 
10. November 1938 ermordeten die Faschisten 91 
jüdische Menschen, brachten 20 000 in Konzen¬ 
trationslager, zerstörten 7 500 Geschäfte, 281 Sy¬ 
nagogen und 200 weitere Gebäude. 

Im Jahre 1939 beschloss die Reichsbehörde der 
Hitler-Regierung die „Arisierung“ der deutschen 
Wirtschaft, die endgültige Enteignung der jüdi¬ 
schen Unternehmer. 

Am 31. Juli 1941 erteilte Göring dem Chef der 
Gestapo, Reinhardt Heydrich, in konsequenter 
Umsetzung des faschistischen rassenideologi¬ 
schen Programms, den Auftrag zur „Endlösung 
der Judenfrage“, zur systematischen Ermordung 
von Millionen jüdischer Menschen aus ganz Euro¬ 
pa. Auch ein Teil der Familie meiner Mutter kam 
so um. 

Schon zuvor war jedoch der „Generalplan Ost“ 
beschlossen worden, der zum Tod und zur Verskla¬ 
vung von Millionen Menschen slawischer Her¬ 
kunft in Osteuropa und vor allem in der Sowjet¬ 
union führte. Hunderttausende Sinti und Roma 
wurden Opfer der Faschisten. 

Es gibt kein Vergeben. Es gibt kein Vergessen. 
(Zusammenstellung: Nina Hager) 
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„Das Glückswunder“ 

Reinhard Lakomy -19.1.1946-23.3.2013 


R einhard „Lacky“ Lakomy, Kult¬ 
musiker vor allem für ein millio¬ 
nenfaches Familienpublikum, ist 
am 3. April 2013 67-jährig nach frühem 
Krebstod in Berlin-Blankenburg beige¬ 
setzt worden. In Magdeburg gebürtig, 
nahm der medien- und bühnenbeherr¬ 
schende Sänger, Keyboarder, Kompo¬ 
nist und Arrangeur vorrangig mit po¬ 
etischen „Geschichtenliedern“ zum 
Mitsingen die Fantasie von Kindern 
und die Sympathien von Erwachsenen 
in Beschlag. Die einst DDR-weite Po¬ 
pularität der Waldgeister Moosmutzel 
und Waldwuffel, Figurenvorlagen sei¬ 
ner textenden Frau, der Tänzerin Mo¬ 
nika Ehrhardt, erwies sich noch 2005 
auf den Sonderkonzerten „25 Jah¬ 
re Traumzauberbaum“ als wuchern¬ 
des Pfund in einem gesamtdeutschen 
Unterhaltungs-Erbe, das mit immer 
neuen frischen Trieben zur revuehaf¬ 
ten Traumzauber-Serie fortgeschrie¬ 
ben werden wollte und wurde. Die ein 
knappes Dutzend umfassende Tonträ¬ 
ger-Sammlung von „Lackys“ Liedern 
und Geschichten auch mit dem Regen¬ 
tropfen Paule Platsch, der frechen Nu¬ 
del Springginkel, dem dicken Kürbis 
Kugel, dem Stadtkaninchen Mimmelitt 
oder Schlaps und Schlumbo, dem Pan¬ 


toffel-Pärchen auf Sofa-Suche, wurden 
mit bislang vier Millionen verkauften 
CD zum Dauerbrenner. 

Reinhard Lakomy hat sich zuletzt ein¬ 
zig noch zu diesem Image frühkind¬ 
lich musischer Förderung bekannt. 
Er stützte sich zudem auf eine ebenso 
beachtliche Anzahl von Kinderrevu¬ 
en - „Der Regenbogen“, „Die Sonne“, 
„Der Wasserkristall“, die meisten für 
den alten und dann den neuen Fried¬ 
richstadtpalast in Berlin, eine für West- 
Abstecher“ - und in den 90er Jahren 
auf ausverkaufte Live-Konzerte: 1 900 
Besucher an einem Tag im Großen Saal 
des Leipziger Gewandhauses, 2 500 Be¬ 
sucher an einem Tag im Dresdner Kul¬ 
turpalast. Dass die Weichen seiner stei¬ 
len Karriere in dieser Richtung schon 
früh gestellt wurden, verdankt sich 
der Kulturpolitik der DDR nach 1972. 
Kurt Schwaen als einer der Komponis- 
ten-Nestoren, seine Textdichter Wera 
und Klaus Küchenmeister erzielten 
in ihrem soliden pädagogischen Wir¬ 
ken um ein brauch- und annehmbares 
Musiktheater von Kindern für Kinder 
nicht halb so viel öffentliche Ausstrah¬ 
lung wie Reinhard Lakomy. Der da¬ 
mals erst 26-Jährige war ab dem vier¬ 
ten Lebensjahr in Magdeburg am Kla- 




vier ausgebildet und ab 15. Lebensjahr 
dort zusätzlich im Tonsatz unterrichtet 
worden. Den in Wartezeit erkämpf¬ 
ten Unterricht an der Musikhoch¬ 
schule „Carl Maria von Weber“ hatte 
er gleich wieder abgebrochen, um fast 
parallel zum privaten Dresdner Jazz- 
Kompositionsstudium in profilbestim¬ 
mender DDR-Jazzszene, der Berliner 
Klaus-Lenz-Bigband, zu spielen, und 
dann, um die erste eigene Formation 
des Saxophonisten Günther Fischer mit 
zu begründen. Mit Unterbrechungen 
waren das fünf Piano/Keyboard-Jahre 
in dessen Quartett und Quintett, Auf¬ 
tritte beim Warschauer Jazz Jamboree 
inklusive. 


Der kompositorische Ausflug ins Schla¬ 
gerfach - „Es war doch nicht das erste 
Mal“, 1972 - zündete urplötzlich. La¬ 
ckys heisere Stimme auf einem Stu¬ 
dio-Demoband hörte der damalige 
Chef des Berliner Rundfunks und ließ 
es begeistert senden. Mit der Geburt 
eines neuen DDR- Sterns im Schlager¬ 
äther, mit dessen textlich sozialpoliti¬ 
scher Ausrichtung durch Fred Gertz lie¬ 
ßen sich Einschaltquoten erhöhen und 
internationales Ansehen erhöhen. In 
den darauf hin gegründeten Reinhard- 
Lakomy-Chor wurden die Jazzsängerin 
Uschi Brüning und die spätere Rock¬ 
sängerin Angelika Mann integriert. 
Vom Fernsehen und der DEFA kamen 
Filmmusikaufträge. Bedeutende Cho¬ 
reografinnen bestellten Ballettmusi¬ 
ken. Der Rundfunksender DT 64 lud 
Lakomy 1982 gar zum Live-Auftritt sei¬ 
nes Jugendkonzerts mit elektronischer 
Musik. Lacky experimentierte in dieser 
Richtung auf seinem Synthesizer, ent¬ 
wickelt mit Ingenieuren der Techni¬ 
schen Hochschule Ilmenau. Nach drei 
von ihm vorgelegten Electronic LPs ge¬ 
lang ihm 1989 sogar eine Prämierung 
im Kompositionswettbewerb von Le 
Bourget. 

Hilmar Franz 



Digitale Ablenkungskommunikation 

Der Blick aufs Display fördert die Vereinzelung 


Das Handy sei die Narrenpeitsche un¬ 
serer Zivilisation, schreibt der Krimi¬ 
autor Ulrich Ritzel, „lärmend teilt es 
mit, dass die Leute keinen Anstand und 
keinen Verstand mehr haben. Die elek¬ 
tronische Nabelschnur für eine Gene¬ 
ration, die keinen Augenblick mehr al¬ 
lein sein kann.“ „Man will miteinander 
sein, aber gleichzeitig auch woanders, 
an Orten, die man nach Belieben be¬ 
suchen und verlassen kann. Was zählt 
ist die Kontrolle darüber, wem und 
welchen Dingen man sich zuwendet. 
Die Devise lautet: ,Ich teile mich mit, 
also bin ich 4 . Die digitale Kommunika¬ 
tion braucht keinen Inhalt, keine Bot¬ 
schaft“, sagt die amerikanische Sozio¬ 
login Sherry Turkle. Im Vergleich mit 
der Morse-Information, deren Code 
international einheitlich ist und daher 
besonders für internationale Militär¬ 
einsätze unverzichtbar bleibt, gibt die 
SMS (Short Message Service) in einem 
national beschränkten Code Auskunft 
darüber, wie ein Mensch sich fühlt, wo 
er ist, wen er treffen will. „Simsen“, an¬ 
ders als das Morsen, ist schnell gelernt 
und viele Menschen können sich diese 
Technik leisten, daher schnell mit vie¬ 
len Menschen („soziales Netzwerk“) in 
unmittelbaren Kontakt treten. Ein gro¬ 
ßer Fortschritt der Mitteilungstechnik. 
Er kann Menschen retten und mobili¬ 
sieren! 

Digitus, so heißt der Finger. Die „Di¬ 
gitale Kommunikation“ ist demzufol¬ 
ge eine Mitteilung an andere Menschen 
die mit Hilfe der Finger, die eine Tas¬ 
tatur betätigen, erfolgt. Die Finger der 
Hand werden im Digitus-Zeitalter also 
nicht mehr benötigt, um sich mit ihnen 
arbeitend mit der Natur in Beziehung 
zu setzen, sondern lediglich um sich 
mitzuteilen? Dabei war die Hand das 
ursprünglichste Werkzeug, mit der der 
Mensch der Natur seinen Stempel auf¬ 
zudrücken verstand. Sollte sich dies so 
wesentlich geändert haben? 

„Das Element des Denkens selbst, das 
Element der Lebensäußerung des Ge¬ 
dankens, die Sprache ist sinnlicher Na¬ 
tur.“ (Karl Marx) Die Sprache ist daher 
nicht etwas, das aus unseren Vorstel¬ 
lungen in die Welt da draußen dringt, 
sondern sie entstand als Element des 
Denkens über die Wirklichkeit der Na¬ 
tur, mit der sich die Menschheit in ih¬ 
ren Anfängen arbeitend, also mit den 
Händen, in Beziehung setzen musste. 
Das Auge musste feststellen, welcher 
Stein geeignet war, um mit ihm Feu¬ 
er entzünden zu können. Dies konn¬ 
te dann nur entflammen, wenn die 
Hände entsprechend richtig agierten. 
„Die Sprache ist das praktische, auch 
für andre Menschen existierende, also 


auch für mich selbst erst existierende 
wirkliche Bewusstsein, und die Spra¬ 
che entsteht, wie das Bewusstsein, erst 
aus dem Bedürfnis, der Notdurft des 
Verkehrs mit andern Menschen.“ Wie 
schaut diese „Notdurft“ des heutigen 
Menschen aus? Sie scheint nicht mehr 
zu existieren. Es scheint so, als bilde¬ 
ten die Gedanken, also auch das Ele¬ 
ment dieser Gedanken, die Sprache, 
für sich ein eigenes Reich. Die Spra¬ 
che ist nichts anderes als Äußerung 
des wirklichen Lebens. Lediglich ihre 
Form ändert sich. Es entstehen neue 
Wörter, alte, die nicht mehr zum wirk¬ 


lichen Leben passen, verschwinden. Da 
jedoch im heutigen Kapitalismus der 
Anschein erweckt wird, eine Wirklich¬ 
keit (Natur, Produktionsverhältnisse) 
existiere gar nicht unabhängig von un¬ 
serem Bewusstsein, sondern jeder ver¬ 
füge über seine eigene Wirklichkeit, al¬ 
les sei halt „relativ“ und jeder bestim¬ 
me mit seinem Willen, seiner Leistung, 
seinem Ehrgeiz seine persönliche Le¬ 
bensgestaltung, verschiebt sich die All¬ 
tagssprache immer mehr in Richtung 
Manipulation. Das Sein des Seins wird 
gedanklich annulliert. Wer sich einsam 
fühlt „simst“ oder „chattet“ mit kurzen, 
eindeutigen Sätzen oder gar mit dem 
Kürzel „BSE“ (Bin so einsam). Dass 
die Vereinsamung gesellschaftlichen 
Charakters ist, wird nicht erkannt und 
soll auch, so will es die herrschende 
Ideologie, nicht erkannt werden. Wenn 
die Sprache, so Marx, ein Produkt der 
Bourgeoisie wird „und daher wie in der 
Wirklichkeit, so in der Sprache die Ver¬ 
hältnisse des Schachers zur Grundla¬ 
ge aller andern gemacht worden sind. 
Z.B. propriete Eigentum und Eigen¬ 
schaft, property Eigentum und Eigen¬ 
tümlichkeit“, so wird das Wort „eigen“ 


in einen dem Menschen fremden Ge¬ 
genstand verwandelt. Die Manipulati¬ 
on verschiebt die richtige Erkenntnis, 
dass der Mensch Subjekt seines ge¬ 
sellschaftlichen Seins ist, in die falsche 
Bewusstheit, der Mensch sei Objekt 
einer „Konkurrenz- oder Leistungs¬ 
gesellschaft“. Womit suggeriert werden 
soll, dass der Einzelne nur die Leistung 
erbringen müsse, die das Kapital for¬ 
dert, um der Konkurrenz zu widerste¬ 
hen. „Flexibel, anpassungsfähig, krea¬ 
tiv“ sind die zielorientierenden Wörter 
dieser „Leistungsgesellschaft“. 
Dementsprechend verwandelt sich 


die Sprache in einen Schleier, der sich 
über die Wirklichkeit legt, um alle Wi¬ 
dersprüche zwischen den Nationen 
und Klassen zu verschleiern. Kriege 
heißen nicht mehr Kriege, sondern 
„bewaffnete Konflikte“. Das Bewusst¬ 
seinsorgan der Gesellschaft, die Spra¬ 
che, wurde auf die Ebene der Mani¬ 
pulation verschoben. Bomben, die an 
der Zivilbevölkerung Verwüstungen 
anrichten, sind nicht Tatbestände des 
Völkermords, sondern werden „Kolla- 
teralschäden“ genannt. Die Realität des 
Kapitalismus wurde zunächst sprach¬ 
lich in „Freie Marktwirtschaft“, dann 
„Neoliberalismus“, schließlich in „Hu¬ 
mankapitalismus“ verkleidet. Die aka¬ 
demische „Netz-Elite“ orientiert sich 
am „Markt“, nicht an der Erde oder 
der Menschlichkeit. Ihre Vorstellungen 
entnimmt sie u.a. dem „Marketinglexi- 
kon.ch“. Wo Begriffe wie „Ablenken¬ 
de Kommunikation“ so definiert wer¬ 
den: „Methode im Marketing, welche 
die kognitive Kontrolle der beworbe¬ 
nen Personen verhindern soll. Dies ge¬ 
schieht durch Sex in der Werbung oder 
auch durch bewusst herbeigeführte As¬ 
soziationen.“ 


Diese Aufforderung zur Massenma¬ 
nipulation zeigt sich nicht nur in Bil¬ 
dern der Werbung, sondern auch in der 
Sprache ihrer Slogans: „Geiz ist geil!“ 
Egozentrik ist gefragt. Doch es geht um 
viel mehr, als nur um Ideologie. Der in¬ 
ternationale Warenumsatz soll digital 
beschleunigt werden, um Zeit und Ar¬ 
beitsplätze zu rationalisieren. Henrik 
Müller, Chefredakteur des „Manager 
Magazins“, zeigt in seiner Sprache, was 
dies aktuell bedeutet: „Der wirklich 
knappe Faktor ist nicht mehr das Kapi¬ 
tal, sondern Kreativität, Humankapital 
in seiner schönsten Form.“ Er fordert 
einen „Humankapitalismus“, der den 
Menschen in den Mittelpunkt stellt. 
Hört sich toll an, ist aber „Ablenken¬ 
de Kommunikation“, also Manipulati¬ 
on. Denn dieser „Humankapitalismus“ 
stützt sich auf „cloudsourcing“. Auch 
so ein schöner ablenkender Terminus, 
der im wirklichen Leben bedeutet, dass 
die Stammbelegschaften der Konzerne 
verkleinert werden sollen. 

Immer mehr Programmierer sollen als 
„freie“ Nutzer, also von zu Hause aus, 
den Konzernen ihre Dienste anbieten. 
Dabei stellen sie, stets projektbezo¬ 
gen, ihre „Kreativität“ als Vorschlag in 
die „cloud“ (Wolke) und der Konzern 
sucht sich die Lösung heraus, die sei¬ 
nen Vorstellungen am besten gefällt. Es 
versteht sich, dass nicht alle Beteiligten 
der „cloud“ Honorar bekommen, son¬ 
dern nur der Beste, eventuell noch der 
Zweite. Das spart Lohn-, Büro-, Ne¬ 
benkosten. Der IBM-Personalchef Tim 
Ringo kann sich vorstellen, auf diese 
Weise die Stammbelegschaft weltweit 
von 400 000 auf 100 000 Angestellte bis 
2017 reduzieren zu können. Wen wun¬ 
dert es da, dass die analytischen Fähig¬ 
keiten der Heranwachsenden trotz In¬ 
formationsflut gelähmt sind und die Ju¬ 
gendlichen nicht mehr in der Lage sind, 
„das Wesentliche vom Unwesentlichen 
zu unterscheiden. Ein weiteres Symp¬ 
tom ist interessanterweise die Unfähig¬ 
keit, Verantwortung zu übernehmen.“ 
(Byung-Chul Han, Philosophie-Maga¬ 
zin 5/2012) Sie haben Angst, nicht zu je¬ 
nen zu gehören, die als kreative Sieger 
der „clouds“ bejubelt werden. 

Wenn die Straßen, Schulen und Ca¬ 
fes immer deutlicher von meist jungen 
Menschen dominiert werden, die ihre 
Displays starr fixieren, dann schulen 
sie sich in Sachen „Clowdsourcing“. 
Sie wissen dies natürlich nicht, aber sie 
tun es! Denn sie gewöhnen sich an ein 
Leben und Arbeiten, in dem sich Men¬ 
schen nicht mehr „face to face“ mittei- 
len, streiten und solidarisieren, sondern 
in „clouds“. 

Jürgen Meier 



Die vernetzte Gesellschaft 


Wessen Welt 
ist die Welt? 

Ernst Busch im 21. Jahrhundert 

Die Ernst-Busch-Gesellschaft in Ber¬ 
lin dokumentiert das „Echo der Nach¬ 
geborenen“ auf das Erbe des „deut¬ 
schen Arbeiters, der ein Sänger wurde 
und dabei niemals aufhörte, ein Arbei¬ 
ter zu sein“ (Volksstimme, 1953). Auf 
220 Seiten in Wort und Bild widmet 
sich das Bändchen einer ansehnlichen 
Schar auftretender Künstler, Liederma¬ 
cher und Chöre zu den Berliner Ernst- 
Busch-Tagen am 29. und 30. Mai 2010, 
die dort über ihre Haltungen, über ihre 
Suche nach Antworten auf die Fragen 
unserer Zeit ins Gespräch kamen. Ne¬ 
ben ergänzenden Rezensionen und 
Briefen sind weiterführende Erkun¬ 
dungen nachzulesen. Wie steht es um 
die Wirksamkeit des revolutionären 
Sängers und um die eigene im 21. Jahr¬ 
hundert? Wessen Welt ist die Welt? 
Die gut besuchte Buchpremiere am 
20. März bei der edition bodoni in 
Berlin-Mitte eröffnete Reinhold Än¬ 
dert, Liedermacher und Schriftsteller. 
Er sang sein in der DDR entstandenes 
Lied über Ernst Busch und blieb den 
Bezug zu Büschs Biografie nicht schul¬ 
dig. Zwischen einem Eklat beim Partei¬ 
buchumtausch 1953 und dem Wieder¬ 
aufleben der ruhenden Mitgliedschaft 
in den frühen siebziger Jahren hatte 
sich der Kommunist Busch öffentlich 
sängerisches Verstummen auferlegt. 
Filmausschnitte zwischen gelesenen 
Buchseiten und Vorträgen ließen die 
breite künstlerische Mitwirkung an 
den Berliner Ernst-Busch-Tagen le¬ 
bendig werden. Künstlerkollegen und 
Ehrenmitglieder in der Busch-Gesell¬ 
schaft - Inge Keller, Hilmar Thate, Ro¬ 
nald Paris, auch der 2006 verstorbene 
Eberhard Esche - wurden gewürdigt. 
Der Wiener Historiker Manfred Mu- 
grauer erforscht das Verhältnis der 
Kommunistischen Partei Österreichs zu 
Busch, aber auch zu Eisler. Im Vortrag 
seiner abgedruckten Recherche ging 
er dem ersten Auftritt des Schauspie¬ 
lers in Wien 1935 nach, also zwei Jahre 
nach dem Verbot der KPÖ durch den 
Austrofaschismus. Nach seinen Publi¬ 
kumserfahrungen mit Berliner Arbei¬ 
tern, flämischen Bauern, Sardinenfi¬ 
schern in Neapel produzierte sich der 
Sänger damals auf einer Kabarettbühne 
am Naschmarkt mit Solo-Einlagen. In 
der antikommunistischen Hysterie der 
fünfziger Jahre kam der Barde wieder: 
Anlässlich einer von der KPÖ vermit¬ 
telten Gastspielreise des Berliner En¬ 
sembles trat er am 16. November 1953 
im Sowjetischen Informationszentrum 
Wien auf. In der Matinee des Deut¬ 
schen Theaters Berlin zum Gedenken 
Brechts in den Hochzeiten westlichen 
Boykotts stand er am 14. Dezember 
1958 neben Gisela May, Wolfgang Lang¬ 
hoff und Wolfgang Heinz auf der Bühne 
des Wiener Konzerthauses. Über seine 
direkten Aufforderungen zum Mitsin¬ 
gen des Einheitsfrontliedes und des 
Solidaritätsliedes im Zugaben-Teil be¬ 
schwerte sich dann sogar die von der 
KPÖ betraute Konzertagentur. 

Auch die Beiträge von Vorstandsmit¬ 
gliedern der Ernst Busch-Gesellschaft 
weisen über Veranstaltungsreminis¬ 
zenzen hinaus. Roger Reinsch bricht 
eine Lanze für die türkisch-zyprische 
Gruppe Yanki, sie war 2010 bei den 
Stuttgarter Protesten gegen „S 21“ 
mit Büschs „Seifenlied“ dabei. Caro¬ 
la Schramm berichtet über die Umbe¬ 
nennung eines nach Busch benannten 
Platzes während der Ehrungen 2010 in 
der Geburtsstadt Kiel mit dem Chor 
gleichen Namens. Ingrid Pietrzynski 
sekundiert mit Hinweisen auf erhalte¬ 
ne Namenspatronate für die Berliner 
Schauspielhochschule, für die beiden 
etwa 40 Jahre alte Chöre in Berlin und 
in Kiel, aber auch mit Recherchen zur 
Abwicklung von Erinnerungsorten in 
Berlin-Brandenburg und Sachsen. In 
den 90er Jahren wurden bis zu 60 Stra¬ 
ßen und Plätze umbenannt. Heute ist es 
unverzichtbar, dass Busch-Nachgebo- 
rene wie Yanki, Klaus der Geiger oder 
ewo2 unüberhörbar identitätsstiftende 
Songs bieten - draußen, wo die Unzu¬ 
friedenheit wächst. H. F. 

Wessen Welt ist die Welt? Ernst Busch im 21. 
Jahrhundert, 8,- Euro. Edition bodoni 
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Politisches Buch 


unsere zeit m 


Wie man einen säkularen Staat zerstört 
und eine Gesellschaft islamisiert 


Zu den 

Die Herausgeber des Buchs „ Syrien - Wie man einen säkulären Staat 
zerstört und eine Gesellschaft islamisiert“, Wolfgang Gehrke und 
Christiane Reymann, gehören zu den konsequenten Verteidigern der 
friedenspolitischen Grundsätze der Partei „Die Linke“ die auch in 
deren Erfurter-Programm von 2011 - gegen alle Widerstände in der 
eigenen Partei - festgeschrieben werden konnten. 
WirbieteneineLeseprobeausdemVorwortvonChristianeReymannund 
Wolfgang Gehrcke. 



Die Dritte Kraft - Oder: 

Die Große Kriegs-Koalition 
werden Sie hier nicht finden 


Angesichts der Gewalt und der 
menschlichen Katastrophen in Syrien 
sind Friedenskräfte in Deutschland 
und in Europa wie gelähmt. Sie wol¬ 
len das Regime Assad nicht verteidi¬ 
gen und schon gar nicht von ihm inst¬ 
rumentalisiert werden. Zugleich sehen 
sie, dass die meisten der hierzulande 
bekannten Assad-Gegner und „Freun¬ 
de Syriens“ weder demokratisch noch 
friedlich sind. Als Partner fallen sie 
aus. Und 1 nirgendwo scheint 
Kraft in Sicht. Doch 
da, aber kaum in 
Die dritte Kraft sind 
wegte, Demokra- 
in Deutschland, in 
weltweit. 

den Nahen Osten, 
andersetzung Israel- 
den Libyen-Krieg 


eine dritte 
sie ist schon 
den Medien: 
Friedensbe¬ 
ten, Linke 
Syrien und 
Wenn es um 
die Ausein- 
Palästina, 
und viel mehr 
noch wenn 
es um Syri¬ 
en geht, hö¬ 
ren wir immer 
wieder: Wir 
blicken nicht 
durch, wir 
kennen uns 
nicht aus 
wir wis- 


tens. Deshalb steht auf der Agenda der 
Friedenskräfte in Deutschland und üb¬ 
rigens auch in Syrien: Aufklärung, Aus¬ 
tausch von Wissen, Analysen, Erfah¬ 
rungen und Diskussion. Dazu möchten 
wir mit dieser Publikation beitragen. 
Hier schreiben Autorinnen und Auto¬ 
ren, die Gewalt als Mittel zur Lösung 
des Syrien-Konflikts ablehnen. Män¬ 
ner und Frauen aus Syrien bringen 
ihre eigene Sicht mit eigener Stimme 
resp. Handschrift ein. Sie alle kämpfen 
seit Jahren in der demokratischen Op¬ 
position für sozialen und politischen 
Wandel in ihrem Land. Sie waren po¬ 
litisch verfolgt, inhaftiert, einige muss¬ 
ten das Land verlassen. Ihnen danken 
wir ganz besonders. Auf der Basis ei¬ 
ner Strategie von Gewaltlosigkeit und 
Dialog setzen auch die Einzelnen in 
diesem Teil der syrischen Opposition 
sehr unterschiedliche Akzente. Die 
haben wir als Herausgeber nicht 
nur respektiert, sondern ihnen 
Rechnung getragen als Teil 
der syrischen Wirklichkeit. 
Die gewaltfreie, dialogori¬ 
entierte Opposition in Syrien 
ist einer zweifachen Repressi¬ 
on ausgesetzt: durch die auf ei¬ 
nen Regime-Change ausgerich¬ 
teten gewaltsamen Gruppen und 
durch den Staat. Hinzu 


sen nicht, was wir tun sollen. Das wäre 
aber nötig, denn im Syrien-Konflikt 
kreuzen sich alle strategischen Kon¬ 
fliktlinien des Nahen und Mittleren Os- 


Die Stationierung von Patriot-Raketen der Bundeswehr an der türkisch-syrischen 
Grenze und die wesentliche Steigerung der Rüstungsexporte in die Krisenregion 
Nahost verschärft die Gefahr, dass die NATO und mit ihr Deutschland zum Teil 
eines Nahostkrieges mit unübersehbaren Risiken wird. 


Ereignissen in und um 

kommt: Sie werden durch die Politik 
der westlichen Staaten und die Main¬ 
stream-Medien ausgegrenzt. Zusam¬ 
men mit den Autorinnen und Autoren 
aus Syrien beschreiben die aus Ägyp¬ 
ten, Libanon und Deutschland in dieser 
Publikation einen Korridor für einen 
demokratischen Wandel in Syrien, ge¬ 
waltfrei und beginnend mit dem Aller¬ 
dringlichsten: Ende des Blutvergießens. 
Notwendig sind Verhandlungen zwi¬ 
schen den Konflikt- und Bürgerkriegs¬ 
parteien. Sie deuten sich an. Eine po¬ 
litische Chance für Verhandlungen 
bietet die Tätigkeit des Sonderbeauf¬ 
tragten der UNO und der Arabischen 
Liga, Lakhdar Brahimi. Eckpunkte da¬ 
für sind von der UNO oder unter ihrer 
Schirmherrschaft erarbeitet worden, so 
im Genfer Kommunique der Syrien- 
Kontaktgruppe: Gewaltverzicht, Waf¬ 
fenruhe, Waffenstillstand, Erhalt der 
staatlichen Einheit und des multireli¬ 
giösen Charakters Syriens, Freilassung 
von Gefangenen und Verschleppten, 
vollständiges Waffenembargo für alle 
Konfliktseiten, Vereinbarung zu einer 
Übergangsregierung und zu Bedingun¬ 
gen für Wahlen. 

Zugleich wird in diesem Buch ein Ge¬ 
genentwurf skizziert zur Strategie der 


Syrien 

„Freunde Syriens“, der NATO, der 
Bundesregierung, die einen Regime- 
Change ansteuern und prinzipiell eine 
ausländische Militärintervention nicht 
ausschließen. In diesem Fall wäre die 
NATO und mit ihr Deutschland Teil 
eines Nahostkrieges mit unabsehbaren 
Risiken. Einen ersten Schritt in diese 
Richtung ist Deutschland bereits mit 
der Stationierung der Patriot-Raketen 
an der türkisch-syrischen Grenze ge¬ 
gangen und einen zweiten durch die 
exorbitante Steigerung der Rüstungs¬ 
exporte in die Krisenregion Nahost. In 
die Golfstaaten verdoppelten sie sich 
2012 im Verhältnis zum Vorjahr und 
auch Israel wird reichlich bedacht, nicht 
nur mit U-Booten. So trägt Deutsch¬ 
land zur Militarisierung der Konflikte 
bei. „Wann Krieg beginnt, das kann 
man wissen, aber wann beginnt der 
Vorkrieg“, fragt Christa Wolfs Kassan¬ 
dra. „Falls es da Regeln gäbe, müsste 
man sie weitersagen. In Ton, in Stein 
eingraben, überliefern. Was stünde da. 
Da stünde unter andern Sätzen: LASST 
EUCH NICHT VON DEN EIGNEN 
TÄUSCHEN.“ Zu den Täuschenden 
gehört das Interessengeflecht aus Wirt¬ 
schaft - Interesse an Energie und Roh¬ 
stoffen -, Politik - Interesse an strategi¬ 


schem Einfluss - und Medien - Interes¬ 
se, dabei zu sein und dazu zu gehören, 
zu oft „embedded“. 

Vermissen werden Sie in diesem Buch 
Aufrufe zu Gewalt, zur Fortsetzung 
des Bürgerkrieges, zum Waffenhan¬ 
del, zur „humanitären Intervention“, 
zur „Bündnistreue“. Grüne, Christde¬ 
mokraten, Liberale und SPD bilden im 
Bundestag seit Jahren eine übergro¬ 
ße Koalition der Unvernunft. Sie hat 
Krieg wieder zu einem Mittel der Po¬ 
litik gemacht im Kosovo, in Afghanis¬ 
tan, am Horn von Afrika und anderswo. 
Doch Militär hat internationale Kon¬ 
flikte nicht gelöst, sondern verschärft, 
die Welt ist unfriedlicher geworden. 
Dem setzen wir entgegen: Realistisch 
ist einzig eine unbeugsam auf Frieden 
ausgerichtete Politik in Syrien und an¬ 
derswo.^...) 

Wolfgang Gehrcke/Christiane Rey¬ 
mann (Hg.), Syrien. Wie man einen sä¬ 
kularen Staat zerstört und eine Gesell¬ 
schaft islamisiert, 

PapyRossa Verlag 2013, 187 Seiten, 
ISBN: 978-3-89438-521-7, Ladenpreis: 
EUR 9,90 [D] 
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Alte und neue Weckrufe 

... für eine Gesellschaft der Freien und Gleichen • 
Buchempfehlung von Lothar Geisler 


Wohl ein jeder Kommunist, eine jede 
Kommunistin hat Bücher, die ihn oder 
sie von Jugend an begleiten und zu de¬ 
nen man in unterschiedlichen Lebens¬ 
lagen immer wieder greift. Meine bei¬ 
den Favoritenwaren bisher:Voltaires 
„Candide“ und Bert Brechts „Me-Ti - 
Buch der Wendungen“. Jetzt ist im Os- 
sietzky-Verlag ein Buch erschienen,das 
durchaus Potenzial für einen ähnlichen 
Langzeit-Favoritenstatus hat: „Lob des 
Kommunismus“ - mit dem wunderba¬ 
ren Untertitel „Alte und neue Weckru¬ 
fe für eine Gesellschaft der Freien und 
Gleichen“ und ebensolchen Illustratio¬ 
nen von Thomas Richter. 

Eckart Spoo, Hermann Klenner und 
Wolfgang Beutin haben - unterstützt 
von anderen- „Lesefrüchte zusammen¬ 
getragen“, „Fundamentalsätze kom¬ 
munistischer Denk- und Lebensweise“ 
(Klenner) von über 100 zumeist eu¬ 
ropäischen - manchmal auch verges¬ 
senen - Dichtern, Denkern, Philoso¬ 
phen und Politikern. Wobei so viele 
aus Platzgründen nicht aufgenommen 
wurden, dass Eckart Spoo in seinen 
Nachbemerkungen bereits einen zwei¬ 
ten Band ankündigt. Das Motiv der 


Herausgeber für ihr Projekt: Intellek¬ 
tueller Flankenschutz für Widerständi¬ 
ge. Eckart Spoo: „In der Auseinander¬ 
setzung zwischen Menschenrecht und 
Kapitalmacht ... wird es immer auf 
Menschen ankommen, die sich nicht 
einschüchtern lassen, weil sie sich ihrer 
Sache sicher sind. Ihnen soll es helfen 
zu wissen, dass viele berühmte Dich¬ 
ter und Denker auf ihrer Seite stehen.“ 
Herausgekommen ist eine „Mischung 
von Auszügen aus Aufsätzen, Gedich¬ 
ten, Romanen, auch aus einem Theater¬ 
stück sowie aus Reden, Dialogen und 
Interviews von Weltverbesserern - „in 
durchaus unterschiedlichen Weltan¬ 
schauungen eingebettet“. Sie verstan¬ 
den sich „keineswegs alle als Kommu¬ 
nisten, die allermeisten aber als Gegner 
von Ausbeutungs-, Unterdrückungs¬ 
und Verdummungsverhältnissen in der 
Gesellschaft ihrer Zeit“, schreibt Her¬ 
mann Klenner zum Geleit. 
„Kommunismus ist tabu. Dass er ver¬ 
nünftig sein könnte, darf niemand den¬ 
ken oder gar aussprechen. Niemand 
darf auf die Idee kommen, kommunis¬ 
tische Gedanken könnten richtig und 
nützlich sein. Wer gegen dieses Tabu 


verstößt, hat mit heftigen öffentlichen 
Angriffen und Distanzierungen zu tun.“ 
(S. 5)Hermann Klenner erinnert daran, 
dass nachvollziehbar-vernünftige Äu¬ 
ßerungen z.B. von Gesine Lötsch oder- 
Gregor Gysi „bei fanatisierten Anti¬ 
kommunisten ein ihrem limitierten Ho¬ 
rizont gemäßes Echo aus (lösten).“ Das 
ist eine der wenigen Stellen, an denen 
Parteipolitik durchschimmert, von der 
ansonsten „in diesem Buch kaum die 
Rede (ist)...Für parteipolitische Zwe¬ 
cke ist dieses Buch nicht gedacht und 
nicht geeignet“, betont Eckart Spoo in 
seiner Nachbemerkung. Das ist auch 
wirklich gut so! Denn wer hätte heu¬ 
te schon Bert Brechts „Lob der Partei“ 
verdient? Das ist kein Makel, sondern 
Stärke dieses Buches. Und außerdem: 
Antikommunismus, die „Grundtorheit“ 
des letzten Jahrhunderts, macht als Tot¬ 
schlagargument auch im 21. Jahrhun¬ 
dert vor niemandem halt, der die real 
existierende Welt nicht für die beste 
aller Welten hält. Davor schützt kein 
Abtauchen. Insofern sind die hier zu¬ 
sammengetragenen „Lesefrüchte“ all 
denen, „die sich Blick und Weg nach 
vorn nicht verschandeln lassen wol¬ 
len“, sei es in Gewerkschaften, sozia¬ 
len Bewegungen oder verschiedensten 
Parteien, wirklich sehr zu empfehlen. 
Denn sie drücken, so Hermann Klen¬ 
ner „eine Sehnsucht aus, dass die Ver¬ 


hältnisse grundlegend anders werden 
müssen, als sie waren und als sie sind. 
Und es geht auch um die Konturen ei¬ 
ner linken, auf sozialistische, letztlich 
kommunistische Lebensverhältnisse 
gerichteten Politik.“ 

Aber als Leser bin ich persönlich vor 
fast vierzig Jahren nun mal organi¬ 
sierter (!) Kommunist geworden und 
zwar aus nachvollziehbar-vernünfti¬ 
gen Gründen in der DKP. „Politische 
Praxis ist immer organisiert-kollektive 
Praxis. Das Individuum bleibt immer 
privat, wie sehr es auch von den Inhal¬ 
ten der Politik ergriffen und erregt sein 
mag.“ So hat Hans Heinz Holz 1995 in 
„Kommunisten heute“ (Neue Impulse 
Verlag) knapp begründet, warum „die 
Organisationsfrage nicht nur eine prak¬ 
tisch-soziologische, sondern eine philo¬ 
sophische Wesensfrage“ ist. 

Und als organisierter Kommunist finde 
ich das Buch durchaus auch für unse¬ 
re parteipolitischen Zwecke geeignet, 
selbst wenn es nicht dafür gedacht ist. 
Gerade weil auch unserem „Verein“ - 
wie Brecht die Partei in seinem „Me- 
Ti“ nannte - diese „Weckrufe für eine 
Gesellschaft der Freien und Gleichen“ 
nur gut tun können. Es kann auch 
für unsereins - und zwar altersunab¬ 
hängig - nur gut sein, sich angesichts 
schwierigster äußerer Verhältnisse wie 
innerer Debatten nicht einschüchtern 


zu lassen, sich gemeinsame Wurzeln, 
Werte, Utopien und historische Er¬ 
fahrungen anzueignen und - selbst¬ 
verständlich mit anderen zusammen - 
das „Wirklichwerden kommunistischer 
Denk- und Lebensweise“ nicht nur für 
eine ferne Zukunft zu erhoffen, son¬ 
dern heute zu organisieren, was - kon¬ 
sequent in Angriff genommen - auch 
unser eigenes Erscheinungsbild in der 
Öffentlichkeit nur verbessern, unsere 
Anziehungskraft nur vergrößern kann. 

Wolgang Beutin, Hermann Klenner, 
Eckart Spoo (Hg.), Lob des Kommunis¬ 
mus - Alte und neue Weckrufe für eine 
Gesellschaft der Freien und Gleichen“, 
Ossietzky-Verlag 2013,200 Seiten, 20,- 
Euro 
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„Sozialismus Inside" - Fakten und Infos aus 
und über Kuba und die „Cubans“ 

SDAJ und kommunistische Jugend Kubas veranstalteten Rundreise mit einer kubanischen Jungkommunistin 


Vom 15. bis 28. März dieses Jahres 
veranstalteten die SDAJ (Sozialisti¬ 
sche Deutsche Arbeiterjugend) und 
die UJC (Union de Jövenes Commu- 
nistas - Kommunistischer Jugendver¬ 
band) aus Kuba eine Veranstaltungs¬ 
rundreise mit Gisleidy Sosa Cabrera, 
Mitarbeiterin der internationalen 
Kommission der UJC. Unterstützt wur¬ 
de die Rundreise von UZ, Netzwerk 
Cuba, Freundschaftsgesellschaft BRD- 
Kuba, Marxistische Blätter, DKP, Cuba 
Si und der „jungen weit“. Im Zentrum 
stand die Solidaritätsarbeit mit den 
„Cuban5“ und ihr Zusammenhang mit 
dem Kampf um die Souveränität des 
kubanischen Sozialismus. 

In zehn Städten fanden Veranstaltun¬ 
gen statt, meist in Räumlichkeiten der 
Gewerkschaften oder in großen Kul¬ 
turzentren. Begleitet wurde die Rund¬ 
reise durch eine intensive Pressearbeit, 
Flugblatt- und Onlinemobilisierung 
und größere Aktionen, wie z.B. einer 
Demonstration in Nürnberg. Ziel der 
Veranstaltungen war es mehr - auch 
junge - Menschen für die Solidaritäts¬ 
arbeit mit Kuba zu gewinnen und diese 
inhaltlich weiter zu qualifizieren. Auf 
Kuba und auf internationaler Ebene 
können mit der Solidaritätsarbeit für 
die Freilassung der „Cuban5“ Men¬ 
schen auch allgemein für die Sache 
der kubanischen Revolution gewonnen 
werden. Der Kampf um die Freiheit 
der fünf Inhaftierten ist nicht nur ein 
Kampf gegen die US-amerikanische 
Klassenjustiz. Die Fünf sind der kon¬ 
krete Ausdruck des ideologischen Klas¬ 
senkampfes der Bourgeoisie gegen den 
Sozialismus auf internationaler Ebe¬ 
ne. In Deutschland geschieht dies in 
der Regel durch die Behauptung, dass 
Kuba eine Diktatur sei, welche weder 
eine oppositionelle Meinung zulassen, 
noch demokratische Mitbestimmung 
der Massen ermöglichen würde. 
Gisleidy argumentierte, dass es auf 
Kuba keine Verneinung von Bürger¬ 
rechten gibt. Politische Gegner werden, 
im Gegensatz zu Ländern wie USA 
oder BRD, nur dann verurteilt, wenn 
sie gegen Strafgesetze verstoßen haben. 

Terror gegen das 
sozialistische Kuba 

Bis auf den heutigen Tag haben durch 
Terrorakte rund 3 500 Kubanerinnen 
und Kubaner ihr Leben verloren, 2 099 
Überlebende der Anschläge haben 
mit bleibenden Schäden zu kämpfen. 
„Die Cuban5“ haben als Agenten in¬ 
nerhalb der terroristischen exilkubani¬ 
schen Netzwerke Miamis gewirkt und 
ihre Informationen dem FBI weiter¬ 
geleitet, um dem Terrorismus Einhalt 
zu gebieten. Doch anstatt gegen den 
Terrorismus aktiv zu werden, sperrte 
man die Fünf ein, und die Staatsge¬ 
walt unterstützte die Terroristen mit 





Richtlinien zur Aktuali¬ 
sierung des kubanischen 
Wirtschaftssystems 

Am deutlichsten zeigt dies wahrschein¬ 
lich die Entwicklung der so genannten 
„Lineamientos“, der Richtlinien zur 
Aktualisierung des kubanischen Wirt¬ 
schaftssystems. Ausgehend von der 
These, dass sich der Sozialismus auf 
Kuba weiterentwickeln muss, haben 
die Kommunistische Partei Kubas und 
ihre Jugend, die Massenverbände, al¬ 
len voran die Gewerkschaften und die 
Nachbarschaftskommites über um¬ 
fangreiche Maßnahmen diskutiert, um 
den wirtschaftlichen Herausforderun¬ 
gen Kubas sozial und vor allem kollek¬ 
tiv entgegenzutreten. Die beschlosse¬ 
nen Maßnahmen, wie die Zulassung 
von privat organisierter Arbeit oder 
die Legalisierung von Transaktionen 
aus dem Ausland, sind eben nicht ein¬ 
fach Einfallstore des Kapitalismus nach 
Kuba, sondern sind alle in dem Kon¬ 
text entstanden, die Arbeitsprodukti¬ 
vität zu erhöhen und den Lebensstan¬ 
dard der gesamtkubanischen Bevölke¬ 
rung auszubauen. In vielen Fällen sind 
die Maßnahmen ein neuer Umgang mit 
Phänomenen, die auf Kuba bereits vor¬ 
her Realität waren - durch die Einfüh¬ 
rung von z.B. Steuern kann nun aber 
eine Umverteilung von privilegierten 
Schichten auf alle stattfinden. Dieser 
Prozess ist komplex und mit gewissen 
Risiken verbunden. Die Ziele der Line¬ 
amientos werden sich nicht von selbst 
erfüllen. Dementsprechend kam es im¬ 
mer wieder zu Fragen und Debatten 
auf den Veranstaltungen mit Gisleidy, 
die betonte, dass sie nichts versprechen 
könne, aber als Patriotin keine bessere 
Instanz zu den Fragen des Wirtschafts¬ 
systems Kubas kenne als die kollektive 
Einschätzung des kubanischen Volkes 
selbst. EricYoung 


Ein junges Podium für eine junge Zuhörerschaft. In der Bildmitte: Gisleidy Sosa Cabrera, Mitarbeiterin der internationalen 
Kommission des Kommunistischen Jugendverbandes von Kuba. 


einem offiziellen Haushaltsetat von 
jährlich rund zwölf Mio. US-Dollar 
für antikubanische Aktivitäten. Hier 
lässt sich eine deutliche Parallele zur 
Unterstützung der NSU-Terroristen 
durch den Verfassungsschutz ziehen: 
Das Monopolkapital ist überall auf der 
Welt gezwungen sich den Terror gegen 
Demokratinnen und Demokraten zu 
Nutze zu machen, um keine Alterna¬ 
tiven zuzulassen. 

Denn, und auch das konnte die Refe¬ 
rentin durch viele Beispiele herleiten: 
Kuba bietet heute die gesellschaftli¬ 
che Alternative nicht nur für den la¬ 
teinamerikanischen Raum, sondern 
auch für Jugendliche in Europa und 
anderswo. Die rege Nachfrage nach 
den Veranstaltungsterminen, vor al¬ 
lem aus dem Spektrum der Gewerk¬ 
schaftsjugend und der Schülerlnnen- 
Vertretungen zeigt: Befeuert durch die 
Krise sind zumindest die bewussteren 


Teile der arbeitenden und lernenden 
Jugend bereit, sich mit grundlegenden 
Alternativen auseinander zu setzen. 
Wenn hier die Gewerkschaften tarif¬ 
liche Verbesserungen erstreiten, ist es 
die Ausnahmesituation, dass diese zu 
allgemeinverbindlichen Regelungen 
oder gar zu Gesetzestexten werden. 
Ein solcher Prozess dauert viele Jahre 
und bedarf eines hohen Drucks -poli¬ 
tischen Klassenkampfes- durch die Ge¬ 
werkschaften und die sozialen Bewe¬ 
gungen. Auf Kuba ist das der normale 
Weg: Vorschläge aus den Massenver¬ 
bänden werden von der Gesamtbevöl¬ 
kerung auf allen Ebenen diskutiert und 
dann als Gesetz erlassen. Dabei spielen 
Möglichkeiten der Finanzierung eben¬ 
so eine Rolle wie die Effektivität der 
gewählten Instrumente im Prozess der 
kubanischen Revolution eine Gleich¬ 
heit aller Menschen zu erreichen. 



Internationaler Kampf gegen die Klassenjustiz: Nürnberger Demonstration 
fordert.„Freiheit für Deniz K. und die Cuban5“. 


Die SDAJ ruft auf: 
Deine Kreativität für Kuba! 

Jugend-Kunstwettbewerb zur Solidarität mit Kuba geht in den Endspurt 
Noch bis zum 15. April bleibt Zeit, um kreativ zu werden. Dein Wandgemäl¬ 
deentwurf zum Thema „Solidarität mit Kuba - Grundrechte der Jugend“ kann 
dich nach Kuba bringen. Denn der Hauptpreis des Jugend-Kunstwettbewerbs 
ist ein Flug nach Kuba im Sommer 2013 mit den Soli-Brigaden der SDAJ! 
Die zwei besten Entwürfe werden auf Kuba an der polytechnischen Hoch¬ 
schule in Havanna (CUJAE) als Zeichen der Solidarität verwirklicht. Also 
ran an Bleistift, Pinsel oder PC-Maus - was fällt euch ein zu Kuba und Recht 
auf Bildung und Arbeit, zu internationaler Solidarität, Mitbestimmung und 
Völkerfreundschaft? 

Wir sind gespannt auf eure Einsendungen. Und die Teilnahme lohnt sich: Es 
warten tolle Preise auf die Gewinner! Zusätzlich wird unter allen Einsendun¬ 
gen ein Ipod Nano verlost. Teilnahmebedingungen und weitere Infos unter 
kunst.sdaj-netz.de 

Veranstalter: SDAJ, UJC, Red de Unversidades en Solidaridad con los 5, 
CUJAE 

Unterstützer: junge Welt, FG BRD-Kuba, Netzwerk Cuba, Cuba Si, KJÖ, 
UZ, Marxistische Blätter 


In Frankfurt wurde die Rundreise unterstützt von Lien Alfonso Perez von der Kubanischen Botschaft. 
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Tschüss 

Günter 

Unser 

Genosse Günter Arndt 

ist verstorben. 


Die DKP Frankfurt am Main trauert um ihren Genossen 
Günter Arndt, der am 29. März 2013 im Alter von 88 Jahren 
verstorben ist Mit Günter verlieren wir eine legendäre 
Persönlichkeit der Frankfurter Arbeiterbewegung. 


Die Familien Arndt und Stunz, Kirchner und Weber zählen 
schon seit 1887, zur Zeit von August Bebel, zu den 
sozialistischen Urgesteinen in Frankfurt. Sie begründeten 
eine sozialdemokratische und eine kommunistische 
Familientradition, die sich vor allem in der Zeit des Sozi¬ 
alistengesetzes und später in der Zeit des Faschismus 
bewährte. Sie leisteten gemeinsam Widerstand, 
unterstützten Verfolgte und agierten gegen Hitlers 
Kriegspolitik. Dem Rachefeldzug der Faschisten fiel 
Johanna Kirchner - eine Tante von Günter Arndt - zum 
Opfer. Sie wurde bespitzelt, verfolgt, verhaftet und in 
Plötzensee am 9. Juni 1944 hingerichtet. 


Unser Genosse Günter Arndt hat Zeit seines Lebens 
versucht die Lehren der deutschen Geschichte zu vermitteln, 
wonach Faschismus und Krieg hätten verhindert werden 
können, wenn Kommunisten und Sozialdemokraten 
solidarisch gemeinsam gehandelt hätten. 

Ganz in diesem Sinne war Günter Arndt nach 1945 ein 
unermüdlicher Zeitzeuge. Er warb in Schulen und bei 
Jugendveranstaltungen, im Rahmen seiner Partei KPD und 
DKP, bei der Arbeitenwohlfahrt und Naturfreundebewegung 
dafür, das Vermächtnis von Johanna Kirchner weiter zu 
tragen. Günter Arndt hat im Geiste seiner traditionsreichen 
Familien gelebt und gehandelt 


Wir danken ihm dafür und werden in diesem Sinne auch 
weiter arbeiten. 


Deutsche Kommunistische Partei 

Kreis Frankfurt am Main Bezirk Hessen 


Die Trauerfeier findet am 15. April 2013, um 13 Uhr auf 
dem Hauptfriedhof in Frankfurt am Main statt. 


Jetzt bestellen: 

UZ & UZ-Extra zum i. Mai 


Ende April erscheint die 8-seitige 
UZ-Extra zum 1. Mai mit folgenden 
Themen: 

Widerstand gegen Agenda 202 
Krise in der EU, Situation auf Zypern 
Interview mit Gewerkschaftern aus 
Irland 

Arbeitszeitverkürzung - Argumente 
für die 30 Stundenwoche 
DGB-Flirt mit der Bundeswehr 
Aktuelle Tarifkämpfe 
Blockupy 

Aufruf gegen Leiharbeit 

Preise: 

70 x UZ-Extra: EUR 7,00 
140 x UZ-Extra: EUR 14,00 
21 Ox UZ-Extra: EUR 21,00 
500 x UZ-Extra: EUR 45,00 
1000 x UZ-Extra: EUR 90,00 
Damit zusätzlich möglichst viele 
Exemplare der regulären UZ ver¬ 


teilt oder verkauft werden können, 
bieten wir die Zeitung zu besonders 
günstigen Bezugspreisen an. Nutzt 
bitte dieses Angebot, um die UZ be¬ 
kannter zu machen und viele neue 
Leserinnen für unsere Wochenzei¬ 
tung zu gewinnen! Preise: 

10 x UZ: 10,00 € 

20 x UZ: 20,00 € 

50 x UZ: 25,00 € 

100 x UZ: 30,00 € 

200 x UZ: 40,00 € 

Alle Preise inklusive Versandkos¬ 
ten! Auch andere Liefermengen 
möglich. 

Keine Mai-Demo und Kundge¬ 
bung ohne UZ und UZ-Extra! 

Bestellungen bitte bis 15.04.2013 
an Gustl Ballin, info@dkp-nordbay- 
ern.de oder Tel.: 0911 8019991 


Urlaub im schönen Havelland 


- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte 
Ferienwohnung für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, Kühlschrank, 
Bad, Dusche,WC). Preis nach Vereinbarung 


Näheres Tel./Fax: 033231/60661 
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Weingut Eicher 


Rheinterassen 


Bachstraße 7 

67 577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 

Fax: 06249-67263 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der TOSCANA-SEGGIANO 

Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905641 836713, mob. 00393381539818 


Am 7. April 2013 wird unsere Genossin 

Thea Rann 80 Jahre alt! 


Thea hat wie nur wenige andere Genossinnen in den letz¬ 
ten Jahrzehnten unsere Partei in Hamburg mitgeprägt. Sie 
war über viele Jahre in verantwortlichen Positionen unse¬ 
rer Hamburger Parteiorganisation tätig, sei es als Kreisvor¬ 
sitzende Altona oder als Bezirksvorstandsmitglied. Thea ist 
eine hochgeschätzte, immer klare Worte findende, streitbare 
und konsequente Kommunistin. Sie ist auch heute noch, so¬ 
fern es ihre Gesundheit zulässt, in und für die Partei aktiv, in 
der Wandsbeker Wohngebietsgruppe, im Vorstand der Thäl¬ 
mann Gedenkstätte. Für Thea findet Antikriegsengagement 
nicht nur verbal statt, sondern bis heute auch praktisch im 
Hamburger Forum und in der Bramfelder Friedensinitiati¬ 
ve. Ihre redaktionellen Beiträge für unsere Wohngebietszei¬ 
tung, wie die in den letzten Jahrzehnten zahlreichen Artikel 
in verschiedenen Publikationen unserer Partei, sind für uns 
von unschätzbarem Wert. 

Genossinnen wie Thea ist es zu verdanken, dass die DKP 
89/90 und in den darauf folgenden Jahren überleben konnte. 
Sie hat durch ihre klare, überzeugende Art zahlreiche Sympa¬ 
thisanten an die DKP herangeführt und zeichnet maßgeblich 
verantwortlich für etliche Parteieintritte. 

Liebe Thea, das was wir Dir wünschen, ist eine riesige Por¬ 
tion Gesundheit! 

Wir würden gerne noch lange mit Dir an unserer Seite für 
Frieden, demokratischen Fortschritt und Sozialismus streiten! 

DKP Wohngebietsgruppe Hamburg Wandsbek 
DKP Bezirksvorstand Hamburg 
Gedenkstätte Ernst Thälmann Hamburg 

Wie uns zu Ohren gekommen ist, lädt die Genossin Thea an¬ 
lässlich ihres Geburtstages am Sonntag, den 7.4.13 ab 12 Uhr 
zu einem kleinen Brunch ins MTZ und wünscht sich statt Blu¬ 
men eine Spende für Kuba. 


MARXISTISCHE BLÄTTER 


Atomausstieg - 
Rohstoffe - Neue Kriege 

Kapitalismus = Monopolmacht 
plus Profitsicherung für die 
Elektrokonzerne Hans-Peter 
B ren n er * „ E n erg iewen de “ g I o ba I 
Klaus Wagener* Indirekte Kriege 
und globale Frontbildung Jürgen 
Wagner* Mali: Keine Intervention! 

W. Ruf und P. Strutynski* Schnell 
mal Krieg machen Ulrich Geller- 
mann*Atomausstieg: Weg mit Ra¬ 
keten und Reaktoren Gerd Deumlich 

Weitere Beiträge: 

Trans nationale Banke nrettung LUCSS 
Zeise* Das Lehrstück vom 30. Januar 
1933 Georg Fülberth *Die Hartz-Knebe¬ 
lung Rudolph Bauer* Fußball ohne rechte 
Gewalt Ulrich Farin* Privateigentum und 
Finanzkapital Beate Landefeld* XVIII. Par¬ 
teitag der KP Chinas Helmut Peters *ANC 
und SACP Blade Nzimande* Der Sänger 
der Armen Woifgang Beutin 



Einzelpreis 9,50 € 

Jahresabonnenment 4 ß ,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue Impulse Verlag 
Hoffnung Straße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-24 86 482 
i nf o@n eue-i m pu I se-ve rla g. d e 


www.marxistische-blaetter.de 


Ferienwohung in Südfrankreich 
bei Narbonne am Meer zu vermieten 

Pfingstferien noch frei. 

Hiltraut Wurm, 08144/7200 
anna.boegel@googlemail.com 


Anzeigen 
helfen der UZ 


Urlaub im 
Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfor¬ 
table FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831-459 366, 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Toskana, nah am Meer 

m.-bskani bwhüf.dr | OOiLOHt. 

Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
gToße helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Hs us oder Häuschen; ■ 

Kinderpa radier I 



Entschleunigung: 

Ruhe & Natur satt im Müritz- 
NflÜonalpajk. 2 Fe Wo je 2-3 Pers, 
ganzjährig in Kralzeburg-Graiizin. 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinog.gfi.de 
Tel.: 0331/870796 (AB| 


Carlis 

Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500 g für 5 Euro, 

250 g für 3 Euro + Porto 
ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. 

Wir liefern auch 
handgefertigte 
Bienenwachskerzen. 
Anfrage bei: 

Imkerei Trauth, 

02241/973111 
camatra@web . de 


DKP/Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68,51373 Leverkusen - Tel: 0214/45 418 
E-Mail: karl-liebknecht-schule@web.de 

Wochenendseminar, Sa./So., 27728. April 

Thema: 

Die Aktualität der Marxschen Lehre 
Krisenanalyse, Zukunftsvorstellungen 

Referentin: Beate Landefeld 

'Verletzte Grund aller wirklichen Krisen bleibt immer die Armut und Kon¬ 
sumtionsbeschränkung der Massen gegenüber dem Trieb der kapitalis¬ 
tischen Produktion, die Produktivkräfte so zu entwickeln, als ob nur die 
absolute Konsumtionsfähigkeit der Gesellschaft ihre Grenze bilde." 

(MEW Bd. 25, S. 501) 

Um rechtzeitige Anmeldungen wird gebeten. Rückantworten erfolgen nur, 
wenn es sich um Absagen handelt. 

Die Anreise kann bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. 
Beginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 13 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 Euro. Ab Freitag 30 
Euro. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreisorganisation oder Bezirks¬ 
vorstand abklären. 



Sonntag, 21 . April 2013 
um 11:00 Uhr in der Karl Liebknecht Schule 
51373 Leverkusen-Wiesdorf, Am Stadtpark 68 

Begrüßung: Einleitung: 

Wolfgang Scholz Thomas üermann 

Sekretä r Betrieb und G ewerksch aft Bez i rksvo rsitze nder der 

DKP Rheinland-Westfalen 

Thema: DKP und Einheitsgewerkschaften sowie 
Tarifauseinandersetzung 2013 

Uwe Fritsch Volker Metzroth 

(Mitglied des DKP Parteivorstandes, (Mitglied des DKP Partei Vorstandes) 

und Betriebsratsvorsitzender bei 

VW Braunschweig) 

Wir sind es Wert! Mindestlohn und sichere Arbeit für die Jugend! 

Sandra von Rosenberg 
(Vertreterin SDAJ Rheinland-Westfalen 

Eingeladen: Vertreter der PVDA (Partei der Arbeit) aus Genk (Ford-Werke) 

Wie immer finden wir Zeit für Diskussionen und einen Imbiss 

Deutsche Kommunistische Partei Rheinland Westfalen 
www.dkp-rheinland-westf alen.de, Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen, 
Tel.: 0214 49323, V.i.S.d.P.: T.Liermann 


1 1 Tw Jahre sozialistische Kinderorganisation 

8.6 GroßesJubläums-Kinderfest 

ld jjüßf ZfL 30 . 05 .- 02 , 06 . Pfingstcamp 
Ä ^ 2707.-1008 Ferienlager 

' Anmeldungen und Infos unter 

ysynw.rotepeMrMi.de 
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ln einem JugendkunstwettbewerbfSdthen 
wir Vorlagen für zwei Wandgemälde, die im 
Sommer 2013 auf Cu&a o/s Zeichen der 
Solidarität verwirklicht werden sof/eoF^b. 

Gemoide, Graffiß^Hefs, GedkHefFot pjsn 
oder Computerdesigntes 
Wettbewerb engen' 

Ml m für 1+1 PKT tu £ *5 < d i ? 

jCUMST.SDAJ-HET2.DE 



ötodtljof ^eime§ 


***Superior 


mm 


Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße i 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerland 


Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: 02972-97BD97 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Ha us Prospekt 
anfordern 


r 


Ir unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke. Alle Zimmer haben 8ad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum, Im 
Hotelbereich befinden sich Lift. Sauna, Solarium, Nicht¬ 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspiel raum, Salalbüffet, 
Frühst ücksbüffet. Auch Senioren-Portio neu. 

Übernachtung/Frühstück 30,- bis 53,- € p.P. 

HP 15,50 Cp.P. • VP. 22,-€ p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahn fahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


mail@gasthoFheimes.de * www.gasthof-heimes.de 
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unsere zeit 


Über Kontinuitäten und 
Legenden 

Betr.: „Zur Auswertung des 20. DKP- 
Parteitages“, UZ vom 22.3.2013, S. 8 

Unmittelbar vor der konstituierenden 
PV-Tagung hat der neue Parteivorsit¬ 
zende der DKP, Genosse Köbele, in 
der UZ „eine vorläufige Einschätzung“ 
des 20. Parteitages veröffentlicht. Eine 
neue Herangehensweise. Früher gab es 
Erklärungen nach den PV-Tagungen. 
Möglicherweise hielt es Genosse Kö¬ 
bele für notwendig, vor der Tagung (...) 
ein paar orientierende Hinweise zu ge¬ 
ben, so als eine Art Linienrichter. 

Und diese Linie sieht so aus: 

„Die deutliche Mehrheit der Delegier¬ 
ten setzte fort, was der 19. Parteitag be¬ 
gonnen hatte. Es geht um die Konkre¬ 
tisierung der Identität als kommunisti¬ 
sche Partei heute unter Beibehaltung 
der ideologischen Grundlagen, der Ide¬ 
en von Marx, Engels und Lenin und da¬ 
mit der programmatischen Kontinuität 
seit Gründung der DKP“ Offensichtlich 
gehörte es zu den historischen Leis¬ 
tungen der neuen Mehrheit, dass die 
„ideologischen Grundlagen, der Ideen 
von Marx, Engels und Lenin“ beibehal¬ 
ten wurden. 

Ein Hinweis auf das gültige Partei¬ 
programm allerdings fehlt. (...) Doch 
die „programmatische Kontinuität 
seit Gründung der DKP“ bescheinig¬ 
ten diesem Programm damals ja noch 
die Genossen Hans Heinz Holz, Willi 
Geras, Robert Steigerwald, Hans-Peter 
Brenner u.a. 

Offensichtlich gibt es zwei Kontinui¬ 
täten. 

Zu den Legenden habe ich noch eine: 
„Wir haben es mit relativ klar ausge¬ 
prägten Strömungen, Linien zu tun. 
Ein Teil der Partei kann oder will sich 
dem derzeit nicht zuordnen, ein Teil 
der Partei ist oder verhält sich indiffe¬ 
rent. Trotzdem werden diese Strömun¬ 
gen auf diesem Parteitag um die He¬ 
gemonie ringen, das wird sich in den 
inhaltlichen Debatten, aber auch in den 
Wahlen niederschlagen.“ Die Legende 
besagt, dieses Zitat stamme aus dem 
Referat von Genosse Köbele auf der 
lO.PV-Tagung, September 2012. 

Was nicht sein kann. Denn erst jetzt, 
nachdem es die neue „deutliche Mehr¬ 
heit der Delegierten“ gibt, stellt er fest, 
„Vor dem Hintergrund dieser Legende 
wird aber an offen fraktionelles Han¬ 
deln gedacht.“ Und zur Benennung der 
Fraktionierer wird wieder das Gespenst 
der Thesen 2010 bemüht. Aber, es wa¬ 
ren Genossinnen und Genossen, die 
sich unmissverständlich zur program¬ 
matischen Kontinuität des Parteipro¬ 
gramms bekannten, die von der „deut¬ 
lichen Mehrheit der Delegierten“ ab¬ 
gewatscht wurden. 

Wir werden in Zukunft wohl noch viele 
Legenden lesen. 

Rainer Dörrenbecher ; 

Neunkirch en/Saarland 


Warnung vor Legendenbildung 

Betr.: „Zur Auswertung des 20. DKP- 
Parteitages“, UZ vom 22.3.2013, S. 8 

Der Vorsitzende Köbele warnt also vor 
einer Legendenbildung und einer offe¬ 
nen Fraktionierung. Diese „Warnung“ 
hat aber mehr den Charakter des Aus¬ 
rufes „Haltet den Dieb“ eines Einbre¬ 
chers, der damit versucht, eine falsche 
Fährte zu legen. 

Robert Steigerwald hat es in einer Kurz¬ 
intervention auf dem Parteitag klar be¬ 
nannt. Sinngemäß führte er aus, dass 
seine Freundschaft mit Hans Heinz 
Holz an dessen Mitarbeit an T&P zer¬ 
brochen sei, weil für ihn, Steigerwald, 
diese Zeitschrift eine Fraktionierung 
bedeute, die zur Spaltung der Partei 
führen würde. „Kommunistinnen und 
Kommunisten halten die innere Ord¬ 
nung der Partei als für je des Mitglied 
verbindlich. Sie verstehen die Bildung 
von Fraktionen, d.h. Gruppen mit ei¬ 
gener Disziplin, eigenen Strukturen 
und politischen Plattformen als Ge¬ 
fahr für den Bestand der Partei.“ Ein 
Zitat aus dem Statut. Dass die Truppe 
um T&P aber mit einer eigenen Diszi¬ 
plin, eigenen Struktur und einer poli¬ 
tischen Plattform an die Vorbereitung 
und Durchführung des PT gegangen 
ist, kann ja wohl niemand ernsthaft be¬ 
zweifeln. Ja, Robert hatte Recht. Diese 
Fraktionierung hat die Partei gespalten, 
handlungsunfähig gemacht und in ihrer 
Existenz gefährdet. 

Dass Robert allerdings auf dem PT 
einen der Häuptlinge dieser Fraktion 
zum Parteivorsitzenden mit vorgeschla¬ 
gen hat, muss ich nicht verstehen und 
möchte ich auch nicht kommentieren. 
(...) 

Wilhelm Koppelmann , Bramsche 
(Parteitagsdelegierter) 

K - das verlangt 
Politikfähigkeit 

Betr.: „Besinnung auf das K“ 

UZ vom 29.3.2013, S. 8 

Lösungen werden nicht einfacher, wenn 
Abläufe so dargestellt werden, um da¬ 
mit ausschließlich die eigenen Positio¬ 
nen zu unterstützen, und die damit oft 
nicht mehr den tatsächlichen Verläufen 
entsprechen. Hans Peter Brenner hat 
in seinem UZ-Beitrag die schwierigen 
Probleme vor dem 19. und dem 20. Par¬ 
teitag aus seiner Sicht geschildert. 
Tatsachen dagegen sind, dass die The¬ 
sen nach einer vorwiegenden Zustim¬ 
mung im damaligen PV, als Antrag an 
den 19. Parteitag nicht gestellt wurden, 
stattdessen wurde beschlossen eine 
„Politische Erklärung“ und ein „Akti¬ 
onsorientiertes Forderungsprogramm“ 
zu erarbeiten. Beides wurde dem 19. 
Parteitag, nach einer kollektiven Dis¬ 
kussion in der DKP vorgelegt und (...) 
verabschiedet. 

Die Begründung für dieses Herange¬ 
hen war, die innerparteilichen Ausein¬ 
andersetzungen nicht eskalieren zu las¬ 
sen, und trotzdem Antworten auf die 


politischen Herausforderungen zu ge¬ 
ben. 

Der 19. Parteitag beschloss, unter an¬ 
derem die Thesen als weiteres Dis¬ 
kussionsmaterial zu nutzen und die 
Parteidiskussion zu organisieren. Wir 
benötigen die Debatte zu neuen kom¬ 
plizierten Herausforderungen. 

Diese Tatsachen sind wichtig, weil es 
letztendlich um die Politikfähigkeit der 
DKP geht. 

In Deutschland ist im Zusammenhang 
mit den Auswirkungen der tiefen Kri¬ 
se des neoliberalen Kapitalismus eine 
Situation entstanden, die zu weiteren 
gravierenden Veränderungen der sozi¬ 
alen, demokratischen und letztendlich 
aller politischen Verhältnisse führen 
wird. Die Verantwortung der Mitglie¬ 
der der DKP ist es, Antworten auf die¬ 
se Herausforderungen zu entwickeln. 
Gelingt uns dies nicht, werden wir die 
DKP substantiell gefährden, davon bin 
ich überzeugt. Die Äußerungen von 
Hans-Peter in der letzten UZ signali¬ 
sieren einen erschreckenden Abschied 
von den realen politischen Herausfor¬ 
derungen, zugunsten innerparteilicher 
Auseinandersetzung. 

Heinz Stehr, Elmshorn 

Das Tandem SDAJ und DKP 
voranbringen 

Betr.: a) Referat von Patrick 
Köbele, b) Aufruf „Spendet für die 
Arbeiterjugend“, UZ vom 29.3.2013, 

S. 8 und 15 

Laut Statut haben „Alle Mitglieder der 
DKP ... eine besondere Verantwortung, 
SDAJ und AMS zu unterstützen.“ Die¬ 
sem Selbstverständnis entspricht der 
PV-Beschluss, der SDAJ einen Mini¬ 
job zu finanzieren. Leider steht in der 
UZ nichts zum Hintergrund dieser Un¬ 
terstützung. (...) Wie schätzt die SDAJ 
ihren Organisationsaufbau ein, was 
läuft gut, wo gibt es Probleme? Wes¬ 
halb schafft es die SDAJ nicht, die Mit¬ 
tel für den Minijob selbst aufzubringen 
(...)? Es ist nicht ehrenrührig dies zu 
fragen. Vielleicht benötigt die SDAJ ja 
nicht nur Geld für einen Minijob, son¬ 
dern auch die Erfahrung der DKP in 
der Organisationsarbeit und praktische 
Unterstützung vor Ort! 

Eng verbunden mit Fragen der Orga¬ 
nisationsentwicklung der SDAJ ist das 
Verständnis des unter Jugendlichen 
anzutreffenden Bewusstseins, dessen 
Analyse und der Klärung, wie die Or¬ 
ganisation damit umgeht. Missstände 
des BRD-Kapitalismus und ihre spe¬ 
zifischen Auswirkungen auf die Jugend 
anzuprangern, Ursachen zu benennen 
und den Sozialismus als Ausweg zu 
propagieren ist eine Voraussetzung zur 
Gewinnung Jugendlicher für SDAJ und 
Partei, aber nicht die einzige. Was macht 
die neuen sozialen Bewegungen so at¬ 
traktiv für Jugendliche, was politische 
Parteien unattraktiv? Wie spiegelt sich 
die bürgerliche Massenkultur im Be¬ 
wusstsein der Jugend wider? Welchen 


Stellenwert haben Werte der kommu¬ 
nistischen und Arbeiterbewegung wie 
Organisiertheit, planmäßiges Handeln, 
Disziplin und Zuverlässigkeit in der Ju¬ 
gend? Was ist „cool“ oder „uncool“, und 
warum? Wie stehen SDAJ und Partei zu 
den verschiedenen jugendlichen Sub¬ 
kulturen? Welche Rolle kommt ihnen 
in der kapitalistischen Gesellschaft zu? 
Wie gehen wir auf Jugendliche zu ohne 
uns anzubiedern, wie kritisieren wir fal¬ 
sche Ansichten und Verhaltensweisen 
ohne lehrmeisterhaft zu wirken? Fra¬ 
gen über Fragen, auf die SDAJ und 
DKP Antworten brauchen, wenn sie die 
Jugend gewinnen wollen. Das wird nur 
im Tandem möglich sein. Ohne die Er¬ 
fahrungen der SDAJ fehlt der DKP das 
Ohr am Puls der Jugend. Ohne DKP 
fehlt der SDAJ das Handwerkszeug, die 
Erfahrung und der geschichtliche Ho¬ 
rizont marxistisch-leninistischer politi¬ 
scher Arbeit. Die UZ muss beitragen, 
dieses Tandem voranzubringen. 

Klaus Weber, Karlsruhe 

Wer hat Informationen? 

Betr.: „Mögliche Einstiegsdroge“, UZ 
vom 29.3.2013, S. 5 

In der sehr guten UZ Nr. 13 vom 29. 
3. fand ich den Artikel „Mögliche Ein¬ 
stiegsdroge“ von Volker Metzroth (...) 
besonders interessant. Endlich mal eine 
gute und fortschrittliche Einschätzung 
zu einem Thema, über das jeder redet, 
weil es jeden betrifft, aber kaum ge¬ 
schrieben wird. Ich hätte eine prakti¬ 
sche Frage an den Autor, bzw. an Le¬ 
ser, die möglicherweise darüber etwas 
wissen: Wir haben seit einigen Wochen 
einen kleinen Laden hier in Berlin. Als 
Handwerker ist das für uns „Neuland“. 
Laut Gewerbeanmeldung sind wir da¬ 
mit eine Firma. Der Laden hat kein 
Rundfunk- oder Fernsehgerät und wir 
wollen auch keins anschaffen. Eine zu¬ 
verlässige Information darüber, ob und 
wenn ja, wie viel Rundfunkbeitrag wir 
hier in Berlin bezahlen müssen zu er¬ 
halten, scheint nicht möglich zu sein. 
Wer hat Informationen? Vielen Dank. 

Hermann Glaser-Baur, Berlin 


Saarbrücken: Menschenkette und 
Kundgebung, Agentur für Arbeit, Hafen¬ 
straße, n.oo Uhr Saarlouis: Aktionen, 
Französische Straße, n.oo Uhr. 

Mannheim: Aktionen, Paradeplatz, 
n.oo Uhr. 

Tübingen: Aktionen, Holzmarkt, 
n.oo Uhr. 

Reutlingen: Straßenaktionen, Wilhelm¬ 
straße, 10.30 Uhr. 

Karlsruhe: Demo; Stephansplatz, 

13.00 Uhr. 

Kandel: Aktionstag, Hauptstraße/Höhe 
Schulgasse, 10.00 Uhr. 

Singen (Hohentwiel): Demo, Fußgän¬ 
gerzone, 11.00 Uhr. 


termine@unsere-zeit.de 


DO ★ 11. APR 


Essen: „Solidarität mit Kuba - Freiheit für die 
Miami 5!“ Öffentliche Mitgliederversamm¬ 
lung der Freundschaftsgesellschaft BRD- 
Kuba e.V. mit den Themen Aktionsplanungen, 
Internationales Kulturfest auf Zeche Carl am 
1. Mai (FG zum 20. Mal dabei!), Fiesta Mon- 
cada, SDAJ-Brigaden u.a. Gaststätte Linker, 
Oberdorfstraße 34, Essen-Altendorf Nähe 
Haltestelle Helenenstraße, 18.00 Uhr. 


FR ★ 12. APR 


Esslingen am Neckar: Mitglieder- und Sym¬ 
pathisantenversammlung der DKP. Thema: 
Auswertung des Parteitages mit Dieter Keller. 
Restaurant SV 1875, Pliensauvorstadt, Weil- 
straße 81,18.00 Uhr. _ 

Fürth: „Gebt ihnen einen Namen“, Ehrung für 
Rudolf Benario und Ernst Goldmann. Uferpro¬ 
menade in Fürth, an den drei Birken (gegen¬ 
über der Stadthalle), 17.30 Uhr. 

Konzert in Gedenken an Rudolf Benario und 
Ernst Goldmann mit Esther Bejarano & Micro- 
phone Mafia. Kulturforum Fürth, U-Bahnstati- 
on Stadthalle, 20.00 Uhr. Eintritt: 14,00 Euro, 
ermäßigt 8,00 Euro. 


Dl ★16. APR 


Recklinghausen: Kreismitgliederversamm¬ 
lung der DKP mit Vorbereitung der nächsten 
Aktionen Albert-Funk-Ehrung und 1. Mai. 
Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


SA ★ 20. APR 


München: Kreismitgliederversammlung der 
DKP München mit Wahl des neuen Kreis¬ 
vorstandes. KommTreff, Holzapfelstraße 3, 
10.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spätes¬ 
tens am Freitag eine Woche vor dem Erschei¬ 
nungstermin der entsprechenden Ausgabe der 
UZ, möglichst auch mit Angabe des Themas 
der Veranstaltung an termine@unsere-zeit. 
de oder UZ-Redaktion, Hoffnungstraße 18, 
45127 Essen. 


Freiburg (Breisgau): Demo, Holzmarkt, 
12.00 Uhr. 

Rosenheim: Jubeldemo, Innstraße, 

9.00 Uhr. 

Landsberg: Aktionen, Fußgängerzone, 
10.30 Uhr. 

Ulm: Aktionen, Münsterplatz 2, 

14.00 Uhr. 

Regensburg: Demo, Bismarckplatz, 

11.00 Uhr. 

Bayreuth: Aktionstag, Stolpersteinde- 
mo;Am Markt, 12.00 Uhr. 

Kronach: Bundesweiter Aktionstag. 

Erfurt: Millionäre für Merkel, Anger, 
15.00 Uhr. 

Weitere Infos unterwww.umfairteilen.de 
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Nur Mut! unsere zeit 

Jetzt 4 Wochen testen! Woche für Woche Originalton DKP 


Testabonnement ■ 


Ja, ich will die Wochenzeitung unsere zeit 
vier Wochen kostenlos testen. 

Das Testabonnement endet automatisch. 


Abonnement 


Ja, ich abonniere die Wochenzeitung 
unsere zeit für mindestens ein Jahr. Das 
Abonnement verlängert sich um jeweils ein Jahr, 
wenn es nicht bis sechs Wochen vor Beendigung 
des Bezugszeitraums schriftlich gekündigt wird. 


Name/Vorname 


Straße/Nr. 


PLZ/Ort 


Telefon 


E-Mail 


Datum/Unterschrift 


Abonnementpreise im 


Rechnungsversand Bitte ankreuzen! 

Normalabonnement 


□ jährlich 

126,—Euro 

□ halbjährlich 

64,— Euro 

Förderabonnement 


□ jährlich 

160,— Euro 

Ermäßigtes Abonnement 


□ jährlich 

72,—Euro 

□ halbjährlich 

37,—Euro 

Abonnementpreise mit 


Einzugsermächtigung 


Ermäßigtes Abonnement 


□ jährlich 

66,— Euro 

□ halbjährlich 

33,50 Euro 

□ vierteljährlich 

17,—Euro 

□ monatlich 

6, — Euro 

Normalabonnement 


□ jährlich 

120,—Euro 

□ halbjährlich 

61, — Euro 

□ vierteljährlich 

32,—Euro 

□ monatlich 

11,—Euro 

Förderabonnement 


□ jährlich 

160,— Euro 

□ halbjährlich 

80,—Euro 

□ vierteljährlich 

40,—Euro 

□ monatlich 

14,— Euro 


□ Lieferung im Umschlag 

20,- Euro pro Jahr zusätzlich 


Ich ermächtige den CommPress-Verlag 
hiermit, den Betrag von meinem Konto 
abzubuchen. 


Kontoinhaber/in 


Geldinstitut 


Bankleitzahl 


Kontonummer 


Datum/Unterschrift 

Ja, ich bin damit einverstanden, dass Sie mich zwecks einer 
Leserbefragung zur Qualität der Zeitung, der Zustellung und 
der Fortführung des Abonnements kontaktieren. Der Verlag 
garantiert, dass die Daten ausschließlich zur Kundenbetreu¬ 
ung genutzt werden. Das Einverständnis kann ich jederzeit 
widerrufen (per E-Mail: vertrieb@unsere-zeit.de oder per 
Post: CommPress Verlag GmbH, Hoffnungstraße 18,45127 
Essen). Dies bestätige ich mit meiner Unterschrift. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit CE 


Meine progressive Woche 

(Vor)-Osterausflug 


Am ersten Abend eines Kurztripps nach 
Bratislava erzählt uns eine Deuts eh-Grie¬ 
chin aus Stuttgart, die hier Medizin stu¬ 
diert, in einer gemütlichen Kneipe und in 
breitem Schwäbisch, dass „Preschburg“ 
schön, der Rest der Slowakei aber fürch¬ 
terlich sei: „Die glauben immer noch an 
den Sozialismus“ 

Dass der hier herrscht, glaube ich - wider 
besseres Wissen - seit dem ersten Blick 
auf die Getränkekarte. Mitten im Regie¬ 
rungsviertel, mit Blick auf den Hochsi¬ 
cherheitstrakt der US-Botschaft und das 
Luxushotel Ritz-Carlton, kosten der hal¬ 
be Liter tschechisches Krusovice und slo¬ 
wakisches Zlaty bazant noch keine zwei 
Euro - gezapft, nicht gebottled, versteht 
sich. Fern der Hauptstadt lernen wir spä¬ 
ter noch ganz andere Preiswunder ken¬ 
nen. 

Eines dieser Wunder gibt gleichzeitig ein 
EU-Rätsel auf. Feinster Wein aus dem 
Burgund und der Toskana kosten hier im 
Restaurant nur die Hälfte von dem, was 
man am Erzeugerort bezahlen muss. Der 
slowakische Wein, vor allem der weiße, 
ist nicht schlecht, kostet gleich viel, ob¬ 
wohl ihm zur Qualität des italienischen 
und französischen noch einiges fehlt. 

★ 


Der Durchschnittsverdienst in Bratisla¬ 
va liegt bei 700 Euro, die Preise in den 
Shopping-Malls, die nach schlechtes¬ 
tem US-Vorbild am Rande der Altstadt 
aufgezogen wurden, liegen auf „Weltni¬ 
veau“. Das Angebot entspricht 1:1 demje¬ 
nigen, das wir von Stockholm bis Paler¬ 
mo, von Tokio bis Dehli oder von New 
York bis San Francisco überall finden, 
wo der Konsumterror herrscht. Dass wir 
länger als eine Viertelstunde hier aus- 
halten, ist ausschließlich dem Sauwetter 
und einem akzeptablen Cappuccino ge¬ 
schuldet. 

★ 

In einer anderen Welt sind wir auf dem 
Bahnhof von Strba. Hier ist nichts los, 
schließlich sind wir mitten in den Kar¬ 
paten. Aber, liebe Bahn AG, hier gibt es 
einen kleinen Kiosk und eine Kneipe 
und ein kleines Restaurant, auf dessen 
Besuch wir allerdings verzichten - aus 
Zeitgründen und weil die einzigen Sitz¬ 
plätze draußen sind. Und da herrschen 
minus sieben Grad. 

Vollends im Sozialismus wähnen wir uns 
beim Gang auf die Toilette. Von einem 
Glaspalast aus verkauft man links den 
Damen, rechts den Herren ein Billett für 
30 Cent. Außerdem gibt es vier Blätter 


Klopapier. Angesichts meines offenen 
Mundes drückt die Dame mir noch ein¬ 
mal vier Blätter in die Hand. Wenn das 
man nicht schon die erste Stufe des Kom¬ 
munismus war. Adi Reiher 


Der rote Kanal 


Tecumseh, DDR 1972 

Der Spielfilm ist dem Indianerführer 
Tecumseh gewidmet, der Anfang des 
19. Jahrhunderts versuchte, die Indi¬ 
anervölker zu vereinen. 

So., 7.4., 11.00-12.45 Uhr, mdr 

König Drosselbart, DDR 1965 

Die hochmütige Prinzessin Roswitha 
durchlebt die Niederungen von Ar¬ 
mut und Arbeit. Kindgerechte Un¬ 
terhaltung. 

So., 7.4., 12.00-13.15 Uhr, kika 

Die Frau, die singt - 
Incendies, Kan 2011 

Familientragödie vor dem Hinter¬ 
grund des libanesischen Bürgerkrie¬ 
ges. Unbedingt ansehen. (auch Mo. 
20.15 auf Einsfestival) 

Mo., 8.4., 0.05-2.13 Uhr, ard 

Dünkirchen - 2. Juni 1940, F/l 1940 

Trotz einiger Schwächen gelungene 
Verfilmung des Romans „Wochen¬ 
end in Zuidcoote“ von Robert Merle. 

Mo., 8.4., 22.50-0.50 Uhr, mdr 



- und das seit Wochen. Bekanntlich hat US-Präsident Obama sein Versprechen gebrochen, das Lager 
Guantänamo zu schließen. Stattdessen hat er einen neuen Leiter geschickt, gegen dessen Methoden sich viele 
Häftlinge seit Wochen mit einem Hungerstreik wehren. 

Nach Angaben des Roten Kreuzes leben noch 166 Gefangene auf Guantänamo. Fast ein Viertel von ihnen ist 
jetzt im Hungerstreik. Über den Zustand der Hungernden lässt das Rote Kreuz nichts verlauten. Eine Rot-Kreuz- 
Sprecherin erklärte, ein Grund für den Hungerstreik sei die ungewisse Zukunft der Gefangenen. Einige Männer 
leben schon seit mehr als zehn Jahren in dem Lager. 


Neuherausgabe 

Heinrich Vogeler/Johannes R. Becher, Das Dritte Reich 


Im Frühjahr 1934 legten der Worps- 
weder Maler Heinrich Vogeler und 
der Vorsitzende des Bundes prole¬ 
tarisch-revolutionärer Schriftsteller 
Johannes R. Becher unter diesem Ti¬ 
tel im Moskauer Verlag „Zwei Wel¬ 
ten“ ein im wörtlichen Sinne kleines 
Heft, eigentlich eine Sammlung von 
Zeichnungen und Versen über die 
politischen Verhältnisse im faschisti¬ 
schen Deutschland vor. Zum 80. Jah¬ 
restag der Machtübertragung an den 
deutschen Faschismus erscheint diese 
Broschüre als historischer Reprint. 
Vogeler und Becher waren als poli¬ 
tische Gegner des NS-Regimes im 
Moskauer Exil. Von dort versuchten 
sie mit ihren Mitteln einen Beitrag 
zum antifaschistischen Kampf gegen 
die Naziherrschaft zu leisten. Im Stile 
der Holzschnitte eines Frans Mase- 
reel gestaltete Vogeler für diese Bro¬ 
schüre gut 34 schwarz-weiß Zeich¬ 
nungen, in denen - ergänzt durch die 
Verse von Johannes R. Becher - All¬ 
tagssituationen, Widerstand und Ver¬ 
folgung im „Dritten Reich“ gezeich¬ 
net werden. Dabei formulierten Vo¬ 
geler und Becher in diesen Bildern 


und Texten auch ihre Hoffnun¬ 
gen auf eine Überwindung der 
Naziherrschaft. Die Botschaft 
des letzten Bildes lautet „Es 
lebe die kämpfende Einheits¬ 
front“. 

Der Reprint wird ergänzt durch 
einen historischen Kommentar 
des Herausgebers. 



Das Kapital fand einen neuen 
Scheroeru 

Daa Hakenkreuz steht über Kno¬ 
chen- Berflen. 


Das Dritte Reich, Moskau 1934, Re¬ 
print Kassel 2013,80 S., Format 11,2 x 


Das Dritte Reich 


Zeichnungen von H. VOGELER 
Verse von JOHASNES R. BECHER 


1934 

HERAUSGEBER: ZWEI WELTEN, MOSKAU 


12,5cm, 120gr. Papier, empfohle¬ 
ner Ladenpreis: 8,00 Euro 

Bezugsadresse: Dr. Ulrich Schnei¬ 
der, Kirchditmolder Str. n, 34131 
Kassel 

dr.u.schneider@arcor.de 
Auslieferung ab Mitte April 2013 


Lager Heuberg - das erste 
KZ Deutschlands 


Vor 80 Jahren begann der „SS- 
Staat“ 

Am 21. März 1933 wurde auf dem 
Heuberg bei Stetten am kalten 
Markt das erste Konzentrations¬ 
lager Deutschlands eingerichtet. 
Anlässlich des 80. Jahrestages der 
Errichtung veranstaltete die Verei¬ 
nigung der Verfolgten des Nazire¬ 
gimes - Bund der Antifaschisten 
Baden Württemberg(VVN-BdA) 
am Samstag beim Mahnmal am 
Rande des Truppenübungsplatzes 
eine beeindruckende Gedenkfeier. 
Nachdem der Vorsitzende des Stet- 
tener SPD-Ortsvereins, Walter 
Sambil, die Gäste begrüßt und in 
das Thema eingeführt hatte, hielten 
der Regionsvorsitzende Südwürt¬ 
temberg des Deutschen Gewerk¬ 
schaftsbundes, Peter Fischer ; sowie 
der 80-jährige DKP-Genosse Heinz 
Hummler Ansprachen. 

Es folgen Auszüge aus Heinz ‘ Rede. 

Liebe Teilnehmer an dieser Gedenk¬ 
veranstaltung, Kameradinnen und Ka¬ 
meraden, 

an einem 80. Jahrestag hier an diesem 
Ort zu stehen lässt einem keine andere 
Wahl als auf die Geschichte zurückzu¬ 
blicken. 

Und wenn ich dies heute angehe, kom¬ 
me ich nicht umhin, eine ganz andere 
Geschichte zu beschreiben, als die, wel¬ 
che in den Schulbüchern meiner Töch¬ 
ter stand und auch noch in denen mei¬ 
ner Enkel steht. 

Am 30. Januar war es 80 Jahre her, 
dass Adolf Hitler und seiner Nazi-Par¬ 
tei von den Rechtskonservativen der 
Weimarer Republik durch den Reichs¬ 
präsidenten Hindenburg die Macht in 
Deutschland übertragen wurde. 

Genau vier Wochen später brannte der 
Reichstag, und obwohl alle Fachleute 
eine Einzeltäteraktion kategorisch aus¬ 
schließen, gibt es bis heute so genannte 
Historiker, welche alle möglichen Ver¬ 
sionen erfinden, um nicht das Offen¬ 
sichtlichste zugeben zu müssen, näm¬ 
lich dass es die Nazis mit kriminellem 
Kalkül selbst gewesen sein müssen. 
Einen Tag später gab es dafür schon den 
ersten Beweis. Wohl vorbereitet wurden 
in ganz Deutschland 4 000 Funktionäre 
und Mitglieder der Kommunistischen 
Partei und zahlreiche Sozialdemokra¬ 
ten sowie dem Regime unbequeme Li¬ 
berale von der SA und der Politischen 
Polizei der Weimarer Republik verhaf¬ 
tet und in so genannte Verhörkeller 
eingesperrt. Drei Wochen später gab es 
hier auf dem Heuberg das erste KZ in 
Deutschland. Damit begann das größte 
staatlich organisierte Verbrechen in der 
Geschichte der Menschheit. 

Was hier auf der Gemarkung von Stet¬ 
ten am kalten Markt seinen Anfang 
nahm, endete mit der planmäßigen Ver¬ 
nichtung von Andersdenkenden, soge¬ 
nannten Andersrassischen, Anders¬ 
artigen, Behinderten und ins¬ 
gesamt mehr als 55 Millionen 
Toten in dem von Deutschland 
aus entfesselten 2. Weltkrieg. 

Doch damals erkannten noch 
viel zu wenige die Dimensionen 
der heraufziehenden Gefahren. 

Hatten die Kommunisten bei 
der Wahl des Reichspräsiden¬ 
ten 1932 noch gewarnt „Wer 
Hindenburg wählt, wählt Hit¬ 
ler und wer Hitler wählt, wählt 
den Krieg“, so wurde die Ge¬ 
fahr, welche von Hindenburg, 
vor allem aber von den Nazis 
ausging, von viel zu vielen ba¬ 
gatellisiert. 

Der Mössinger Generalstreik 
am 31. Januar 1933, nur weni¬ 
ge Kilometer von hier entfernt, 
welcher dem Aufruf der KPD- 
Landesleitung folgte, blieb eine 
Einzelaktion, obschon seine 
Bedeutung für den gemeinsa¬ 
men Widerstand im Nachhin¬ 
ein nicht hoch genug gewürdigt 
werden kann. 

Der Aufruf von Kurt Schuma¬ 
cher am 1. Februar 1933, auf 
der Kundgebung der Eisernen 


Front in Stuttgart, kam viel zu spät: „In 
der Stunde der Gefahr wenden wir uns 
auch an die kommunistischen Arbei¬ 
ter, denn nicht Bruderkampf, sondern 
Klassenkampf tut not... Die neue Epo¬ 
che des Kampfes gegen den Faschis¬ 
mus sollte auch ein neues Verhältnis 
zwischen uns und den Kommunisten 
einleiten“. 

Leider war zuvor schon im Juli 1932 der 
„Dringender Appell“ zur Einheitsfront, 
unterschrieben - unter anderen - von 
Albert Einstein, Heinrich Mann, Käthe 
Kollwitz, Arnold Zweig, Erich Käst¬ 
ner - sowohl von Sozialdemokraten 
als auch von der Gewerkschaftsfüh¬ 
rung abgeblockt worden. Die früheren 
gegenseitigen Beschimpfungen als So¬ 
zialfaschisten bzw. rotlackierte Nazis 
steckten noch in den Köpfen Vieler. 
Doch jetzt begannen auf dem Heuberg 
für alle dort Eingelieferten unabhän¬ 
gig von ihrer politischen Überzeugung 
vorher nicht vorstellbare Quälereien. 
Das Lager Heuberg war noch kein 
systematisches Vernichtungslager wie 
die hinterher entstandenen KZ, aber 
auch schon ein Ort der Unmensch¬ 
lichkeit, Demütigung, Willkür und Ge¬ 
walt. Nach wenigen Wochen waren dort 
schon mehr als 1 500 Häftlinge zusam¬ 
mengepfercht. 

Eine besonders perfide „Heuberger 
Spezialität“ war die Folter am Brunnen. 
Die Folter begann unter dem Wasser¬ 
hydranten, darauf folgte das vielfache 
Eintauchen in das eiskalte Wasser des 
Brunnentrogs, das Abspritzen mit Was¬ 
ser aus einem unter Hochdruck stehen¬ 
den Schlauch und das darauf folgende 
Abreiben der KZ der Häftlinge mit ei¬ 
ner rauen Scheuerbürste. 

So etwas nennt man heutzutage „wa- 
terboarding“, und ist der beste Beweis 
dafür, dass die Foltermethoden der Na¬ 
zis noch immer nicht aus den Reser¬ 
voirs der Machtapparate verschwun¬ 
den sind. 

Auf dem Heuberg wechselten sich 
Scheinhinrichtungen, Prügelorgien 
und Demütigungen ab. Die SA ver¬ 
suchte immer wieder Sozialdemokra¬ 
ten und Kommunisten gegeneinander 
auszuspielen, indem sie Denunzianten 
die Freiheit versprachen. 

Dass dies so gut wie nie klappte, be¬ 
schreibt Erich Rossmann, der damalige 
SPD-Landesvorsitzende und Reichs¬ 
tagsabgeordnete so: „Die Kommunis¬ 
ten hatten unter sich vereinbart, sich 
von den SA-Banditen nicht gegen uns 
missbrauchen zu lassen“. Die Klassen¬ 
solidarität funktionierte also doch... 
Die Überlebenden berichteten, dass 
Sozialdemokraten wie Kurt Schuma¬ 
cher und Oskar Kalbfell, der späte¬ 
re OB von Reutlingen, getragen von 
der Solidarität im Lager versprochen 
hatten, es nie wieder zum Zwist unter 
Klassenbrüdern - das mit den Klassen¬ 
schwestern war damals noch nicht in - 
kommen zu lassen ... 



Die Stadt Hannover benannte eine Straße nach 
einem der ersten Toten auf dem Heuberg. 


































